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Linie 
theilteife modificirend jomohl die Natur des zur Beſchlußfaſſung vorliegenden Gegen- 
ftandes als die Stellung der Befchließenden im Organismus des Staates. Alle 
biefe Momente laſſen insbefondere jede Analogie in Bezug auf die Deffentlichteit 
De ee — in einer Bollsvertretung unb ben Wahlen für bie 
als fehr bedenllich erſcheinen. Die Mitglieder der Volfövertretung 
eine Elite der Bevöllerung, indem fie eine hervorragende gejell- 


im Ganzen 
andy bagegen bei ihmen vie Gefahr eines beſonders ftarken Einflufjes der Regterung 
nahe liegt, jo kann dieſe body durch mancherlei rechtliche Schugmittel befeitigt oder 
bebeutend eingefhränft werben, Auf ver andern Seite ift es im Wefen ver Re— 
aſſung begründet, daß das Bolt wie die Debatten fo auch die Ab- 
feiner eingelnen Abgeorbneten erfahre, weil nur unter dieſer Voraus— 
fegung bie Bolfsvertretung gehörigen Einfluß auf vie öffentliche Meinung zu üben 
vermag und wiederum durch die öffentliche Meinung die nöthigen Impulfe empfängt. 
Deshalb ift für die parlamentariihen Abftimmungen möglichft ausgedehnte Deffent- 
lichkeit naturgemäße Regel, und wenn für Wahlen innerhalb der Volksvertretung 
(Beftellung des Präfiviums, Kommiffionswahlen u. f. w.) von biefer Regel ge 
mwöhnlid eine Ausnahme gemtht wird, fo rechtfertigt ſich biefelbe nur durch das 
Streben, perfönlihe Neibungen und Konflikte zwiſchen den auf dauerndes Zu— 
fammenmirken angemiejenen Mitgliedern möglichft zu vermeiven. Diefe legte Er- 
wägung trifft bei den Wahlen für bie Bolksvertretung faum zu; dagegen ift bier, 
befonbers wenn das Stimmrecht ein fehr ausgebehntes ober allgemeines ift, bie 
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pflichtig, überdem aus ven Geſchlechtern ver ſtädtiſchen Rathsmänner 
): I, Sim wirklichen Ritter wurde in Dentfchland in ber Regel nur ber 
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Ein anderer en eg * niedern Adels iſt aus dem urſprünglich 
— oder nur halbfreien Stande der Dienſtleute hervorgegangen. 
Verbindung des Dieners mit dem vornehmen Herrn war von Alters 

—2* ermanen ein Weg, der jenen emporhob. Der Dienſt brachte Ehre, 


Das n. Die Träger ber fürftlihen oder dynaſtiſchen Hofämter (ber 
Truchſeß, der all, der Kämmerer, ver Schenke) erwarben mit dem Amte auch 
einen Grundbefig zu Erbrecht und hatten Theil an dem Glanz und 
ber Gitte des Hoflebens. Auch fie trugen Waffen und folgten dem Heren im bie 


Gehven, wie bie Nitter. Anfangs beftand zwiſchen ven beiden ſtändiſchen Klaſſen 
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ö was Lubwig XL begonnen Hatte, 
en töniglichen Staatsgewalt, neben ver für efnen en 
. Diefer verlor alle Landeshoheit und erhielt auch feinen Er- 
fa in einer Reichsſtandſchaft. Er erhielt ſich eine Welle noch in ber verlümmerten 
Geftalt einer privilegirten Bairie, als vornehmfter Hofadel. Ebenfo büßte ver 
niebere Übel in Frankreich feine politifche Selbſtändigkeit ein, von ben königlichen 
Gerichtshöfen und den Königlichen Beamten zugleich bebrängt, und feiner, t 
entlleidet. Auch er zulegt nur. feine Privilegien zu retten und wurde dadurch 
verhaßt. Die Revolution machte denſelben ein Ende und proflamirte 
1791 vie des Adels als Folge der Menj 
Die Geſchichte des deutſchen Adels ging während der legten Jahrhunderte 
einen andern Weg, aber war im de das nämlide. Der 
hohe Ei bie Auflöfang des deutſchen Neichs feit lang 
vorbereitet und verſchuldet. Als der alte Bau des Reiches endlich zufammenbrad, 
murbe en- und Herrenftand unter ben Nuinen besfelben begraben, 


in ber nothwendigen Sonberung von Staat und Kirche und filr beide von glüd- 
lichen aber für bie Inſiltutlon des hohen deutſchen Reichsadels war 
fie ein ſchwerer Schlag. Es wurde gewiffermaßen ber eine Flügel des alten Pradt- 
ra ge Man nahm ben Kurfürften die weltliche Herrſchaft und die 
e k 
Die Mediatifirung ber Stanbesherrn und ihrer Familien war ein 
und töbtliher Schlag, auf bie Eriftenz des hohen Reichsadels geführt. Auch 
e war vorbereitet burd die Wandelung der Zeit. Die Heinen Fürftenthümer und 
Lanbeöherrfhaften ver Reichsgrafen hatten feinen Halt mehr in einer Zeit, welde 
bie großen Maffen bewegte und mit mafjenhaften Mitteln wirkte. Sie waren zu 
‚ um ben Stürmen zu wiberftehen, welde über Europa hintobten, und zu 
arın, um bie gefteigerten Bedürfniſſe des modernen Kulturlebens zu befriebigen, 
Sie waren feine felbftändigen Staaten mehr und verbienten daher auch nicht, ein 
ſtaatliches Scheinleben fortzufegen. 

Freilich verfuhr man damals nicht nach natürlichen Principien. Die Intriguen 
ber Unterhändler, die Beſtechung der vortragenden Räthe in dem Kabinet des 
Erſten Konfuls Bonaparte, verwandtſchaftliche Rücſſichten auf ven Hof von Peters- 
burg hatten auf den Entſcheid einen größern Einfluß als vie Erwägung der 
Stammes- und Machiverhältniffe. Im Süden von Deutfchland wurbe viel ener- 
giſcher aufgeräumt als im Norben. 

Damit war die Landesherrſchaft des hohen Reichsadels gebrochen, fo 
weit es bemfelben nicht glücte, fih zu voller — freilid aud nur ſcheilubarer — 
Sonveränetät aufzuſchwingen. Auch das andere Hauptredht des hohen Reichsadels, 
die Reihaftandfhaft, ging ebenfalls unter mit der Auflöſung des deutſchen 
Reihe. Die ganze ftaatsrechtlihe Stellung desfelben verfiel fo in Trümmer. 
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Südperu und die hilenifche. Die Landenge von Panama ſelbſt ift eine 
‚hervorgerufene Erhebung. — Die Andes felbft 


; 
Ei 
- 
4 
S 


Unterbrechung durch Querketten. Die Längenthäler find die vor— 
herrſchende Bildung. Die höchſte Höhe erreichen fie in Bolivia in dem Pic 
Sorats (23,281*) und Yllimani (22,845°) umd bamit zugleidh vie größte 
Erhebung des ganzen Erbiheiles, — Die Eordillere von Mittelamerika ift durch 
zwei Ginfentungen, die der Landenge von Panama und am Golf vom Tehuantepec 
abgegrenzt, eine ſchmale Reihe vulkaniſcher Kegel von 10,000—15,000* Höhe. — 


von Bulfanen (Popoeatepetl 16,680°) zieht fi auf biefem Plateau in der gemöhn- 
lichen Richtung der Bulfane in Amerika entgegengefegter Linie von Weft nah Dft. — 
Die Eorbilleren von Norbamerifa endlich haben Paralleltetten, welche Hochflächen 
einfließen. Im Weften zieht fi der Küfte entlang die Gorbillere von Sonora, 
bie Sierra Nevada und bie langen weftlihen Corbilleren over Geealpen; im Dften 
t bie Bergfette ven Namen ver Sierra Madre, dann ver Eorbillere von Anahuac, 
im Norben das Felſengebirge (Rody Mountains), bis 15,700 hod. Beive Linien 
find durch Duerzlige mit einander verbunden, welche bie einzelnen Plateau’s trennen, 
im Norden das Beden von Eolumbia, dem das Gebiet von Utah, dann das des 
Colorabo folgt. 

Unter ben einzelnen Gebirgsgruppen ift zuerft das braſiliſche Gebirgsiand her» 
vorzuheben, von fehr bedeutender Ausdehnung (20,000 DO.M.) zwiſchen ver Ebene 
Amazonenfiromes im Norven, dem Gebiet des La Plata im Weften, vem 
atlantiſchen Deean Im Süden und Oſten. In Südamerika liegt ferner das Hoch- 
land von Guyana, das Küftengebirge von Benezuela und vie Sierra Nevada von 
Santa Marta, ein zwiihen ver Mündung des Magdalenenftromes und dem Bufen 
von Maracalbo ſich fteil erhebendes Maflengebirge (Horqueta 17,000'). In Nord 
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von Canada (Albany-Gebirge) und von Labrador, wie einzelne Bergmaffen in 
Grönland zu erwähnen, Auch die Antillen haben Gebirge, zum Theil vultanifche, 

Das Tiefland nimmt beinahe zwei Drittheile des ganzen Erdtheils ein, 
ba das Meriviangebirge am weſtlichen Rand liegt und es erſtreckt fih vom Oſt⸗ 
abhang vesjelben bis an das Ufer des atlantifhen Dceans von Süden bis Norden, 
nur buch bad weftinbifche Meer unterbrochen. Diefe Tiefebenen haben aber auch 
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das gefammte Staatsgebiet, fie ift das Haupt im Amtsorga⸗ 
die Einheit besfelben, * unter ihrer Mitwirkung ber Fuͤrſt 
orbnumgen über die Amtsverwaltung erläßt, die Aemter beſetzt 
tonteollirt. Die Wirkfamteit diefer Centralbehörbe ift theils eime 
eine vollziehende. Im einigen, beſonders größern Staaten fteht 
srath zu, welhen dann hauptſächlich vie Berathung der Gefege 
Berorbnungen anvertraut ift, während die höchſte O 
efammtminifterium vereinigt wird, Nur in den wichtigften 
jur gemeinfamen B und Grlaffung einer 
zufammen; in der Regel find vie Gentralgefhäfte nady den Hauptzweigen, 
bie bie ftaatlihe Thätigkelt fpaltet, auf verſchiedene Minifter vertheilt und 
en biefe unter ihrer alleinigen Verantwortlichleit beforgt. In normalen 
Staaten finden fid) darnad) minbeftens fünf Arten von Miniftern: 
ber auswärtigen Angelegenheiten, bes Kriegs, des Innern, der Juftiz 
und ber finanzen (ſ. Art, Minifter); in größern Staaten theilt fi dann oft das 
Minifterium bes Innern wieder in ein Kultus-, Hanbels- und Polizeiminifterium. — 
Diefes moderne Syſtem, welches alle einer oberften Entſcheidung und Kontrolle 
en Ungelegenheiten einer für's ganze Land gleihmäßig entſcheidenden höch ⸗ 
rbe zumeist, wird das Syſtem ber Centralifetion genannt. 
entfpricht in ven aus nicht ganz verfchiebenartigen Beſtandtheilen 
zufammengefegten Staaten allein ber Natur der Dinge: fie gewährleiftet die Geidh« 
möäßigfeit und Gerechtigkeit der Staatsverwaltung, indem nur burd fie die har- 
e führung ber ftaatsleitenden Ideen, nur durch fie der Sieg der Ges 
fammtintereffen Über den Sondergeiſt gefichert ift. Freilich vermehrt ver oft mit 
der Gentralifation verbundene, aber vermeibliche Uebelftand des Zuvielregierens, 
wobei Dinge, welche befier den untern Behörben ober ber freien Thätigfeit ber 
Genoſſenſchaften überlafien bleiben, in ven Gejdäftstreis der höchſten Behörden 
hinteingezogen werben, bie Laften des Volls und beeinträchtigt die natürliche Araft 
feiner Selbfithätigkeit. — Gegenfag der Eentralifation (das fogenannte Realfyftem) 
ift das früher üblihe Provinzialfyftem, nad weldem für jede Provinz sein 
Statihalter zur oberften Leitung der Stantsthätigfeit unmittelbar unter dem Sou- 
verän eingefetst ift. Während im Realſyſtem jever Minifter einen andern Geſchäfts— 
kreis hat, biefer fih aber auf das ganze Staatsgebiet erftredt, fo hat im Pro« 
pinzlalfyftem jeder Statthalter einen andern Kreis des Staatögebiets unter fid, 
© otreis umfaßt dagegen alle Hoheitsrechte. 

Unter den höchſten Behörden ftehen, mit dem eigentlichen Vollzug ver Staats— 
aufgaben betraut, die Mittel» und Lokalbehörden, erftere um jenen Boll 
zug in einem gewiflen Kreife des Staatsgebiets zu leiten und zu kontrollirem, 
legtere um in dem Bezirke unmittelbar die Staatsaufgaben ins Leben zu jegen. 
Doch ift Bloß in ber Gerichtsverfaſſung dieſe dreifache Abftufung ver Behörden in 
Deutihland überall beibehalten. In der Berwaltungsorganifation erſcheinen befonbers 
in Meinern Staaten bie Kreisbehörben als überflüffig, indem ihre Funktion bei ven 
entwidelten Verfehrsmitteln eben fo gut von der hödhften Behörde ausgeführt wer- 
den lann und oft mehr Berfchleppung als grünlichere Behandlung Folge biefes 
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In Roatsreitligen und in dölferreßtligen Berfättnifen, nomenttich aber im 
letzteren, wird allgemein bie „Anerfennung" als ein fehr wichtiges Moment 





I. Unter „Anerkennung“ verfteht der deutſche Sprachgebrauch das 
Eingeſtändniß des PVorhandenfeine einer Thatfade, d. b. bie 
Yeußerung ber Ueberzeugung, daß eine von anberer Seite behauptete ober ' 


i 
ein, daß in dieſer Allgemeinheit die Anerkennung kein juriſtiſcher fein Tann, 
Aber auch bezogen auf Rechtsſätze oder Rechtsverhältniſſe ober bie 
en ober anderen (jnriftifche Thatfachen) hat die Anerkennung in ber 

feine rechtliche Wirfung; fie ift weder eine Rechtsquelle noh eina 

emeines Nehtsinftitut; benm bie Rechtsnormen unb bie Berechtigungen 
dab In ber Regel eine von der Anerkennung fowohl der durch biefelben ver- 
pflihteten als britter Perfonen 28 Eriftenz, und andererſelts wird man 


pflichtet. 
dieſen Grundſfätzen. 

1. Unter gewiſſen Borausfegungen wird durch bie Anerkennung eines Rechts - 
ſatzes objeltives Recht geſchaffen, namlich wenn die Erforderniſſe des ſogenaunmten 
Gewohnheitsrehtes in einem konkreten Falle vorhanden find. Die Uner- 
lennung eines Redhtsfages von Seiten ber Mitglieder einer Gemeinfchaft, wenn 
fle in einer gemeinfamen Ueberzeugung begründet ift umb fi im Rechtoleben durch 
biefer Ueberzeugung entſprechende Handlungen volljogen hat, bewirkt bie rechtliche 
Geltung jenes Satzes, falls derſelbe nicht ſchon ohnedieß eine ſolche in bem bes 
trefjenden Kreiſe gehabt hat. Damit die Anerkennung bie Kraft einer Rechtsquelle 
babe, muß fie aljo erfolgen in der Form der Uebung eines Rechtsſatzes, ber Uebung 
muß zu Grunde liegen eine entiprechende Ueberzeugung, die Ueberzengung muß 
zurüdgeführt werben fönnen anf bie geiftige Einwirkung einer Gemeinfhaft (Bol. 
den Artikel Recht, Rechtsquellen). 

2. Zumeilen ſchreibt das Recht der Anerkennung einer angebligen Thatſache 
ober eines angeblihen Rechtes vie Wirkung zu, daß das jo Anerfannte juriftifch 
ür wahr gelten fol, Insbefondere wird durchgängig dem nicht mehr anfecht- 

richterlichen Urtheile durch bie Rechtsordnung Rechtskraft, wenigftens für bie 
Barteien beigelegt, indem fein Inhalt, wenn berjelbe and den thatfächlichen Ber» 
hältnifjen oder dem objektiven Rechte nicht entſpricht, doch als richtig angenommen 
werben fol. Ebenſo wird z. B. was eine Partei im Civilproceß zu ihrem Nach- 
theil ausjagt, vermöge rechtlicher VBorfhrift für wahr angefehen. Eine foldhe Fil- 
ton muß aber, um juriftifch anwendbar zu fein, immer auf einen pofitinen 
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rizt ten Namen Hidichäs. Der Oftabhang tiefer Kette iſt uns noch 
anrtz dert liegen die Daſen Teima, Tebuk, Chaibar. Der Küftenfaum 
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ar art der Oſtſeite des Bergrückens den Namen Jemen eder glückliches Arabien 
ibdit. Dort zaren and in alter Zeit ſchon feſte Wohniige und geordnete Staaten, 
derer Zeuzen die Stãdtetrümmer urd Infchriften auf ten Hochebenen find. Unter 
den Elder Grad birgt die Küfte nach Oſten, das Gebiet von Mahra und Hadra⸗ 
2 ze ſid die Umen Dert deginnt, we Arabien ter perfiiben Küfte nahe 
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sanfte Sf, an teilen Geſtade fih Lahſa ober al Ahſa himzieht, 
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die ſie als unpraftifch der 

Suspendirung die Bank, um die gefegliche Höhe —— u erhalten, ihre 

allzuſehr —— mußte und dadurch die und 

e Bantafte mag nichtsdeſtoweniger in manchen Buntten auch 

FR —— dieſer Nuhen hätte ſich aber auch auf anderem Wege er- 
ab — iſt ihr Princip auf andere Länder nicht übertra —* 
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} we ie England Hat dem Staat ein großes Anlehen gegeben, 
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——— mit dem Staat, fie Hatte zeitweilig das Recht, 
nicht einzulbſen, kurz fie rechnet noch auf befondere Privilegien von 


il 
a 


Selten der —— falls die Umſtände es ey Wir haben alſo das 
Syſtem ber irten Gentralbanf, deren Uebermadt über alle andern Banten 
hauptſãchlich —— begründet iſt, daß ſie ganz vorzugsweiſe das bequeme und 


Nolengeſchaft betreiben darf. Aehnlich if e8 in Preußen, für deſſen 
die Normativbedingungen von 1848 allen Privatbanfen nur eine 
e von 7 Mil. Thalern und dies unter fehr —— Um⸗ 
Maden geſtatten, während die Preußiſche Bank, deren Theilhaber der Staat iſt 
—— unter —— Stantsaufficht fteht, flets weit über 100 Mill. Thlr. 
Satan In Frankreich und Defterreih hat überhaupt nur eine 
das — ———— ja die öſterreichiſche nn ift faft zum Finanz⸗ 
organ des Staat geworben. In der Schweiz, in Schottland und Nordamerika 
dagegen Banffreiheit, wenngleih vieje in Schottland feit 1845 etwas 
in Nordamerifa aber dadurch verbunfelt ift, vaß die Banken einen den 
zur Noten überftelgenden Betrag an Staatspapieren angeblich zur ſichern 
ber Noten deponiren müſſen. 

‚Eheoretifch hat das legtere Syſtem mehr Gründe für fih. Warum bei dem 
Kotengefääft, das dod nur eine Art Depofitengefhäft ift, eine Ausnahme von 
dem allgemeinen per ber Handelsfreiheit mahen? Warum durd das Verbot 

Enifiehen von Banken erfhweren, die dem Verkehr fo 
ao? Barum hier die Konkurrenz ausſchließen, deren freies Wirken 
an führen würde, daß überall Banken auftauchen, die mit ihrer nächſten Ums 
—————— Beziehung ftehen, die nit vom Staat zu financiellen Zweden 
werben können und bie, wenn eine bavon ſchlecht geleitet wird, nicht 

en # Stagtewörterbud. Ban I. 16 
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limme ſtets dem Syſtem me werben, Wenn nidt 
wird biefe Frage in der Literatur wohl niemals endgültig 
ohl aber wird die Frage, ob Freiheit ober Eentraliftrung 
des Banlweſens, fo weit es fich barım handelt, durch melde gefeglichen Beftim- 
mungen betreffs der Noten das eine oder andre Syſtem verwirklicht werben foll, 
vielleicht dadurch unintereffant und hinfällig werden, daß die Noten gegen andere 
Krebitarten mehr in den Hintergrund treten. Wenn wir bebenfen, daß in England, 

Entwidlung des Hanbelsfrebits allen anbern Ländern voraus ift, im 
Laufe eines Jahrzehnts die cheques ſich verboppelt, die Noten dagegen um ein 
Geringes vermindert haben, fo ſcheint es nicht unberechtigt, and) bie Banknote, 
um einen beitebten mobernen Ausbrud zu gebrauden, nur als eine wirthichafts- 


Kategorie zu betrachten, 
Geren Handelsbanken, deren Organifation wir hiemit kurz geſchildert 
‚ In weldem Falle außer den für alle 
eltenden Gefegen gewöhnlich noch beſondere Vorſchriften ber 


oft weiter an bie großen Banken, verhalten ſich alfo zu ben legteren wie bie 
roßhändlern; häufig nähern fie fich in Anbetracht ber großen 
Ausdehnung ihres Gffeftengefchäfts ven Credits mobiliers. In einzelnen Staaten 
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d efehen von ber bie 

uns hier t angeht, Fra — 
—* 


— jüngern Datums als bie Hanbelsbanten, da € bes 
BP m den cn al 
en eutigen 
Tages nod fein ausgeſprochenes Bebärfnig nad entwideltem Hypothelenkredit 
und bie älteften Grunbkrebitbanten find die preußifchen Landſchaften, deren —— 
1769 in Schleſien det wurde. Die Geſellſchaft war ein Verein der Nitter- 
ber Provinz, welche die Güter ber Mitglieder bis zur Hälfte bes 
belieh, während dem Gläubiger die Gefammtheit ber im Baflge ber Land» 
befindlichen Güter Sicherheit des Kapitals und ber Zinfen garantirte. Der 
konnte ber Landſchaft kündigen, nicht bem einzelnen Schulbner, die 
Landihaft aber aud dem Schuldner; fie konnte bei Saumfeligfeit in feinen 
Leiftungen fein Gut fequeftriren und hatte überhaupt große Rechte, konnte Geld- 
— * perfönlichen Arreſt verhängen und hatte große Privileglen im Konkurs. 
Letziere Rechte find nad heutigen Begriffen und Bebärfniffen bertrl übertrieben, das 
ngsreht, des Gläubigers gegenüber ber Landſchaſt in ruhigen Zeiten zwar 
nicht ſehr gefährlich, aber nach jegigen Verhältniffen, wo Pfanvbriefe au porteur jeber- 
=. Es Börfe verfäuflich find, nicht mehr zwedmäßig. Der Hauptmangel ber 
Inftitute war, bob fie Händifch waren, jeber Rittergutöbefiger mußte ber Lande 
beitreten und fein anderer Grunbbefiger konnte daran theilnehmen — ein 
‚ das Anfangs * Jahrhunderts verlaſſen wurde, jedoch ohne daß dadurch 
; Hleineren Grundbeſitzer herangezogen worben wären, Abgefehen von biefen 
zu entfernenden Mängeln waren biefe alten Inftitute fehr rationell, was 
aud ihre Ausbreitung und ihr Gedeihen in Norddeutſchland, befonbers Preußen 
beweist. Sie geben und nehmen einen de facto langen Krebit, fie ermöglichen 
‚dem Schulbner ſich durch Theilzahlungen zu befreien (bie Amortifation iſt jeit 
1858 in Preußen foger obligatorijh), fie waren und find folive lolale Inflitute, 
Wie bei der Hanbelsbanf das Depofit in feinen verſchiedenen Formen dem Wechfel 
und Lombarbvarlehen, jo ftehen fi hier Pfandbriefe und safe gegen- 
über. Der ganze Geſchäftsgang ift einfacher, die Schuldner der Anftalt wechfeln 
weniger, ebenfo die Gläubiger, —* wenn bie Pfandbriefe au porteur lauten und 
untundbar find, für die Banf gar feine Berlegenheit bereiten können. —— 
iſt hier die Genoſſenſchaft der Schuldner als erg am ‚Pag; 
beiden Parteien gegenüber neutrales Organ, das burd fein eigenes 
Sicherheit bietet, dafiir aber auch einen Theil des Gewinnes für fich behält, 3 
hier unnöthig, da bie Gefammtheit ver Schulpner genügende Sicherheit bietet und 
es bier bei der Bankverwaltung mehr auf Solivität und Kenntniß des Landes als 
auf faufmännifche Gewanbtheit anlommt. Es wäre baher zu wünſchen, daß Krebit- 
anftalten nad Art biefer alten Landſchaften allenthalben entftünden und jebe in 
a Kreife den Landwirthen Kapital, den Befigenben fihere Renten gewährte, 
— ob dleſe Inſtitute auch eine Art Gentralifationspunft in einer großen 
Landes-Banf ober in einem Eentralbirenu finden müßten, iſt zur Zeit 
ee unpraktiſch, weil es an einem Nete lokaler Grunbfrebitbanten nod fehlt; 








boanten weniger ‚ fo find dere Anſtalten 

Be un he Badianung it De Onpodieemmnfaltzr mega kr DER 
— Sy er Kreditart nicht Kern 
erungsbanten, beren unferes Wiſſens In Deutſchland 
len, haben ben — den Schulduer gegen Kündi oder den Glaͤublger 
— — fe Geelligaften, die jedeß 
er en HT km Se 
—* — es Hypothelen · Altienbanlen; Kan ch * 
Vermittler und Verſicherer such, 

eg bes beflges in x ee —3— — 
— Berhigen Selmitel unfere air qm menge" enter 
itzuftände, Ob biefen ber Staat aufer hu wre Geſetze and) 


durch peluniäre Unterflügung, durch Staatsbanlen, pe e Berelne, 
oder billige Darlehen nachhelfen folle, wie es Friebrid) der e und jetzt noch 
manche Regierungen haben, dies ift nicht allgemein zu beantworten, und mag 


wohl fe bei intelleftuell zurüdgebliebener Bevölferung am Plage fein. 
Nicht zu verwechjeln mit ftaatlichen Hypothelenbanken find bie als 

Suftitution zu betrachtenden ftaatlihen Rentenbanken, Rentenkaffen zc., veren erſte 
1832 in Kurheſſen entftand und bie feit 1848 in Deutſchland wichtig wurben. 
‚Sie find das nothwendige Korrelate der Ablöfungsgefege, durch welche ber Grund 
und Boden freies Eigenthum der Bauern wurde. Die plöglide Veränderung ber 
Berhältniffe erforderte ein gleichzeitig auftretendes Imftitut, duch bas es dem 
Bauern möglid wurde, die an Stelle ver frühern —* aa peluntären 
Berpflihtungen zu erfüllen, und durch das zugleich dem frühern 

Be für = Genuß der ihm gelaffenen wirihſchaftlichen Rechte geboten 


—— bie Handelsbanken insbeſondre dem Kaufmann, bie verfhiebenen Arten 
von Hhpothefenbanken dem Grundbeſitzer dienen, an welche Bank wendet ſich ber 
Subaftrielle oder ver Gewertsmann (um uns einer neuen, guten Terminologie zu 
‚beblenen), ber bod bes Kapitals und bes Krebits ebenſo I gt bebarf, wie bie beiden 
anbern Stände? Soweit er umlaufendes Kapital für Arbeitslohn, Rob» und Hülfss 
ur ıc —— ſteht ihm die Handelsbank frei; er lann Wechſel ziehen und bie 

tirt dieſelben; ex kann feine Waaren gegen Lombard-Darlehen verpfänden. 

ee Grund und Boden und Gebäube bat, ober kaufen reſp. herftellen will, 

Tann ex ſich des Hopothefenfrebits bedienen. Der Heine Gewerlsmann, deſſen Lage 

ber des Arbeiters immer ähnlicher wird, kann allervings auf tie Hülfe ber großen 

unb Hypothelenbanken nit rechnen, für ihn insbefondere find aber bie 

elitzſch'ſchen Genoffenfhaftsbanten da. Noch immer bleibt aber gerade für 

den großen Inbuftriellen eine Lücke betreffs der Werkzeuge und Maſchinen d. h. 

besjenigen firen Kapitals, das wegen feiner großen Abnutzung und ber 

bes Werthloswerbens durch neue Erfindungen fih durchaus nicht zum Hypoth 

t eignet. Für derartige Bebürfniffe bleibt der Inbuftrielle auf feine eigenen 

— — ben Privaikrivit angewieſen; theilweiſe höchſtens iſt hier Wechſeltredit 

inſoferne der Gewerfömann auf hohen Gewinn und damit auf bie 

— der baldigen Rüdzahlung feiner Schuld rechnen kann. Große Induftrielle 

Unternehmungen, bei denen es ſchwierig wird, das nöthige Kapital zum Anfange 

bes Gejhäftes aufzubringen, werben in nener Zeit häufig auf dem Wege der Altien« 
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fordere und Zwang übe, Im der Zeit der Neformatlon wurde er aufgeweckt durch 


die neue Chriſtenlehre, welche ihm freiheit verſprach, und zornig rüttelte er an 

ben alten Ketten in dem Bauernkriege, aber ohne großen ee Die Herr- 

soft fragen in ven folgenden Jahrhunderten an manden Orten härter noch 
ſtrenger. 


Be ‚ohne Entgelb — zum — losläuflich erflärt wurden, die Um« 


mönnlide Sandbevdiferung, die Gleichſtellun ung mit den Stäbtern, bie Theilnahme 
ch find einzelne arafteriftifche Züge 
biefer Umwandlung, welche zu Ende des vorigen Jahrhunderts beginnt, theilweife 
mod vor der franzöfifchen —— und um bie Mitte des neunzehnten Jahr» 
— ihre Endſchaft erreicht, 
Die Veränderungen innerhalb der Sitte und Dentweife der Bauern 
> find aber teineswegs fo groß, wie die Umgeftaltung ihrer Nechtsverhältniffe 
—— ſtaatlichen Stellung. Der Bauer hält mit nachhalilger Zähiglelt die er⸗ 
Gewohnheit feft und folgt nur fangfam und ſchwer beweglich ven Wand ⸗ 
Ben der Zeit nad). Die bäuerlichen Yamilienfitten und Eigenheiten find daher 
heute noch auf unzähligen Höfen und im vielen Dörfern fo ziemlich diefelben, wie 
vor t und mehr Jahren. Wie der Bater es gemacht, jo treibt es der Sohn 
fort und bie Bäuerin beruft fi gern auf bie Weiſe Ihrer Mutter und 
Großmutter. Deßhalb kann man heute nod in Deutſchland von einem Bauern» 
Rande reden, ver ſich no unterfcheide von der Übrigen bürgerlichen Geſellſchaft. 
Inbefjen ift auch der alte Bauernftand in Iangfamer Zerfegung und in einer 
fortgefegten Wandlung begriffen, welche In den fultivirteren Gegenden ſchon er« 
Beh gemacht hat, und unaufhaltfam aud in die übrigen Bezirke 
Hineimnirft. Das Gefühl des vollberehtigten rn en und 
die Hebung der daraus folgenden politifhen Rechte und Pflichten, welche ohne Rüd- 
ſicht anf die mittelalterlichen Stände gleihmäßig über das ganze Volk ausgebreitet 
find, —* doch den Bauern über die alte und gedrülckte Lage empor und bringen 
ihn in vielfältige Berührung und Gemeinfcaft mit den Übrigen Klaſſen. Ber- 
beſſerte Schulen verbreiten aud über das Land bie moberne Bildung, bie ganz 
überwiegend einen bürgerlichen Charakter hat. Wohlhabenvere Bauern laſſen öfter 
ihren Söhnen eine höhere Schulbilvung und nicht felten eine —— Er ⸗ 
‚und Töðchter aus guten Familien werden zuweilen In ſtäbdtlſche 
ftalten geſchickt. Die Zeitungen und Zeitfchrlften werben aud) auf dem 
; der Kalender und das Gebetbud find nicht mehr die einzigen Bro- 
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Sauerufland, 


Bucher, melde in Bauernhänfern zu finden find, Polltiſche, geſchicht - 
tech ——— Kar ee > die Werte unferer Alaffiler 

in wohl erſcheinen, auch auf dem Lande wohl 
‚und Beliebt geworben, Freiheit und Bildung gehen fo Arm in Arm 
can nee Stern fängt erde 0 


f 


der allgemeinen Wehrpflicht, die TIheilnahme an den Gemeinbeämtern und bie 
Nöthigung fir die Gemeinde zu denken und zu forgen, die Pfliht, als Schöffe 
ober worner bie öffentliche Rechtspflege verwalten zu helfen, bie Thätigteit 
ber Män tativen Berfammlung 


wird, fo oe auch ftäbtifhe Erfindungen und Berbefferungen der Kultur 
langfam über, Der Landbau felber muß vationeller als früher betrieben werben, 
damit er bie —— aus halte. 

Durch alle dieſe Einflüſſe wird doch zuletzt auch die ſtarre Erbſitte der Bauern 
aus. den alten Geleifen weggeſchoben und zur Umbildung genöthigt. In dem Sprach- 
gebrauche wird die Veränderung angedeutet. Das Wort Bauer bezeichnet vor« 
zugsweiſe ben älteren herlömmlihen Zuftand, der Ausdruck Landwirth eher 
die moderne Umbildung. 

Der konfervative Grundcharalter bes deutſchen Bauernftanbes ift file dem 
deutfhen Staat von höchſtem Werthe. Deutfchland ift reicher an den fo bewahrten 
Bollsträften als die andern europäijchen Länder und kann nod) Jahrhunderte lang 
aus biefem Grundſtock jeiner Bolksmacht fchöpfen, ohne ihn auszuleeren. Der 
Bauernftand ift wie leiblih, jo auch geiftig in einem fortwirkenden Zufammen« 
bang mit ber Natur geblieben. Indem wir diefen Zufammenhang bewahren, 

‚unfere Kultur natürlich und gejund, 

Seine volle Kraftentwidlung kann — ber Bauernſtand erſt gewinnen, ſeit⸗ 
dem er mit ſeinem Boden ja unb zugleich ver modernen Flvung zu⸗ 
— lid geworden iſt. Vorher war er großentheils eine rohe und träge, nur 

zu gehorchende, unter ver Herrſchaft und Vormundſchaft ftehende Maſſe. 

rt „dauriſch“ war ſhnonhm mit roh und gemein. Nun hilft er ſelbſt · 

—* und ſelbſtthätig mit eigenem Willen arbeiten an der gemeinen Wohl- 

fahrt, Wenn er dabei nur langjam fortfchreitet, fo ift das gegenüber ver —* 
den und wear Ki ber inbufiriellen Bevbllerung ganz gut. Seine Ber 

harrlichlelt dient als Gegengewicht gegen die Haft der Neuerung. Die Geſellſchaft 
































































































































Belgien. 297 
mittle Unterridt; d das Gefeg vom 1. Juni 1850, indem es 
die Grcihtung von 10 Bıbenken und 60 Defgulen le Stoattanfnlten an 
ordnete und auch die lommunalen und provinzialen Anftalten biefer Kategorie einer 
ftaatlihen Einwirkung unterwarf, einen bedeutenden Fortſchritt begründet. Aber 
noch durchaus nicht befrievigend ift ver Stand bes Elementarunterrihts, 


Im Iahren 
nur 515,900 Schulunterricht; bei der Rekrutirung bes Jahres 1864 fonnten nur 
Bere der Konffribtrten durch Namensunterfchrift ——— daß ihnen 


werben. Audererſeits hat das Primärfhulgefeg vom 23, September 1842 
ben im ben Gemeindeſchulen zu ertbeilenden Unterricht und bie Auffiht über den- 
felben auf eine im Ganzen zwedmäßige Weife geregelt und ſich daher aud, trog 

Anfeindungen, bisher unverändert in Geltung erhalten, 

, Hinanzen und Militär, Die Finanzen bes Belgifhen Staats 
find im mohlgeorpnetem Zuſtand, jedoch die Steuerlaft ziemlich ftarf und bie 
Staatsfhuld anfehnlid. Die Staatseinnahmen betrugen in den 4 Jahren 1860 
bis 1863 durchſchnittlich 168,600,000 Fr., die Staatsausgaben in berfelben 
Periode durchſchnittlich 163,800,000 Fr.; das Budget für 1867 veranſchlagie bie 
Einnahmen auf 166,046,290, vie Ausgaben auf 166,774,218 Fr. Die Staatsſchuld 
betrug Enbe 1866 über 672 Millionen Fr., welche eine jährliche Verzinſung von 
ungefähr 28 Millionen Fr. erfordern; wie fie aber zu einem großen Theile für 
produktive Zwede aufgenommen ift, fo findet fie auch namentlich in dem Gelb- 
werth ber Staatseifenbahnen und in deren Reinertrag ein bebeutendes Aequivalent. 

Trotz ber völlerrechtlich verbürgten Neutralität hat König Leopold J., 
feit der Wieberherftellung des Franzöſiſchen Kaiſerreichs, die Entwidelung der 
Belgiſchen Wehrkraft mit unausgefegtem Eifer betrieben. Das Syftem ber 
esergänzung durch Yofung mit Stellvertretung iſt freilich nicht verändert, auch 
bie adhtjährige Dienftzeit beibehalten worden; aber durch das Gefeg vom 8. Juni 
1853 wurbe die Kriegsftärfe der Armee auf 100,000 Mann erhöht (von denen 
in Srledenszeiten ungefähr 40,000 präfent gehalten werben); für die Auebildung 
ber Truppen wurde eine fländige Uebungsjhule in bem Pager won Beverloo 
geihaffen; die nothwendigen Veränderungen im Gefchügwefen wurden raſch durch- 
geführt; vor Allem aber follte bie großartige Befeſtigung Antwerpens der Armee 
feften Halt auch gegen die Invafion weit überlegener Streitkräfte gewähren 
und damit, nad Reopolds Hoffnung, „ven Belgifhen Provinzen, die früher ftets 
ber Spielball aller Mächte waren, zum erſten Male dauernde Sicherheit ſchaffen“. 
Piteratur: Ch. White, Revolution beige de 1830, traduit de l’Anglais, 
3 tomes, Bruxelles 1836; J. B. Nothomb, Essai historique et politique 
sur la revolution beige, 3. Edition, Brux. 1834 (0eutſch von A. Michaelis, 
Stuttg. u. Tübingen 1836). E. Huyttens, Discussions du congrès national 
de Belgique, 1830—31, 5 tomes, Brux. 1844—45; Th. Iufte, Gedichte 
ber ber Belgifhen Monardie, 2 Bde. 2. Aufl., Brüſſel und Leipzig 
1854; ©. Brie, Die Gründung des Königreichs Belgien, im den Preußifchen 
Bd. 17 u. 18. — J. J. Thonissen, La Belgique sous le rögne 
de L&opold I., sec, &d., 3 tomes, Louvain 1861; L. Hymans, Histoire 
du rögne de Leopold I., 4. &d., Brux. 1866; Tb. "2 
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Gergwefen. 301 
Auch er fpielt nicht vergeb Seine Hörer find eine politiſche Macht; wenn er 
ſich mit ihnen iventificht, wenn er fie erfüllt und mit ſich zieht, fo bemegt er 
diefe Macht. Auch ver Parlamentsreoner muß anf die Stimmungen wirken und 
im ſelbſt die entflammen, Er will nidt Bloß belehren, nicht 
bloß en, er will Lüffe weden und Beſchlüſſe hervorrufen, Mit feinem 


Parlamentsredner. Der gewandte Docent ift * fein politiſcher Rebner, 


hervor, 

Innerhalb diefer, allen großen politifchen Rednern gemeinfamen Erforberniffe 
if im Einzelnen die größte Deannigfaltigkeit der Berhältniffe möglich. Die befonbere 
Art ımd Sitte des Volkes, zu deſſen Vertretern gerevet wird, übt aud) ihren Einfluß 
aus. Die vialektiihe Schärfe ber Griechen, der gehobene wilrbevolle Stolz der 
Römer, die Eleganz der Franzoſen, ber nüchtern-praftiihe Sinn der Schweizer, 
bie härfe und Bildung der Norbbentihen, die Gemüthswärme ber Sud- 


Gefahr der Rednerſchulen und ber rhetorifchen Hebungen, daß fie die Reden als 
willfürlihe Filtionen behandeln. Der Stoff ift da tem Delfamator gleihgüftig; 
wenn er fi) davon erwärmen läßt, fo geſchieht es aus falter Meberlegung. Seine 
Leidenſchaft ift im günftigften Fall die des Schaufpielers, der fi im eine frembe 
BVerfon hinein fühlt und deren Leldenſchaft nachahmt. Aller Werth wird dann auf 
bie äußere Form gelegt und dieſe felbftänbig, wie wenn fie für ſich etwas wäre, 

Gmüdt. Diefe Gefahr ift um ſo größer, je feltener wahre Charaktere und 
je häufiger die bloßen Formtalente find. Blanfärt, 


Bergweien. 


Das Mineralreich Liefert nicht nur die ftofflihe Grundlage einer großen 
Reihe von felöftändigen Gewerben, ſondern zugleid bie Grumbbebingungen zur 
Entflehung und Entwidelung von Gewerben in anberen Stoffen, jo wie feine 
zus in einer nothwendigen Rüdwirkung au ber zweiten Urprobuftion, ber 

hſchaft dienen. Die ungeheure Wichtigleit des Eifens, der Steinkohle 
uf. w. ift fo einleuchtend, daß fie einer Erläuterung nicht bedarf. Sie find für 
die Befriedigung der Vebensbebürfnifie faft ebenjo unentbehrlich wie die Erzeugniffe 
der Tanbwirthfchaft. In weit umfafjenderem Umfange aber als mit der Landwirth⸗ 
ſchaft befaßt ſich die ftantlihe Geſetzgebung der meiften Yänder mit dem Bergbau, 
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lagen fanden, war kein Vertragsbruch zu fürdten; am 6, December 1860 
die erfte Ratenzahlung an die Alliirtem flatt. Aber ber Kaifer umd Jeine Um- 
fih nur dem Zwang und ver Uebermacht gefügt, China mar 
keineswegs beruhigt und die Maſſe Leicht zu U auf die Enro- 
fortzureißen. Unter diefen Berhältniffen war es ein daß Prinz Kong, 
‚bie legt in Peling geleitet hatte, die Nothwendigkeit einer 
Aenderung ber chineſiſchen Politik begriff und die freundſchaftlichen Beytehungen 

zu ben fremden Mächten zu erhalten ober doch auszudehnen ſuchte. N 
on vor dem Krieg war im von Aigun vom 12. Mai 1858 an 
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Hienfeng überlebte nicht Tange bie Demüthigung ſeines Reiches. x far 
2 1861 im J 


annahm, zu feinem Nachfolger ernannt hatte, Da ver neue Kaifer erſt 
am 5. 1855 geboren war, fo war eine vormundſchaftliche Regierung nöthig. 
Hlenfong hatte einen aus 8 Mitgliedern gebildeten Regentſchaftsrath worgefegt, 
von dem aber auf Betrieb der althinefiihen Partei Prinz Kong ausgefchloffen 
war, Diefer ſah dadurch gleihmäßig feine eigene Eriftenz wie bie des Reiches be- 
veoht: er griff raſch entjchloffen zu dem äußerften Mittel, ftürgte mit Hülfe ber 
Mutter des jungen, nach Peling ehrten Kaijers den Regentſchaftsrath, er 
usmnte einen neuen aus ihm ergebenen omen und ließ dret feiner feindfellgften 
Gegner hinrichten. Seitveim tft es die Hauptaufgabe feiner geblieben, 
das Einverftändniß mit dem fremden Staaten zu erhalten, ven Aufftand des Tai- 
pings völlig zw unterdrlicken und mit Hülfe ber Europäer und ihrer Kultur bie 
Muhe und Ordnung im Reiche wieder herzuftellen. Um ben auswärtigen Handel 
zu heben, wurden außer den Verträgen mit England, Franfreih, Rußland und 
Nordamerila in ven Jahren 1861 bis 1863 auch folde mit Preußen, Belgien, 
Spanien, Portugal und Dänemark abgeſchloſſen; um in immer n Beziehungen 
mit Europa treten zu können, fhidte die Regierung 1866 eine otſchaft nach 
Paris und London. China ift nunmehr vefinitio bem Handelsvertehr und dem Ein ⸗ 
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5 wird ‚eine, ‚inneren Lebens des Staates 
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ifterien ded Innern, der Finanzen, 
‚des Krieges, der Juſtiz und ber öffentlichen Arbeiten, Für die Inter- 
der heiligen Bücher, Abfaffung der Staatsihriften und öffentlihen Akte 
zur Prüfung der Kandidaten dient die faiferliche Akademie der Wiſſenſchaften 
(han-lin-yuen); für die Kolonialreg China’s das fogenannte Frembenamt 
(li-fan-yuen), nur aus Mandſchu und Mongolen gebilvet, Eine elgenthümliche 
Einrichtung ift die oberfte Eentralbehörbe (tu-tschu-yuen), die alle Übrigen Be— 
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find in Militärfahen durch den tatariihen General, in Civilfahen durd den 
Sonverneur beihränft. Die Provinzen zerfallen wieder in Diftrikte, mit eigenen 


Außer dieſen Stantöbehörden gibt es eine aus der Wahl nes Volles hervor 


ich 

drei gelehrte Grave: Sieu⸗tſai (d. 1. blühendes Talent), Keu-jin (beförderter 
ann), und: Tſin⸗ſe (vorrüdender Literat). Der zweite Grad eröffnet den Zutritt 

zum. Staatsbienft, der britte führt zu den höchſten Ehren. Alle 3 it 
eine Beförderung zum erften Grade auf Grund eines dreifachen Exramens flatt. 
Zabt ver Sugulaffenben iR: gefelid, Sefimmt und beläuft ih, auf 26,000. 
Da die Zahl der Bewerber mitunter auf 1, Million fteigt, fo erreiht nur Einer 
unter. 40 das Biel. Die Glüdlihen erhalten eine befondere Kleidung und einen 
privilegirten Gerichtsſtand, müflen fid aber fortwähren neuen Prüfungen unter- 
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ege feftgeftellt und georbnet wird, Die eg Fr legten 
Kodifilation des bürgerlichen Rechte, ihr Ergebniß ein efegbud) bes 
lien Rechts (codex, code) genannt. 


die Geſetzge bie einzige 
und daß bie Gefeßgebung ihren Inhalt der Weisheit erleuchteter Geſetzgeber 
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nicht ſowohl willkürlich — wird, als vielmehr ein nothwen und in ‚ges 
wiffen Mae naturmüchfiges Ergebniß des gefammten Vollslebens daß e8 nor» 
malerwelfe und urfprünglich unmittelbar im Vollsbewußtfein wurzelt und ſich 


heit der Nechtszuftände herbeiführen, oder es kann eine heftige Erſchütterung aller 
Lebens» und Rechtsverhältnifſe in Folge einer revolutionären Ummwälzung, oder bas 
Verſchwinden alles nationalen Zufammenhangs — wie etwa Im ber fpäteren römiſchen 
- Kafferzeit — in dem Maße die gleihmäßige gewohnheitliche Rechtsbildung erſchweren, 

daß bier nur durch eine umfafjende, zugleich fichtende und fortbildende Geſetzgebung 
Abhülfe gefhafft zu werben vermag. Nur darf bei folder Kobifitation nicht ein ganz 
neuer Rechtszuſtand erſtrebt, nicht gewaltfam bie Kontinuität mit dem bisher beftan- 
denen Rechte zerriffen, nicht bie Weiterentwidelung durch Gewohnheit und Wiffenfhaft 
abgeſchnitien werden. Im Uebrigen hängt das Gelingen der Kodifikation vornehmlich 
von ber ſcharfen Durchdringung bes gegebenen Rechte, von genügenber Kenntniß 
der gefammten Lebensverhältnifje und Bebürfniffe, enblih von dem juriftiihen For 
mullrungstalent des Geſetzgebers ab. 

Indeffen bedarf doch noch eine, beſonders ſchwierige Seite der Kobififation 
der befondern Erwägung. Alle Staaten des Alterthums, nicht allein bie theofra- 
tifchen oder despotiſchen des Orients, fondern aud die freilich Heinen Staatsweſen 
von Hellas, vornehmlich aber der römiſche Staat, zeigen bie entfhievene Neigung 
zur Centralifation oder Unifitation des Rechtes. Wie weit im römiſchen GStaate 
zwifchen ben verfchtevenen, aber immerhin doch ſehr verwandten Nationalelementen 
besfelben urſprünglich Rechtsverſchledenheiten beftanden, läßt ſich ſchwer ermitteln, 
jedenfalls ift fhon durch die Zmölftafelgefeßgebung im Jahr 450 vor unferer Zeit» 
rechnung ein Geſetzbuch für den ganzen Staat gejhaffen worden, welches vor= 
a im Gebiet des bürgerlichen Rechts und Proceſſes bie Orunblage aller 
fpäteren Rechtsentwidelung geblieben ift und Im feinen kernigen, wie aus Erz 




















Zur Zeit beftehen —— des a 
Rechtsgebiete. In einem beträchtlichen Theile Deutſchlands: im dem 
Bayerns, in Württemberg, dem ehemaligen Königreib Hannover mit Ans- 
nahme Oftfriesiands, in dem e en Ghurfürftenthum Heffen, in den redtd» 
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ſchen Monarchie, auch in Oftfriesiand, und außerdem in ven ehemals preußiſchen 
ern Anfpadh und Bayreuth gilt das preußlſche Recht auf Grundlage 
des allgemeinen Landrecht s. In allen veutihen Ländern des linken Ahein- 
ufers fowie in einigen auf bem rechten Rheinufer belegenen preußiſchen Landestheile 
und in Baden (hier als badiſches Landrecht) gilt der Code civil. Im 
Königreihd Sachſen das fähfifhe bürgerlihe Geſetzbuch. Im den cid- 
lelthaniſchen Ländern ver öſterreichiſchen Monarchie enblih das allgemeine 
bürgerlihe Gefegbud. Civilgeſetzbücher waren vorbereitet für Bayern und 
Großherzogthum Heflen, doch find die Arbeiten dafür feit geraumer Zeit 

ins Stoden gerathen. 

Aber trotz dieſer mweitgreifenden, wenn auch häufig mehr bie Form als den 
Inhalt des geltenden Rechts betreffenden Verſchiedenheiten gibt fih doch ein ener- 
giſches Streben nad gemelnſamer Rechtsbildung lund, beffen Ziel ein deutſches 
bürgerliches Geſetzbuch ift. Wenig freilich hat dafilr vie Thätigfeit des ehemaligen 
deutfhen Bundes gewirkt, deſſen Beſchlüſſe nicht als Bundesgefege, ſondern erſt 
auf bem Wege ver Publifation in ben elftaaten zur verfafjungsmäßigen Gel- 
tung gern Eine eigentlich) gefetsgebende Gewalt ftand ber beutfhen Bunbesver- 

nicht zu. 

Bon erhebtiiher Bereutung find nur die den Nachdruck betreffenden Bundes» 
befälüffe vom 6. September 1832, 9. November 1837, 22. April 1841, 
19. Juni 1845 und 6. November 1856. Mehr gefhah anf dem Wege freier 
Vereinbarung aller ober ber meiften deutſchen Staaten. So durd die Verträge 
über das Zollwefen, das Münzwefen, das Poſtweſen, das Telegraphenwefen, bie 
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Weife geltend, umd es x dafür die welte, auch aufereuropäifce Ber- 
eine nicht Hod) genug anzufdjlagende Pro- 
elche bloher eines 


nädft noch ausfallen mögen, 3. B. in Rußland, fo barf doch angenommen werben, 
daß das Enbe diefes Jahrhunderts einerfeits in mahezu allen civilifirten Staaten 
umfafjende Geſetzbücher ves bürgerlichen Rechts vorfinden wird, andererfeits einen 
fehr veränderten Umfang der gegenwärtig noch beftehenden Rechtsverſchledenheiten. 


Eivilifation. 


Das Streben ver Menfhheit ift ihre Givilifatton. Jeder Fortſchritt, den ein 
Bolt in feiner Civlliſation macht, wird als eine theilmelje Erfüllung feiner Pebens- 
aufgabe betrachtet und geehrt; und nicht Leicht achten mir ein Opfer file zu groß, 
wenn es ber Förderung oder Ausbreitung menfchlicher Civilifation dient, 

Guizot verfteht im feiner berühmten Schrift: „Die Entwidlung ber euro⸗ 
pälfchen Clviliſation“ die Civiliſation alfo vorzugsweife Entwidlung ber Ges 
ſellſchaft und ver Einzelnen. Allerdings fönnen wir uns feine Civiliſation denken, 
in der ſich nicht bie Entwidlung bes Menfchengeiftes offenbart. Wir belommen 
die Eiviltfation nit aus der Hand der Natur, fie ift fehr weſentlich eine Er- 
eig der menfchlihen Anftrengung. Imfofern tft Immer bie gelftige Ent- 
mwidlung ver Menſchen die Tebenbige und bildende Urſache, welche in ber Eivili- 
fation ihre Wirkungen äußert, Aber Eivilifation felbft heifen wir das Wert, 
nicht das Streben jenes Geiftes, die geoffenbarte Beredlung der menſch- 
lien Zuftände, nicht die Arbeit ver Veredlung. 

Wir unterfheiden unctvtlifirte und civilifirte Völker, je nachdem In‘ 
ihren gemeinfamen Zuftänden nur ihre rohe Naturanlage oder das Gepräge ihrer 
Geiftesentwidiung fihtbar wird. Diefer Unterſchied wird gemöhnlid mit 

bem andern verwechſelt ber barbartfhen und der civilifirten Bölfer, ob» 
wohl ber Ausdruck Barbaret nit bloß den Mangel ver Givilifation, ſondern 
das ſchlechte Gegentheil der Civiliſation bezeichnet, nicht bloß die Unbildung, fondern 
bie offene Wiloheit. Alle Urvölker find in ihrer erften Jugendzeit unctetlifirt, aber 
nit alle find Barbaren. Der Hochmuth civtlifirter Völker war freilih von jeher 

t, alle andern Völler Barbaren zu fchelten. Diefer Sprachgebrauch Hat aber 

einen barbarifchen Beigeſchmach, denn er verftößt gegen vie menfhlide 
Wertung ber Menfhen, Bon Barbarei im eigentlichen — dürfen wir nur 

















ten fich felbft ein aus dem Domänenertrage zu beftreitendes feſtes Eine 
14) den Sap auf, ber für 

ben Haushalt der mobernen Fürften durchaus typiſche Bebeutung hat: „Damit 
das Oberhaupt des Staats die ihm obliegenden Pflihten erfüllen und bie erfor 
verlichen Koften beftreiten fönne, find ihm gewiſſe fte und nutzbare Rechte 
D die Verordnu N ben 


beigelegt." vom 17. Januar 1820 ward banı für 
Unterhalt des Königlichen Haufes für immer eine e Rente von 2,573,099 
Thlr. aus ven en der Domänen und n vorbehalten, welde durch bie 


a) entweder bie Givillifte nur als Aequivalent für die dem Staate abge- 
tretenen Nugungsredite des Löniglihen Domänenguts angefehen (Sachſ. Berf. $ 22); 

b) ober die Givillifte ift auf den Ertrag der Domänen rabicirt, jo daß die 
Krone als Realgläubiger gegenüber einem beftimmt erlennbaren Theile des Staats- 
vermögens erfheint. (Preuß. Berf. Art. 59. Baheriſches Geſetz v. 1. Juli 1834. 
Württemb. Verf. $ 109.) 


e) In andern Staaten iſt zwar ebenfalls eine beftimmte Summe aus dem 
Ertrage der Domänen für ven fürftlihen Hofhalt ausgeſchleden; aber das Do ⸗ 
mänengut gilt als Patrimonialeigenthum bes fürftlihen Haufe. (Bad. Verf. $ 59, 
Großh. Helen $ 7. 70. Braunfhiweig. Landſchafts -Ordn. $$ 161—171.) 

d) In einigen Ländern wirb ver Bedarf des Hofs aus einem befonders aus- 
geſchiedenen Krongute beftritten, das unter ber eigenen Verwaltung bes Fürften 
ſteht (Divenburg Berf. v. 5. Februar 1849. Weimar Verf. v. 2. Mai 1854), 

e) Eine Mittelftelung nimmt Medienburg: Schwerin ein, wo 1849 ein fehr 
anfehnlihes Krongut dem fürftlihen Haufe überlaffen und daneben eine baare 
Gioilifte bewilligt ward. 


I. Eine Civillifte befteht überall, wo ver Monarch ein verfaffungsmäßig 
beftimmtes Einkommen bezieht, das in Tonftitutionellen Staaten ohne Zuftimmung 
bes Monarchen und der Bollsvertretung nicht geändert werben fan. Nur ei 
Berfafjungen, wie Portugal $ 27, Norwegen $ 75, meiden bier von dem fonfti- 
tutionellen Orundfägen ab und überlaffen bie Beftftellung der Eivillifte allein dem 
Ermeffen der Vollsvertretun 

Die Höhe der Eivillifte richte ſich natürlich nad ber Bedeutung des 
Landes, nad ver Größe des dem Staate abgetretenen fürftliden Guts und nad) 
andern Umfländen, die fih im Allgemeinen nicht beftimmen laſſen. Auch in Heinen 
Staaten muß bie Eivilifte wenigftens fo groß fein, daß es bem Monarchen möglich 
if, die Würde des Staates zu wahren, wenn aud) eine Ueberbürbung ber Staats— 
bürger mit Hofausgaben und Hofprunt niemals geredtfertigt if. — Von den 

en der Mitglieder des Fürftenhaufes follte die Clvilliſte immer getrennt 

werben. Es ziemt fidy nicht, daf der Monarch ſelbſt mit feinen erften Bürgern 

aus eimer Kafle zehre; umd es wiberfpricht den Grumbfägen guter W 
Bluntfall’s Stantswörterbub. Band I. 28 























feaftlihen 
* * die Entftehung derfelben in 78* nögtif allgemein 

e zu ordnen. 

Eee ge 
er mannigfachen, onbere aus ben ge uftänden 

= ft ſtammenden Belaftung — des Grund und re zu ber Frel⸗ 
Bobentheorie des älteren römiſchen Rechte zurüd, in der legteren Beziehung wird 
die volle Durhführung des deutſchen Orumdsuchsfgftems angeftrebt. 

Das Horberungsreht umfaßt alle — von den Forderung 
de 5, ben Rechten auf Leiſſtungen: Thun (Geben, Dienftleiftungen, Probultion) % * 
Unterlaſſen. Sie eniſpringen theils aus den zur gegenſeitigen wirthſchaftlichen * 
gänzung durch Güteraustaufch unter den Einzelnen angelnupften, überaus 

Berbindungen, deren Inbegriff man als Bermögensvertehr bezeichnet, t 
aus Nedtsverlegungen, deren Ausgleihung durch Schadenserſatz und allenfalls 
durch Bermögensftrafe beanfprucht werben darf, zerfallen fomit in zwei Haupt- 
Mafien: Vertehrs- ober Be lgarte-Berkaruugen und Delilts-For- 
berungen. 

„Fahren num ber reis der letzteren im MWefentlihen zu allen Zeiten ber 

ift, und na durch die verſchiedenen Arten mögliher Rechtsverletzungen, ind» 
Kitten Cem Bermögensverlegung durch Entwenbung, beſchädigung, — be⸗ 
ſtimmt, iſt ber Kreis der erſteren ein ſehr mannigfaltiger und zeitlich wechſelnder 
ba ber Berkehr fiets neue Bahnen einfchlägt. Sie er gen —— aus 
Geſchäften auf Rüderftattung (Darlehen, und fonftige Arten ze 
legung, Berpfänbung u. dgl), aus ber Gejhäftsführung für An — 
und unbeauftragte), aus Gefhäften auf entgeltliche ———— —* Tauſch) 
aus Geſchäften auf entgeltliche Benutzung (Mich. und Wrbeitöverträge), aus Ge⸗ 
meinfhaftsgefhäften (namentlich Societät), ober aud aus dem bloßen abftrakten 
flitungswillen, wie zahlreiche Forderungen des modernen Kreditverlehrs, ins- 
befondere die Wechſelforderungen. Dit der Steigerun * Verkehrs werden ſie zu 
einem an Umfang ſtets wachſenden Beſtandtheil des ens: die ausſtehenden 
Gefchäftsforberungen des Kaufmanns, bie „Kapitalien“ per geunbverficherte For⸗ 
derungen) des Kapitaliften, bie Altien, Obligationen, Renten zc. bes Mentiers, 
Bus einerfeits das Bedürfniß nach freier, fahenähnlidher Mebertragbarkeit (Gef 
fion, Oixo) und zu biefem Zwecke die Nothwendigfeit urlundlicher Verförperung 
(Wertpapier), anbererfeits die Nothwendigleit firenger Krebitficherung durch Bürg- 
ſchaft, Pfand- und anderweitige Dedung, wie durch ſchleunigen Reditsgang und 
prompte Erefution. 

Der zweite Haupttheil des Privatrehts: das Familienrecht, regelt zu— 
nächſt die ge Geſchlechtseinigung und Erzeugung beruhenden matürlich-fittlihen 
Verbindungen ver Einzelnen. Die Familienrechtsverhältniffe Ai ins Gittlihe er= 
hobene und rechtlich amerfannte Naturverhältniffe. Ihrem Weſen entfpricht nicht 
bie einfeitige Unterwerfung, welche den Charakter aller Bermögensverhältniffe bil- 
bet, ſondern die Gegenfeitigfeit der Rechte und Pflichten. Die durch das Necht 
gezogenen Grenzen ber gegenfeitigen Befugniffe find hier behnbarer, die freie fitt- 
lihe Kraft der Einzelnen und bie hingebenbe Liebe Aller muß die vorherrſchende 
Norm bes Berhältniffes bilden. Daher pas Recht Hier weniger den Inhalt bes 
Berhältniffes, als vorwiegend bie Art feiner Entftehung und Enbigung zu regeln 
hat, Unb feteR hieranf wirlen ethifche, ja ſelbſt religiäfe Gefichtspunfte in weitaus 
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h Bedenlungsp 
Unſer heutiges Privatrecht beruht auf einer Miſchung römiſcher, — 
n 


trägen und Pehrbitchern pflegt, in Sonberung des Privatrechtsſtoffes nad biefen 
geſchichtlichen Elementen, vornämlich eine Disciplin des weſentlich römifhen Privat- 
rechts (Pandelten, gemeines Civilrecht) und eine Disciplin des weſentlich deutſchen 
(d. h. urſprünglich germanifchen und allenfalls modernen) Privatrechts gefchleven 
zu werben. Diefe Sonderung, aus dem Bedürfniß der Arbeitstheilung hervorge- 
gangen, bat doc ſchwer wiegende fachliche Bedenken gegen fih, zumal in ven 
neueren Geſetzbüchern des bürgerlichen Rechts (vgl, den Ärtilel „Gioiigefebgehung‘ 
dieſe geſchichtliche Scheidung überwunden iſt. Sehr gewichtige Gründe dagegen 
preden bafür, aus der fyftematifch bargeftellten Geſammtheit des Privatredts 
gewiſſe geſchichtlich und innerlich zufammengehörige Maffen von Inftituten auszu- 
fondern und zum Gegenfland befonderer Darftellung zu n, Dies gilt vor⸗ 
nämlid von dem Handelsrecht, beffen Einreihung in das Syftem des römifhen 
ober deutſchen Privatrechts auf unüberwinblice innere Schwierigkeiten ſtößt und 
jedenfalls bie volle Einfiht in den Zufammenhang feiner einzelnen Inftitute und 
Säge unmöglich macht. 

Die wiffenfhaftlihe Bearbeitung des Privatrechts iſt zuerſt und 
zwar in höchſter Bollkommenheit in der juriſtiſchen Literatur der Römer erfolgt, 
von welcher die Suftinianeifhen Pandelten erhebliche Ueberrefte, etwa ben zwan— 
zigſten Theil der fogenannten klaſſiſchen Nechtöliteratur aus ben brei erſten Jahr⸗ 
hunderten ber Saiferzeit enthalten. Länger als ein halbes Jahrtauſend, in ben 
Stürmen der germanifhen Stantengrünbungen, blieben dieſe Schäge faft unbe- 
nugt, 518 feit dem 12. Jahrhundert, zuerft in Italien, dann in den übrigen 
romanifden Staaten, der der Erbſchaft des Alterthums fih wieder zuwendende 
Sinn in den Juſtinianeiſchen Rechtsbüchern nicht bloß das Privatrecht der neueren 
europälfchen Welt, fonbern auch die Methode ächter Rechtswiſſenſchaft entdeckte und 
fi anzueignen begann. Im unermübetem Eifer haben dann faft alle Nationeu 
fid) um vie Förderung des Privatrechts bemüht: die Italiener und übrigen Süd⸗ 
eomanen, bie Franzoſen, die Nieverlänber und bie Deutfhen, bald mehr receptiv 
fid) an das gegebene Recht anſchließend, und dasſelbe theils in ber einmal ge— 
gebenen Ordnung erläuternd (eregetiiche Methode), theils zu einem wiſſenſchaft- 
lien Ganzen verarbeitend (fyftematiihe Methode), bald mehr probuftiv dem neueren 
Zuftänden und Bebürfniffen gemäß fortbilvenb. Unreife Vereinigungsverſuche römi- 
ſchen und deutſchen Rechts, wie fie ſchon feit dem 14. Jahrhundert in Italien, feit 
bem 16, in Deutſchland gemacht wurden, haben mehr geſchadet als gefördert; erſt 
durch die forgfältige Scheibung frember umd einheimifcher VBeftanbtheile unferes 
geltenden Rechts und die genaue geſchichtliche Ergrünbung beider, wie fie im 
16. Jahrhundert die franzöfifche Schule anbahnte, feit dem Beginn des 19. Jahre 
hunderts vornehmlich die deutſche Schule (Hugo, Savigny, Eichhorn) mit großem 
Talent und unermübetem Fleiße durchgeführt hat, ift die Möglichkeit Marer Er- 
fenntniß und damit bewußter Fortbildung unferes Rechts gegeben. Die gleiche 
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ru ee die Gerichte. Die 
elben von den librigen Drganen der Staatsgewalt, bie Tren» 
nung Deals von ber Verwaltung, ergibt fi aus ber hurhaus ver⸗ 


chledenen fleg 
auf Zeit und Umſtände nur das ſtets ſich ſelbſt gleiche, unwandelbar 6 
G Jed zu 


Hand g 
Für den Berwaltungsbeamten bildet dagegen Recht und Gefeg nur bie Außerfte 
einer mehr ober — freien ſchöpferiſchen Wirkſamkeit. Das Princip 
freierer Thaͤtigleit ift nicht die Gerechtigkeit, fondern das Gemeinwohl: er muß 
die vielfachen, je nady den augenblidlihen Umftänden wechjelnden Beziehungen in 
bas Auge faffen, in melden das Einzelne zum Ganzen fteht. Die Verwaltung hat 
auf das jeweilig Zwedmäßigfte Nüdficht zu nehmen, günftige Gelegenheiten mög- 
lichſt geſchickt auszunutzen, nah Zufälligem fi zu bequemen und bie veränberlichen 
Regeln ihres sn ſich felbft zu bilden. So geht der Berwaltungsbeamte überall 
von wefentlih andern Anfhanungen aus, wie ver Richter. Es wird nun fehr 
ſchwer halten, je nach ber Beſchaffenheit ber Sache bald die eine, bald bie andere 
Anſchauungsweiſe eintreten zu laffen, es wird immer in einem Individuum bie 
eine, in dem anbern bie andere Anſchauungsweiſe vorherrfhen. Die ig 
des Richters und bes Berwaltungsbeamten find verfchleden; darum follen * 
Geſchäfte des einen von denen bes andern getrennt und Beide verſchledenen Indi- 
vibnen und verfdiedenen Stellen zugewiefen fein, damit nicht die Auffaffung, ir 
für den einen Gefchäftszweig bie Tißtige ift, auf die Behandlung bes andern über- 
tragen merbe, deſſen Natur fie geradezu widerfirebt. 

Neben den eben angeführten aus der Verſchiedenheit der beiverfeitigen Auf- 
gaben entnommenen Gründen für die Trennung der Juftiz von der Verwaltung 
befteht noch ein weiterer barin, „daß der Richter nicht zugleih in anderer Bit 
eine Gewalt über den Unterthanen haben oder ber Gewalt dienen darf“ *), Diefer 
Grundſatz würde aber augenfällig da verlegt, wo der Richter zugleich adminiſtra— 
tive Funktionen in fih vereinigt und Kraft folder einerfeits in anderer Weife 
als in feiner richterlichen Sphäre auf die Angelegenheiten der Autsuntergebenen 
ac befugt, andererfeits den Anmweijungen feiner Oberen zu gehorchen ver- 
p 

Die Selbſtändigleit und Unabhängigkeit des Richteramtes *), 

als nothwendige Vorausfegung einer untavelhaften Gerechtigfeitspflege ift nur bei 
der Trennung ver Juftig und Verwaltung benfbar. Diefe Selbftändigkelt und Un- 
abhängigkeit begreift in fih, daß die Gerichte bei ihrer Amtsthätigkeit ſich ſowohl 
bei ber Brocepleitung als bei der Entſcheidung lediglich von ber freien nad Maß - 
gabe ver beftehenden Gefege gebildeten richterlichen Uebergeugung leiten laſſen. 
Jede Einmiſchung des Staatsoberhanptes (Kabinetsjuftiz) ober einer freinben 
Behörde im die Art ver Entfcheidung, jede Hemmung des rechtefräftigen Urtheils 
von * Seite iſt ausgeſchloſſen, von den Gerlichten nicht zu beachten und zurüd- 
zumeifen 


) Stabl, Rechtephiloſophle 11. Aufl. Bd. 11. 2te Abth. S 
**), Klüber, die Selbfländigkeit des Nichteramtes und bie akhängge, ine eines Pd 
{m — — 1832, Meiffer, die Selbfländigfeit und Unabbän; 
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Sachen, im einem kurzen Vorverfahren die Punkte des Streites zu firiren find, 
damit beide Parteien nicht unvorbereitet vor dem Nichter er „ nicht im der 
öffentlichen Sigung mit einander fireiten, ohme fi zu verftehen, und fo die Auf- 
merkfamfeit ver Richter ermüden, ohne viefelben aufzuklären. 

Der Hauptzwed des gerichtlichen Berfahrens befteht darin, dem Richter bie 


von ber freien g der eien abhängig und insbefondere and bie 
Anführung vortheilhafter Thatſachen und die Benügung er Beweismittel 
bem Belieben ber einen wie der andern ernach verfteht von 


eine ungebührlide Ausdehnung zu geben verfucht und bafür ven ftantlihen Aus- 
drud ver erfunden. Den Gegenfag biezu bildet „die 
Unterfuhungsmarime“, welhe man als bie Grundlage des preußischen 
Proceſſes anfah. Die allgemeine Gerihtsorbnung für die preußiſchen Staaten vom 
Jahre 1794 bat nämlich (Einleitung $$ 7, 10, 17, 20, 28) den Grundſatz auf- 
geftellt, „daß der Nichter ſchon bei der Inſtrukllon jeder Sache bemüht fein müffe, 
bie Wahrheit der dabei zum Grunde liegenden erheblihen Thatſachen auf dem 
fiherften und zugleid; nädhften Wege zu erforſchen und hiezu alle Mittel, die aus 
dem Vortrage der Parteien und aus dem Zufammenhange ver Verhandlungen ſich 
ergeben, jelbft ohne das ausprüädliche Verlangen der Parteien, anzumenden.” Wenn 
biefe Beftlimmungen nun aud ben Richter zu fehr zum Vormunde ver Parteien ſich 
aufzumerfen veranlaffen lönnen, fo hat auf der andern Seite bie Berhandlungsmarime 
in ber Schroffheit, im welcher fie gewöhnlich aufgefaßt wurde, den Richter, ber 
firenge an das Vorbringen der Parteien und ihrer Anmälte gebunden erachtet 
wurde, häufig zum bewußten und willenlofen Diener ver Lüge und zum Werkzeuge 
der Chltane herabgewärbiget umd es Fam faft nie vor, daß er von ber ihm auch 
nad gemelnem Rechte **) zuftehenden Befugniß, die Parteien felbft zur Auftlärung 
über bie faktifhen Verhältniffe zu vernehmen, Gebraud gemacht hat. Neuere Geſetze 
haben insbefonbere dieſe Befugnifie des Nichters hervorgehoben und fle auch ben 


*) L. 18 D, comm. div. (10. 3): »ullra id, quod in judicium deductum est, ex- 
eedere potestas judieis non polest«e L un, C, ut nemo invilus agere vel accusare 








Colibat. 


Benn ferner aud bie bem gemeinen deutſchen Procefje eigenthünlihe Son- 
berung bes fogenannten erften und bes Beweisverfahrens Beide 
halten werben mag, fo iſt es doch im Intereſſe der materiellen 
geboten, die —* Rechtslkraft des jene beiden Abſchnitte trennenden Dekretes, 
des ’ 


Die angebeuteten Reformen bes gemeinen deutſchen Civilproceßrechts find in 
neuerer Zeit mit aller Kraft in Angriff genommen und in einzelnen Staaten bereits 
zur Durchführung gelangt. In muftergültiger Weiſe ift dies namentlich für Han» 
nover durch die bürgerliche Procekorbnung vom 8, November 1850, für Baden 
durch die Proceorbmung vom 18. März 1864 gefhehen. Nachdem bie Berfaffung 
des morbbeutihen Bundes Art. 4 das gerichtliche Verfahren als Gegenftand ber 
Bunbeögejeggebung erklärt hat, ift am 3. Januar 1868 eine Kommiffion zur Aus- 
arbeitung des Entwurfs einer „Proceforbnung in bürgerlichen Nechtsftreitigkeiten 
für die Staaten des norbbeutfchen Bundes" in Berlin zufammengetreten unb hat 
(unter Zugrundelegung bes in ben Jahren 1862—1866 zu Hannover ausge 
arbeiteten Entwurfs einer Eivilproceforbnung für bie Staaten bes ehemaligen 
beutfchen Bundes, fowie unter Berüdfihtigung des im Jahre 1864 veröffentlichten 
Entwurfs einer Civilproceforbnung für den preußifhen Staat) ihre Uufgabe be— 
reits zum größeren Theile erlebigt. 

Zur Literatur: Unter ben bogmatifden Werten find hervorzuheben: 
Wegell, Syſtem des orbentlicyen Eivilproceffes, 2te Aufl. Leipzig 1865; v. Bayer, 
Borträge über den deutſchen gemeinen ordentlichen Civilproceß, 10te Aufl. Münden, 
1869; Renaud, Lehrbuch bes gemeinen deutſchen Civilproceßrechts, Leipzig u. 
5 1867; Endemann, bas deutſche Clvilproceßrecht, Heidelberg 1868. — 
Das umfaſſendſie gefhichtliche Werk ift: v. Bethbmann-Hollweg, ber 
Givilproceß bes gemeinen Rechts in gefhichtliher Entwidlung Br. 1—4, Bonn 
1864— 1868 (ben römiſchen Civilproceß und den germanifh-romanifhen Civil 
proceß vom 5.—8. Jahrhundert enthaltend). — Legislative Werte: v. Feuer» 
bad, Betrachtungen über die Deffentlicleit und Mündlichkeit der Gerechtigfeits- 
pflege, Gießen 1821 und 1825; Regnard, de l'organisation judiciaire et de 
la procedure eivile en France, Paris 1855; Zinf, über die Ermittelung bes 
Sachverhalts im franzöſiſchen Eivilproceffe, Münden 1860; Leonhardt, zur 
Reform des Eivilprocefjes in Deutſchland, Hannover 1865; v. Bar, Recht und 
Beweis im Civilprocefie, Leipzig 1867. — Ständige Berichte über bie 
der Givilprocekgefeßgebung find im Archiv für civiliftifhe Praris (von Mitter- 
maier), in ver kritiſchen Ueberſchau ver deutſchen Geſetzgebung und Redtswifien- 
haft (von Lauf) und in ber feitifchen Vierteljahresſchrift für Geſetzgebung und 
Rechtswiſſenſchaft erftattet. Auf Grundlage des Artifels von Lauf. 


Eölibat, 


Der Cblibat (Eheloſigkeit) iſt diejenige Orbnung der römiſchen Kirche, welche 
dem Klerus derſelben die Ehe durch ein abzulegendes Gelübbe verbietet. Auch 
außerhalb ver römiſchen Kirche und ſchon im der vorchriſtlichen Zeit begegnet man 
bier und da Spuren eines ſolchen Berfuches, die menſchliche Natur fih durch ſich 
ſelbſt beſiegen zu laffen; wir müffen ums aber am biefem Orte darauf beſchränken, 
benfelben in der Form allein zu betrachten, im der er eine wirklich gefchichtliche 
Bedeutung und Geftaltung erlangt hat und nod für die Gegenwart von Wichtig- 
keit iſt; und das iſt eben der Coͤlibat der römifchen Kirche, 
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459 
Säleswig in P nehmen, am 14, Januar 1864 als welt gem 
gehend — un nahmen vie deutſchen Sropmäcte Me Sad in 
bie Hanb und führten fie ohme den Bund weiter. Am 1. Februar überfhritten 
bie Alllirten die ſchleswig ſche Grenze; ſchon im den mähften Tagen wurben b 
Vorwerle des Danewirke von ben Defterr 


bünbeten. befegten nun Schleswig, begannen die Düppeler nzen zu belagern 
und brachen in Jütland ein. An 18. April — die Frenfen bie 
Düppeler Schanzen und warfen die Dänen nah Alfen zuräd. Nochmals fuchten 
jegt die Großmaͤchte zu vermitteln, "bie Londoner Konferenz fam am 23. April zu 
"Stande, um am 25. Juni ohne Rejultat aus einander zu gehen. Der Krieg be» 
gann von Neuem. Der Uebergang der Preußen nad Alfen am 29. Juni und vor 
Alem die Erklärungen des englifhen Unterhaufes gegen jebe Intervention in bem 
deuiſch· däniſchen Streit zwangen, ben Frieden zu ſuchen. König Chriftian entlich 
das eid he Minifterium Monrad und bildete ein neues Kabinet, das fofort 
Unterbanblungen mit ven beutihen Großmüchten begann, An ar 1864 
famen in Wien die Friedenspräliminarien und ein breimonatlider ſtillſtand 
zu Stande, am 30, Oltober wurde der definitive Friede unterzeichnet. Dänemarf 
e darin allen feinen Rechten auf Schleswig, Holftein und Lauenburg zu 
Gunften des Kaljers von Defterreih und des Königs von Preußen und verpflid 
tete alle Berfügungen anzuerfennen, die man mit ben Herzogthümern treffen 
würbe, Dagegen behielt es faft ausſchließlich das Altionermögen der Monardie, 
fo weit es ein gemeinfames war; bie Herzogthümer mußten als ihren Antheil an 
ber Staatsfhuld 29 Mi. Thaler —— und überdieß die Kriegsloſten der 
Großmãächte tragen. — Jetzt, wo Dänemark auf bie Infeln und Jütland beſchränkt 
war, hatte die doppelte Berfaffung mit ven beiven Thingen des Reichsraths und 
Neihstags keinen Sinn mehr. Nur fragte es ſich, ob die Verfaſſung des Reichs- 
tags (vom 5. Juni 1849) oder die Berfaffung des Reichsraths (2. Dftober 1855) 
zu Rn te Re Fo gab der ——— —— 
den t ohne e gelang es, dieſe derun ren. 
im 1866 konnten die —* Bin Wahlen * —5 nach der 
revidirten Verfafſung vorgenommen werden. — Der deutſche Krieg bes Jahres 
1866 brachte Dünemart die Ausſicht, Schleswig wenigſtens theilweiſe wieder zu 
erobern. Im Prager Frieden vom 23. Auguſt trat Defterreich alle feine Anſprüche 
auf Holftein und Schleswig an Preußen ab, doch auf Wunſch Franfreihs mit 
dem Zufag, daß bie Bevölferungen der nördlichen Diſtrilte von Schleswig, wenn 
fie durch freie Abftimmung den Wunſch zw erkennen gäben, mit Dänemark ver- 
einigt zu werben, an biefes abgetreten werben follten. Die barüber Ende 1867 
begonnenen Berhandlungen haben bis jegt noch zu keinem Reſultate geführt. 
Der Flächeninhalt des eigentlichen Rönigreihs (Iütland und bie 
ein) beträgt 693 Q. M. mit 1,608,095 Einwohnern (nad ber Zählung vom 
1. Februar 1860), mit 1,717,802 Einwohnern, wenn man bie Benölferung nad 
ber aus den Zählungen ſich ergebenden Bewegung der Bevölkerung berechnet; bie 
Zählungen felbft wurben früher ale 5 Jahre, werden jegt alle 10 Jahre vorge» 
nommen, Der Fläheninhalt der Beiländer (Farder, Island, Grönland und St. Eroiz) 
in Weftinbien) beträgt 2080,, Q.M. mit 108,175 Einw, Die Infeln St. Thomas 
und St, Juan find in der jüngften Zeit mit Zuftimmung ber däniſchen Kammern und 
ber betreffenden Bevdlfernngen gegen 14 Mil, Rthlr. (1 Rthle. — ?/, Thlr. preuß.) 


— 9 























r 


erreichen verfucht theils durch die Teilung bes ebend in 
v gefehgebenden Körpers im zwei 


N) Deuter yigt Aa de © Säwähe bei der Regt 
e der e ber Regierum 

welde in kleinern Staaten, wie in der Schweiz oder ben Dei ie 
zu einer bloßen Verwaltung oder Direktion herabfintt, In * Groß 
ſtaate, wie der Unton, freilich legt die na der großen ze in die Hand 
des Präfidenten eine e Gewalt, erſchwert 
doch ſehr eine ſtätige — Die —* Alles, die — Nichts. Die 
Berfafjung erträgt feine ſtarke, dauernd $ feine Art von 


e ewalt; daher 
endem Heer, nur Millzen. Andere Mächte find ber Repräſentativdemokratie 
taher an Koncentration ber Gtaatsfräfte überlegen, aber dafür bleiben die Volks- 
träfte im jener in der Regel des Friedens beſſer geſchont. 

IV. Bedeutung der Demokratie für die europälfden Zu» 
fände, Der Ausdruck Demokratie hat, wie das Wort Ariftofratie, einen zwei— 
fahen Sinn. Entweder bezeichnet man bamit eine Staateform, ober man 
verfieht darunter mur einen Theil der Bevöllerung, die großen freien 
Bollstlaffen und eine beftinmte —— Richtung der Inftitutionen. Der 


“eine Begriff iſt ſtaatorechtlich, der andere politifch. 


Jede unbefangene Prüfung der modernen europälfchen Zuftände führt zu dem 
Refnltat, daß die Stärke der bemofratifhen Elemente in dem Voll und 
der politiſchen Theilnahme derfelben am Staate erheblih zugenommen habe 
und noch im Wachsthum begriffen fei: I Die ganze Geiftesbildung ber Zeit 
hat ein bürgerliches Gerd Die Wirkſamleit der —— 
war nie größer, die populäre —* nie verbreiteter, al 
Selöftgefühl der großen Klaſſen ift überall erwacht und bu 8 
worden. Die Ideen der Freihelt, der Gleichheit, der —— üben eine u 
auf alle Geifter. Die Wiffenfhaft hat mit ihrer Kritik die Älteren Autoritäten 
aller erflittert: und fie ift allen Talenten aus allen Klaffen zugänglid. Auch 
die pantheiftifche Nidhlung der Phllofopbie ift der demokratiſchen Strömung 
günftig, indem fie die Welt als Einheit und alle Menſchen als Entwidlungen 
ber gemeinfamen Materie ober der Einen Weltferle betrachtet; und diefe Philo- 
ſophie if in dem gebilbeten Europa und Amerika ſehr verbreitet. Selbſt die Nei— 
gung der Zeit zum Imbivibualismus, obwohl biefes Princip eher die Verſchieden— 
ze als die Bleichheit fürbert, wirkt doch demokratiſch, Indem fie das Selbſtgefühl 

aller Individuen auch im den untern Klaffen weit und fleigert 

2) Wie die Bildung der Zeit, fo wirken auch bie wirthfgaftligen 
Berhältnifje und das Privatredht der Gegenwart demokratiſch; gerade bie auf 
Gleichheit berechneten Begriffe des Särgerfichen römiſchen Rechts fanden die allge 
meinfte Aufnahme und haben die ftänbifchen Unterſchiede des Mittelalters aufge- 
Ist, gleiches Grundeigenthum, freie Veräußerlifeit und Theilbarkeit desſelben, 
gleihes Erbrecht der Kinder, gemeines Bürgerrecht, Dazu kommt bie neuere Ent 
widlung ber Gewerbefreiheit. Die ganze Inbuftrie ver meuern Zeit iſt auf die Maffen 
berechnet. Indem fie den Maſſen dient, zieht fie aus den Maffen ihre Nahrung. 
Alle neuern Erfindungen faft wirken in bie Ferne und in die Breite und bewegen 
daher das Leben ber Waffen. Trog aller Mängel find die Rechte und der Wohl- 
Rand der mittleren und unteren Vollsklaſſen größer als während des ganzen Mittel- 
alters, weit größer als jemals in ber Beitgefehte 

3) Die zunehmende Stärke und das wadhfende Selbftgefühl der großen Volls— 
Hoffen erſchelnt um fo bebeutenver, als die ariftofratifhen Bollselemente, 
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haben fi 

Faft drei Iahrhunderte hindurch wiederholen fie ihre Einbrüde i 
Gebiet, erneuern die Franken ihre Angriffe und erzwingen bie erten 
gaben, bis enblid Karl der Große dem langwierigen Kampfe ein Ziel fegt 
das freiheit liebende Bolt ala ſicheren Beftandtheil feinem Reihe einverleibt. Da- 
mals werben zuerft innere Abtheilungen des umfaſſenden Bölfervereines erwähnt: 
bie öſtlich von der Elbe Wohnenden erfheinen unter dem Namen ver Oftfalen, 


Sachſen, norbwärts bis zu dem Dänen im ben Gegenben ber Eiber und gegen 
Dften auf der Halbinfel über die Hälfte ihrer Breite hinüber bis zu ben um ya 
wanberten Siawen ausgedehnt, nahmen aber jene Gegenden ein, weldhe bie A 
Beitannien ausgewanderten Sachſen inne Hatten, und find wa 
Miihung aus zurüdgebliebenen Reften diefes Volles und aus weftelbifhen einger 


Sagjfen. 

Allüberall, wo die Sachſen auftreten, zeigen fie eine are u — — Rührig- 
keit, verbunden mit außerorventlicher Willenskraft und entjchieden 

an dem einmal als richtig Erkannten. In politiſcher Beziehung 
Bedeutung des Stammes mit Abgang der Karolinger im Jahr 911. 
die Herzog Dito der Erlauchte ausgefählagen, nimmt fein Sohn H 
und feinem Haufe gelang es, den äußeren Beftand des Reichs 
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und ihrer Seitengewäffer, fo weit —— 
öflih von einer Linie, bie ungefähr in der — bes — fortläuft, ine 
Mitteldeutfche Hinadzieht. Nas den Artifeln von Midihofen und Mödinger. 


Deutjches Staatsrecht. . 


Eharakteriftiih für umfere öffentlih-rehtlihen Zuftände In Deutſchland und 
don gleihfam pathologiſchem Intereffe für diefelben ift bie Kontroverfe, ob und in 
welchem Sinne überhaupt „Deutfhes Staatsreht“ erifiire. Denn in biefer 
Jahrhunderte alten Kontroverfe ſpiegelt —* unſer ganzer politiſcher Jammer wieder. 
Die politiſche Frage, inwiefern haben wir das Recht, ums als eine Nation zu 

betrachten, mußte von jeher für die Wiffenfhaft lauten: —* welchem Sinne eriftirt 
ein beutfhes Staatsreht? Und deshalb darf bie Erörterung biefer Kontroverfe 
ein mehr als rein theoretifhes Interefje beanſpruchen. In der Entſcheidung der⸗ 
wife liegt zugleid eine wiffenfhaftlihe Würdigung unferer politiſchen Zuftände, 

es Äft darin ausgefproden, was die Wiſſenſchaft als gegenmwärtiges politiſches 
Inventar der Nation betrachtet und melde Art von Entwidelung fie daher ber» 
felben in Ausſicht fielen zu milſſen glaubt, Daneben ift das rein theorellſche 
Interefje der Frage ein fehr Seheutenbes, weil je nad Verſchledenheit der Beant« 
wortung berfelben bie Art und Weife ver wiffenfhaftlichen Darftellung bes deutſchen 
Staatsrehts Fonfequenter Mafen eine burdaus verſchiedene fein muß. 

1. Betrachten wir junächſt ben status controversim et causz, wie er ſich zu 
weiland beutfchen Bunbeszeiten herausgebildet hatte, 

Es gab damald — freilich mit erheblihen Detailmobifitationen — fm 
Welentlihen zwei Parteien, von benen jede wiſſenſchaftliche Autoritäten erften 
Ranges in — Reihen zählte, Die eine behauptete die Exiſtenz eines pofitiven 

emeinen deutſchen Staatsrechts, hier find als Hauptvertreter Zachariä, Reyſcher, 
öpfl und Schulze zu nennen; die andere leugnete das VBorhandenfein eines ſolchen, 
wie vor Allen Mohl und Gerber. 

Auf den erften Blick mödte man glauben, die Sache ui ziemlich einfach 
legen. Nur im deutſchen Staate lönne von einem deutſchen Staatsrechte die Rebe 
fein, und baf biefer zu Bundeszelten nicht exiftirte, lengneten auch bie Anhänger 
bes pofitiven beutfhen Staatsrechtes nicht. Aber fle hielten fi damit noch nieht 
für geichlagen. Die Nicht-Exiſtenz eines deutſchen Staats, behaupteten fie, fliege 
nur bie Exiſtenz eines deutſchen Staatsrechts als primärer Rechtsquelle aus, leines- 
wegs aber made fie die Geltung desfelben als fubfiniärer Rechtsquelle unmöglich. 
In subsidio könne das deutſche Staatsreht in allen deutſchen Staaten gelten, 
= ſich nur gemelnfame, für ganz Deutichland gültige Quellen desfelben nad- 


en ließen. 
Die Möglichkeit, daß biefe Anfiht richtig war, muß unbedingt zugegeben 
werden. Es fam eben Alles auf den wirflihen Nachweis der behaupteten gemein- 
famen Quellen an. Eine zufammenfaffende Darftellung der verjuchten Bemeife gibt 
—— In ber großen Ausgabe dieſes Staatswörterbuchs. Wir beſprechen daher 
im Folgenden zunächſt feinen Artilel „Deutſches Staatsreht" nad dieſer Rich. 


Bluntfäli’s Staateworterhuch. Band L SL 































































































nad) wohl denken follte, Iedermann weiß, daß es im — Sinne nirgends 


geraten wird, Wie follte es 3. B. bei einer Regierung bewahrt werben fünnen, 
wo alle Gefhäfte der Stelle durch die Hände fchreibender, mit 24 fr, —— be» 
zahlter Taglöhner laufen, wo alle Alten durch andere gleich 
Sala herumgetragen werben; wer follte da an ber Deine meh — 
weitere 24 fr, jedes beliebige Aktenſtück ſauber abgeſchrieben, oder auch im 
rk zur Einſicht erhalten zu können? Alles Uebel, was möglicher Welfe durch 
vr des Amtsgeheimniffes geſchehen könnte, geſchleht fo ober anders, 
geſchieht bis zur legten Möglickeit, geſchieht unabwenbbar, aber mehr oder min⸗ 
ber mit Berlegung übernommener Verpflichtungen und mit Schwächung bes amt- 
lichen Unfehens einer zur Klatſchanſtalt gemorbenen Stelle, mährend die Pflicht 
des Amtsgeheimnifjes gerade Kraft genug behält, alle guten Folgen unmöglich 
n u maden, bie aus ber Belanntwerdiing von Amtshandlungen entitehen könnten. 
an hat 3. B. eine geſetzwidrige Geſchäftsbehandlung, eine Kompetenzüberſchrei 
tung, einen Mißbrauch der Amtsgewalt, eine Bebrüdung der Unterthanen er— 
fahren, Jedermann kennt fie, Jedermann weiß fie gewiß, aber Niemand darf feine 
Duelle nennen, Niemand darf das Unrecht denunciren, Niemand es vor einen 
Nichter ziehen, dem es Rede ftehen muß. 

Dan jagt, dem Betheiligten, wenn er ſich beſchwert glaubt, fteht ver Weg 
ber Beſchwerde offen; ein vornehmer Beſcheid, mit welchem man ſich das Anfehen 
gibt, die Gerechtigkeit bi6 auf dem Boden ausgefchöpft zu haben. Weiß man 
denn aud, wie viele Nüdfichten der Furcht und der Hoffnung einem Betheiligten 
Schweigen auflegen? weiß man es, wie viel Gefegwinriges & von hoher Hand 
gehaltener mädhtiger Beamter thun fan, bis ein Betheiligter es wagen barf, Ihn 

offen anzugreifen, Bis er hoffen darf, irgend Glauben zu finden, ober bis er ge 
Sad nit mit dem offenen Rechte im der Hand, beim erften Schritte erbrüdt 
zu werben? 

Aber in den meiften Fällen, und gerabe in folden, wo das Unrecht In 
weiten Umfange wirkt, giebt es nicht einmal einzelne fpeciell Betheiligte; ber 
Betheiligte iſt eim großes Publikum, bie Einwohnerfchaft einer ganzen Stadt, 
einer ganzen Provinz, wo jeder Einzelne pro rata fo gering getroffen wird, daß 
ihm Dulden und Schweigen das geringere Uebel ſcheint. Niemand fühlt fh, Ders 
pflichtet, fi für das Ganze zu opfern, oder auch nur ſich den Unannehmlidfeiten 
eines Unternehmens zu unterziehen, bei welchem man wit Haren Bewellen in ver 
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— Hte ersu rg r  Sn 
im Allgemeinen ebenden dm 

Bufommenhang mit den Principien der Stantsthätigfeit üb gewürdigt wer⸗ 
Benn toir aus den angı ten Gründen eine ex professo-Befanblung ber 


gabe Viele Staatewörterbucbs ohne fcharfe Sonderung von ben 
Diplomatie im engeren Sinne gegeben wird, als nicht im unferer Aufgabe Megan 


dfichtnahme auf diefe Orundfäge 
derfelben leineswegs ausgeſchloſſen fein. Denn es ift ung wohl —— 
Bedeutung der Diplomatie im engeren Sinne ohne Berüdfihtigung 
nicht gewürbigt werben fann. Der enge Sufanmenban unlden Poltt und 
Diplomatie tritt ſchon in ber Thatſache hervor, daß di er mobernen 

Diplomatie mit den Anfängen moderner Polktit und — —S zu⸗ 
ter ei Mit dem Beginn des 17. Jahrhunderts etwa zeigt fih ein allge 
meines Bedürfniß ber europälfgen Staaten, für ihre Verhältniß zu einander eine 
Art Rechtszuſtand zu ſchaffen. Es wird eine Rechtegemeinſchaft ver Staaten, aber 
zunächſt nur zum Scheine acceplirt, und da bie Slonten felbft noch 
fonfolibirt find, fo fucht jeber derfelben unter dem Vorwand von Rechtsanſprüchen 
feinen Einfluß und fein Gebiet zu erweitern, Die formelle Grundlage von Rechts— 
anſprüchen find aber in damaliger Zeit nad) mittelalterlicher Tradition lich 
Urkunden, Hanbfeften, diplomata. Auf folde ftügt die Unterhanblungstunft nament- 
lich Frankreichs, des mächtigften Kontinentalftaates, ihre Anfprüche und von ihnen, 
den diplomata, erhält fie aud ihren Namen Diplomatie, 

Aber nicht mur empfing die Diplomatie von Franfreih aus ihren Namen, 
bie damals dominirende Stellung dieſer Macht gab ihr auch die Sprade, Bie 
bie Idee des Univerfalreiches mit —2 tirchlicher Grundlage bis zur Reformation 
die herrſchende geblieben war, fo blieb au die Sprache ver Kirche die allgemeine für 
den Berfehr der Glieder dieſes Univerfalreihes unter einander, Als die Idee einer 


Belt, ER: —— feiner Sprache als der diplomatiſchen, wie es ſcheint, für 

Der —— ber Sache nad fallen der Thätigkeit jeder Diplomatie ſtets zwei 
Hauptaufgaben anheim. Ste muß die Rechtsanſprüche ihres eigenen Staates in 
gewandter Weife zu vertreten, fie muß die maßgebenden Faktoren eu 
richtig zu würbigen und für ihre Zwecke zu gewinnen wiſſen. Diefe Aufgaben 
bleiben zu allen Feiten biefelben ; bie Art und Weife hingegen, wie man fie durch⸗ 
auf ſucht, wechſelt je nad) "den Anſchauungen und dem Bildungsgrabe einer 
Zelt, Die Unpopularität, ja ver gehäffige Name, welche ber Diplomatie bis auf 
unfere Tage geblieben find, wurbe bereits durch bas Auftreten begründet, welches 
biefelbe, — bie franzöfifche —— gleich von ihrer — au 
nach Beiden erwähnten Richtungen * an ven Tag legte. 

Der Fundirung internationaler N etsanfpräcge namentlich auf u 
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Diplomatie. und diplomatifches Morps. 525 
bie bis ette , fonbern jeder Form J 
—J ae ger diefem ige ſchließlich er pe ih ee ‘ 


Potitit auration 
europätjcher ——— wi Dölferrecht mehr mißachtet —* als dieſer franzöfifche 
Kaifer, ber bei dem Streben nad) einem neuen Pay 


here Völkerrecht, jo auch bie frühere Diplomatie reftanriren. Aber vo 

war dies nicht möglich; unmöglich mamentlih war es, den alten Etiquettenfram 
und bie alten Gtiguettenfkreiti feiten des vorigen —— wieder zu erweclen. 
Die Diplomatie, welche die — vom 19, März 1815 und 21. November 
1818 über bie Nangklaffen der Gefandten unterzeichnete, hatte mit jenen Klelnig- 
feiten gebrochen, und fie konnte dad um fo leichter, weil eine —— wenigſtens 
der Großmächte in That und Wahrheit anerfannt war, Im Uebrigen läßt ſich nicht 
leugnen, daß bie Diplomatie der Reſtauration weſentliche Züge mit jener Diplo— 
matie bed vorigen Jahrhunderts gemein bat, als beren Repräfentanten wir Naunig 
bezeichnen mußten. Gleich wie in jener Zeit nimmt bie Politif wieder einen dyna— 
ſtiſchen Charakter an, die Mächte, welche weſentlich dynaſtiſche find, oder bei welden 
bo bie nationalen Intereffen noch durchaus nicht In Betracht kommen, 
und Rußland, find die tonangebenven. Die Rüdwirtung davon auf die Diplomatie 
bleibt nicht aus, Wir finden bei ihr das gehelmnißvolle Wefen wieder und: jenes 
bhermetifche Abſperren gegen die rauhe Luft des öffentlichen Lebens, Die pe 
den Perfönlichkeiten zu gewinnen erjheint als die einzige Aufgabe eines Diplo- 
maten; man legt von biefer Seite eine gewiſſe oftenfible Beratung gegen * 
nationalen Inſtinkte und bie politiſchen Ideen der Zeit an den Tag. Und wi 
Utrechter Friede im vorigen Jahrhundert, fo find jet die Berträge von 1816 
das Stihwort der Diplomatie ver Neftauration. Dan fucht dieſelben mit einer | 
— Weihe zu umgeben und ihre Satzungen werden als unanlaſibares gött⸗ | 
liches Fürſtenrecht dargeftellt. Wiederum erfcheint ein öſterreichiſcher Minlfter, Färft 
Metternich, als Hauptträger diefer Diplomatie. Aber e8 muß babei betont wer- 
den, daß er bie leitenden Gedanken und namentlih die Rechtsbaſis berjelben —* 
leyrand entlehnte, und dag Neſſelrode die geſchilderlen diplomatiſchen Tra— 
bitionen aud nad; dem Sturze Metternich's noch fefthielt. 

In gewiffen Sinne hat die Diplomatie der Reftauration ihre vbllerrechtliche 
Baſis, die Verträge vom 1815, Überbauert, Diefe erhielten bereit8 durch bie Jull- 
revolution einen entjheidenben Stoß; aber erft —* —— III. wurde die 
Herrſchaft der Metternich'ſchen Diplomatenſchule g 

Daß eine fürmliche Umwälzung in ber ul oe Dip lomatie ftattfanb, feit 
Napoleon III. zur Herrfhaft gelangte, erflärt fih aus * Grundverſchiedenhelt 
der Napoleoniſchen Politi von der bis dahin In Europa herrſchend geweſenen. Wie 
ſchon erörtert, war bie durch den Wiener Kongreß inaugurirte Politik eine wejent- 
üch dynaſtiſche; Napoleon III. hingegen ſchried das Nationalitätsprinchp 
auf feine Fahne, Napoleon's Diplomatie verhält ſich alfo zu der Metternich ſchen 























rm 


beglaub charakleriſtrten © dle und 
nicht antik, eben fo wen N Kal Nur 3 Re Konfuln 
hen Mächte in ber er —— Vaſallenſtaaten formiren, 
—— Charalter 
gleichfalls von einem ae 
bie Rechte des Biene Ana —— * beſteht 
Befugnif besfelben barin, ur auf völferrehtlih oder ſtaatsrech 
Entfliegungen ber bei welcher feine Glieder —— 
—— dritter M * dieſe Regierung durch eine 
feiner: ung Einfluß nehmen darf, Kömmt ein ſolches Fur 
matiſchen Korps (ober der chriſtlichen Konſuln in der Türkei) - 
wirklich zu Stande, jo findet vasjelbe gewöhnlich die höchfſte B 
gleihfam als an ber en 


Hl 

Ei 

— ii 
na 

j Ef 9 
Bi ee 


ER 
Ba 
FE 
=E 
Ar 
ER 
558 
e 
3 
= 
J— 
z55 
ger 
in 
E 
2533 


feiexlicher ‚Anerlennung w erem Blutvergießen in St. ut ana 
Solde re Per biplomatifcen Korps erfolgen —— der —— 
Sache nach nur in Ausnahmsfällen und bei Ausnahmszu 
elmäßig hat das diplomatiſche Korps nur gemeinſame mir Grmeniatpfligten 
zu Dei Neujahre-Eonren, dem Seburtsfefe bes Landesfürften u. vgl. 
bofumentirt es durch fein Erfcheinen das gute Einvernehmen Europa's mit bem 


——— "Martens, Ch. de, e diplomatique, 5m © dd, ed. Geli- 
cken; Öeffter, Bölterredit, 88 Da og. Strand. 


Disceiplinarvergehen und Disciplinarverfahren. 


Während die Rechtsordnung dem Menfchen bloß bie negativen Gebote: anf- 
ha nicht im die Freiheitsfphäre des Andern einzugreifen und mur. biejenigen 
gen zum Thun am bie Einzelnen flellt, welde m. 
* nothwendig find, während die Rechtsordnung nur die Beſtrafung ber 
gegen —* Gebote verſtoßenden Rechtswldrigkeiten verlangt, gibt wi in der menfch- 
lien Geſellſchaft noch eine Reihe engerer Gemeinfhaften, welde einen pofitiveren 
Pflichttreis für ihre — * und bie Verletzung dieſer Pflichten zwar 
nit mit jenen allgemeinen friminellen Strafen bedrohen, aber doch, foll das Be- 
ſtehen und bie —— der Gewmeinſchaft geſichert fein, nicht — —* 
bürfen. Theils find dieſe Gemeinſchaften natürliche, in welchen der Menſch in 
gewiffen Zeiten feiner Entwidelung mit Nothwendigkeit begrenzt iſt, theils find 
es frei gebildete, im weldhe er, um feine Lebenszwecke zu vollführen, aus elgenem 
Antriebe eintritt, Im beiden fteht den Organen der Gemeinfdhaft über die Genoffen 
Blunifgli’s Staateworterbuch. Band 1. 34 
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Einlegen eines Erelutionsboten in Anwendung. — Mit ber aus Anlaß der 
Revolution zuerft in Süddeutſchland eingeführten centralifirenden Ber- 
waltungsorganifation warb der Beamte in ftraffere Unterorbnung unter bie Auf- 
fihtebehörde gebracht, die Mittel des visciplinären Einwirkens auf benfelben wur- 
‚bermehrt und verftärtt, Cs entftand ein forgfältig entwideltes Dieciplinar- 


Die allgemeinen Grumbfäge über die Disciplinarvergehen, über die bem 
Disciplinarverfahren unterltegenden und vorflchenben Perfonen, über die Dis- 
u Alichen Pflicht, fofern fie nicht wegen ihrer Gering 
id der bienftlichen er . 
fügiglelt als’ bee Sale firaflos erſcheint, iſt ein ee 














berartige bie berzeitige bhabung der Negierungsgemwalt 
— — —— 


der Natur der Sache nach faſt mur bei höheren Verwaltungsbeamten und Staats 

anwälten, fehr felten bei Richtern und iechniſchen Beamten eintreten wird, Bon 

den verſchiedenen Stufen einer folden oppofitionellen Richtung des Beamten: bie q 
34* 
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ſich 

Hohenftaufen 

= 

wirtung mit ihrer finangiellen Schwäche. Es fam dahin, daß feine Rriegerüflung 

möglih war, bie nicht durch Neichslehen oder «Zölle bezahlt warb. Vor der falfer- 

loſen Zeit warb bie Abnahme des Reichsguis noch nicht fo fühlbar: es war | 
damals noch viel zw verf a 

erfegt durch bas im 13, J — in erg en Sn eſchlechter. 

Grft felt die Rügelburger das Reihsgut zum Beſten ihrer Erblande beraubte, war 


fein Untergang tür immer entſchieden. Für men "Denn das Berfprechen der 
Kaiſer, heimfallende Lehen nicht wieder auszuthun, warb nicht gehalten; zur Ein- 
löfung von Reihspfandfchaften waren fle zu machtlos, bis. biefelbe durch — V. 
ara he tt. 18 9) and rechtlich unmöglih gemacht warb. 

en Trümmern der Neihepomänen erwudfen die Kammergüter 
der en Ihre Beftandtheile waren: 1) Amtslehen, d. 5. 
Neichsgüter, womit die Herzoge und Grafen, als fie noch Neihebeamte waren, 
zur Beforgung ihres Amtes belichen wurden. Sie gingen fpäter — nad; der 
Tendenz. des Mittelalters, öffentliche Pflichten in Privatrecht zu 


|; 


Steuern. gebedt. 
Ei. unbefhränktes; reichsrechtlich erfiredte es ſich nur auf die durch die Reidhe- 
ſtandſchaft gebotenen Ausgaben und die Unterhaltung von Feſtungen und Garni» 
fonen, nad) gemeinem Herfommen auch anf bie Prinzeffinnenfteuer. In den meiften 
Ländern trat jogar der fürftlihen Rammertaffe eine —— unter Ber 
waltung der Stände gegenüber (zuerft in Kurfachfen 1451), 

Nah und nad, befonders im 17. Jahrhundert, drang bie franzöſiſche Lehre 
von ber Umnveräußerlichfeit ver Domänen in Deutſchland ein, —— von den 
römischen Juriſten. Die Folge waren zahlreiche Saugefae, welde bie freien 
färftlihen Samiliengüter in Fiveilommniffe verwandelten, Im 18. Jahrhundert war 
die Unveräußerlichleit der Domänen in den meßten Territorien anerfannt, wenn 


teole der Stände zu entziehen, Wirflihes Staatsgut waren nur bie en 
ber Reichsftädte und bie Tafelgüter geiftlicher Fürſten, bei denen die Erblichkelt, 
alje auch vie Bermijhung von öffentlichem und Privatgut unmöglich war. Die 
Trennung von Kammer und Steuerfaffen bauerte vielfad fort, wenn er 3 
Fürſt oft Über beide gleich unumſchränlt gebot. Erſt ber neueren Gef 
gelang es — auch hier nach Preußens Vorgang — den ſtaatlichen 

die Domänenwirthfhaft einzuführen und an bie Stelle ver fürſtlichen 

intraben eine Givillifte zu fegen, 
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Buftänbe see ⸗ 
u — 
dah der Landeherr Eigenthümer der Kam ob 
—— 
— Hall angmelien« Giersch IR Son Belniheree BUMGHREN 2% Das Bekat 
der fürflichen Familie in dem Seireffenben Sande den Bauptbeflanbtfeil des Rammer« 
En I — 
billigen. 
lautet: Die wmebiatifirten Fürften „ 
niale et priv& tous les domaines sang — Haft 
somit dem —* der ‚fürftigen $ arten Eike —— fei 
Brann —— —— ——— 
lau e Borgänge 
Ucher Familien im ber deutſchen Geſchichte ſchnurſtrads zuwlder — Die neuere 
ng re Yen biefe Schwierigkeiten eingefehen: und, ohne auf Unterföeuung 
———— bes Kammerguts einzugehen, dem Streite durch bie definitive 
eye das Eigenthum ber Domänen. zuftehe, ein Ende gemacht. Dieſe 
Erklärung ift — billigerweife und auch Biftorife rihtig — In den Heinen Terri⸗ 
torien En die — ‚ginfliger ausgefallen ald in ben größeren: Staaten, 
Eine —— — sg en u 


1809 Er ve —— vom 9. März; 1819 — dies dahin: jede 
nicht ganz unentgeltliche Beräußerung zu dem Zweite, den Domänenbauern freies 
ten u verſchaffen, ift —— —— fie eine entſprechende eg 
Nationaliohlftantes 5 eiwirk. Andere Verkäufe follen nur zur Tilgung von 
Sat unb ——— Schenkungen nur zur Belohnung der Helden aus 
ben. Freiheitskriegen geſchehen. Zum Erſatz dleſes Ausfalls wöben beimfallende 
Lehen nicht wieder ausgethan, 

In Defterreic erflärte das bürgerliche Geſetzbuch Lt. 287 die Domänen 
für Staatsvermögen. Doch find: ihre Berhältniffe in ben einzelnen Theilen ber 
Monarchie nicht die gleichen. So unterfheidet man in Ungarn ven Kameral · 
gütern und dem von der Krone untrennbaren um en Krongut 

Die übrigem größeren deutſchen Staaten tafen f ſich —ã —— 
Domãnengeſetzgebung in zwei Gruppen ſchelden, wenn man ſich am die Sache 
bält und durch die, große Verſchiebenheit der Ausdrüde fi nicht beirren läßt. 
Einige Berfaffungen haben ſämmtliche Domänen oder einen Theil derfelben für 
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Dritter Stand. 


Der Sprahgebrauh bes „britten Standes" (tiers tat) iſt von frankreich 
auf Deutſchland gangen. Urfprünglic wurde die Vertretung ber fen 
Städte auf den Generalftänden des Königreichs ober auch bie vertretene 
ſchaft diefer Städte felbft fo genannt, im Gegenſatze zu den beiten erften bevor- 
zugten Ständen bes Klerus und bes Adels. Der Bürgerftant war der dritte Stand, 
er galt zugleich als der „gemeine“ (Negehftand, über den fi die geiftlihe und 

Arifiskratie emporhob. Die untern Klaffen, auch bie bäuerlide von ben 
Orundheren abhängige Bevöllerung kamen nur als Gegenftand ver Beherrſchung 
und Ausbeutung in Betracht. Sie hatten feine politiihen und daher feine flän« 
diſchen Rechte. Wieberholt hatte ber britte Stand auch auf die politifche Entwidelung 
von Franfreid einen großen Einfluß geübt, von jeher im Gegenfage zu ber mittel- 
alterlien Lehensverfafjung und daher oft in offenem Kampfe mit dem Mdel. Er 
half den Königen in ihrem Befireben, ben mobernen Einheitsftaat zur verwirf- 
lichen, So oft er aber leidenschaftlich gereizt war, zeigte er eine temofratifch-repu« 
blilaniſche Gefinnung. Seine unmittelbaren Organe hatte er theils in ben General. 
fänden, theils in den Provinzialftänden. Nachhaltiger noch war feine indirekte 
Wirkfamteit, indem bie richterlichen Magiftraturen und die Finanzbeamtung gröften- 
theils aus ihm refrutirt wurden und bie Pflege der Wiffenfchaft und ver Öiteratur 
vorzugsweife ihm überlafjen blieb. Obwohl er ſich gelegentlich mandje Demüthigung 
gefallen laſſen mußte, jo war fein Selbftgefühl dennoch in fortwährendem Wachs - 
thum begriffen, Als ein Nebner bes britten Standes in ber Berfammlang von 
1614 die drei Stände der Nation mit brei Brübern einer Familie verglich, unter 
denen ber dritte Stand freilich der jüngfte, „aber zumeilen ftellen bie jüngften 
Söhne das Haus wieder her, das bie vornehmen ältern zu Grunde richten", führte 
ber Adel — entrüftet Über dieſen Vergleich — Klage bei bem Könige: „Es fei 
umerträglih, daß die Söhne von Schuſtern und Schuhflidern ſich Brüder ber 
Barone zu nennen wagen, Eher verhalte fi der dritte Stand zum Adel, wie ber 
Bediente zum Herrn”, Die fpätere Geſchlchte ftellte den Beweis her, daß das 
ftolze Gelbfigefühl des dritten Standes einen fefteren Grund habe, als bie Hodh« 
miüthige Beratung besfelben von Seite des zweiten, Aber in der franzöſiſchen 
Nevolution überhob er fih. Er wollte, wie Sieyes verkündete, „aus Nichts Alles 
werden". Zur Macht gelangt, und rüdfichtslos feinen alten Ideen von Einheit 
des Staates und Gleichheit der Bürger nadıfirebend, verwarf er mit den mittel 
alterlihen Standedunterſchleden auch jebe neuere Organlfation der Bolfsflände, In 
bem Einen gleihen Staatsbürgerthum follten fih alle Stände 
nidt blos zufammenfinven, fondern völlig auflöfen. Dritter 
Stand und Volk jollten für immer basfelbe fein. 

Die Ereigniffe haben die Selbfttäufhung des dritten Standes aufgevedt. Die 
Formen der alten Stände freilich waren zerſtört und konnten nidyt wieder hergeftellt 
werben. Die bürgerliche Gleichberechtigung und bie meue Wahrheit des Staats- 
bürgerthums blieb. Aber es famen innerhalb der nationalen Gemein- 
haft und innerhalb der Bollseinhett doch politifch wirkende innere 
Gegenfäüge großer Bolkstheile zu Tage, melde den Staatsmann zur Beach- 
tung nöthigten. Auch wer das matürlihe Bedürfniß eines ariſtokratiſchen Standes 
läugnete, konnte doch nicht bie heftigen Kämpfe zwiſchen ven gebildeten Vollsklaſſen 
und den untern Mafjen, bie in verfchievenen Formen bald losbrachen, überfehen, und 
mußte wahrnehmen, vaß bier natürliche, früher Überfehene Gegenfäge ber focialen 
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Landwirthen, welche durch ihre Bildung und Lebensart von ben eigentlihen Bauern 
fi unterfheiden und doch nicht zu der wirklichen Ariſtokratie zählen. Im diefen 
—* wirft beſonders die ſtädtiſche Kultur und bie feinere geſellſchaft- 
lide Erziehung fort. 

Ale viefe Klafien haben heutzutage ziemlich viefelbe fociale Bildung und 
daher auch ähnliche Bedürfniſſe. Wie verichieven fie auch im Uebrigen denken und 
arbeiten mögen, eine genoffenfhaftlihe und ſtändiſche Verwandtſchaft 
denn doch unter ihnen. Sie verftehen ſich wechſelſeitig leicht, ee ſich gefell- 

ji 


über ihn die Maſſen vergißt, die noch Hinter ihm ftehen. 

Der dritte Stand iſt der natürliche Vertreter ber Intereffen ber Kultur und 
ber Eivilifation. Die Barbaret erfihredt, vie Rohheit ärgert ihn. Er ift ver beweg- 
lichſte Theil ver Nation, der vielgefhäftigfte, gemandtefte, Die adminiftrativen, 
tehnifhen, induſtriellen Talente aller Art find voraus bei ihm zu finden. Jede 
Kunft und jede Wiſſenſchaft hat in ihm ihre Meifter und Schiller, Kenner und 
Liebhaber, Das Bemußtfein der allgemeinen Menſchenwürde und der Menſchenrechte 
ift in ihm beſonders ſtark. Er vor allen verlangt Rechtsgleichheit, Selbftändigfeit, 
Freiheit. Er nimmt lebhaften Theil an allen Fortfhritten der Geſellſchaft. Sein 
Einfluß iſt allenthalben mächtig. Die üffentlihen Beamten find meiftens von 
feinem Fleiſch und Blut, und alle find durch feine Erziehung hindurch gegangen. In 
der Staatsverwaltung, in den Gerichten, in ber Polizei ift er überall thätig, überall 
unentbehrlich. In den Kammern erfheint er wieder als Kontrole und als Organ 
ber öffentlihen Meinung. Die Preſſe ift faft ganz in feinen Händen, Die Gelb- 
möchte gehören ihm an. Die Börfe, die Kredit- und Aftienfpekulation find feine 

e. 68 fann den Menſchenkenner nicht befremben, wenn er fieht, daß zuweilen 
ber britte Stand fi für ven herrſchenden hält. Ju ver That, er hat in ben 
Zeiten Ludwig Philipps geherrfht: der König felbft war ein prägnanter Ausdruck 
des dritten Standes, Aber die Februarrevolution von 1848 hat ihn furchtbar aus 
feinem Herrfcyerbehagen aufgefhredt. Der wild gewordene vierte Stand ſchlittelte, 
indem er ben Sulithron ummarf, auch für einige Zeit die Herrſchaft des dritten 
Standes ab. Diefer faun ſich wie mit der fonftitutionellen Monarchie, jo auch 
vortrefflih mit der repräfentativen Demokratie, aber nicht mit der unmittelbaren 
Demofratie vertragen, denn im jener übernimmt er fofort bie Repräfentation und 
* wieder unter dem Namen des Demos, in dieſer aber fühlt er ſich von ber 

ewalt und Rohheit der Maſſen beengt und gebrüdt. Im der neuen republifa= 

niſchen Berfaffung erholte er ſich allmählig wieder von dem heftigen Sturz, und 

in der Nationalvertretung befam er bald von neuem das Uebergewicht. Da wurde 

er zum zweiten Mal geftürgt, und biegmal nicht durch eine Empörung ber unzu— 

friedenen unten Schihten, fonbern durch einen heftigen Schlag von oben, won 
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—— fich aufbläht, wenn er an ben politiſchen Fragen nur inſoweit noch fi 
beiligt, als fie zugleich Geldfragen nd und im U ben gefell- 
ſchaftlichen Senäffen und Lüften in —2 hei PA er 


heit hingist — Züge, welche wir in ven großen europäiſchen Stäbten in entjeg- 
lichen Dimenfionen wachſen ſ 4 


— — gewaltigen Ereigniſſen und Schidjalen gelingt, durch welche ber 


aus ber Tiefe des Vollslebens, aus dem vierten Stand, ber in feiner Derbheit 
und theilmeifen Robheit noch näher mit der weiten ewig frifhen Natur verbunden 
ift, fleigen fortwährend frifhe Säfte in dem britten Stanb auf und werben Ihm 
wleder friſche, thatkräftige Musteln zugeführt, in denen das nem beginnende Nerben- 
leben nod lange hin fid, üben und wieder erholen fann. Es ift für Deutſchland 
ein großes Glüd, daß es in feinem Banern- und in feinem nievern Bürgerftand 
nod ein ungefhwächtes gewaltiges Refervoir von natürlichen Vollskräften beſitzt, 
aus dem ber Stand ber Kultur, der britte Stand, täglidy ſchöpft, ohne e8 aus 
zuſchöpfen. vinniſchti. 
Duldung, religiöſe, ſiehe Betenntnißfreiheit. 


Durchſuchungsrecht. 


Durchſuchungsrecht (droit de visite, right of visit and search) iſt das Recht 
einer Macht, durch ihre Kriegsſchiffe Hanbelsfchiffe fremder Nationen auf offenem 
Meere, beziehungsweiſe in nicht neutralen Gewäflern, anhalten zu lafjen, um durch 
Einfiht der Papiere derſelben, eventuell duch Durchſuchung von Ladung und 
Schiffsraum fi über deren nölferrehtsmäßigen Charakter zu verfidern. 

Das Durchſuchungsrecht involvirt alſo ftets die Befugniß zur Ausübung von 
Souveränctätd-, fpeciel Jurisdiktionsrechien auf frembem Staatsgebiet; denn bie 
Schiffe werden jeht allgemein als wandelnde Gebietstheile desjenigen Staats be 
teachtet, deſſen Flagge fie vedt. Cs kann daher im legten Grunde nur auf 
Einwilligung derjenigen Macht beruhen, deren Schiffe fid 
durchſuchen laffen müffen; fei es num, daß bie Einwilligung zu gegen» 
feitiger Uebung dieſes Rechtes im beftimmten Fällen ein für alle Mal gewohn- 
beitsrechtlich unter ſämmtlichen Mächten fehfteht, fei es, daß die betreffende Macht 
fi vertragsmäßig verpflichtet hat, unter gewiffen VBorausfegungen eine Durd- 
fuhung ihrer Handelsſchiffe durch frembe Kriegefahrzeuge geftatten zu wollen. Auf 
diefe beiden Quellen ift denn auch das gegenwärtig beftehende Durdfuhungsredt 
in der That zurüdzuführen. Nur im Kriege eriftirt das Durchſuchungsrecht als 
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en Mächte vulven, daß bem Feinde Kontrebandartifel zugeführt werben. 
heutige Seefrieg bedarf alfo des Durchſuchungsrechtes, um * Mißbrauch zu 
verhindern, welcher in den beiden zuletzt erwähnten Rechten den Kriegführenden 
gegenüber mit ber neutralen Flagge getrieben werben kann, nämlid um zu ver— 
hindern, daß die neutrale Flagge fälſchlicher Weife von feindlichen Schiffen auf, “ 
ftedt oder daß unter ihrem Schuge verfucht wird, dem Feinde Kontreband 


führen. 

es De ad Mn ben Kat Die Bund, well What Ware 
ſuchungsrechts in Kriegszeiten heutzutage erreicht werben Ba Ein Eingriff in 
fremde Souveränetätsrehte muß babei der Natur der Sache nad) freilich) erfolgen, 
aber die ſtelgende Achtun * vor den Rechten der Neutralen Hat jetzi bie Schranken 
arte gezogen, Innerhalb welcher das Durchſuchungsrecht allein gellbt werben darf, 
Es handelt fi darum, den Mißbraud der neutralen Flagge zu verhüten; 
ein folder kann und darf aber nicht vermutbet werben feitens * —— 
en Staatsfhiffen einer neutralen Macht. Daher find folde Staatsfhiffe 
ee neutrale Kriegsſchiffe unbebingt von dem Durchſuchungsrecht 
— In menerer Zeit ſucht man auch vie Poftvampfer als quasi-Staatd- 
(es von der Pflicht, fih anhalten, eventuell durchſuchen zu laſſen, auszunehmen; 
fi eine feftftehende Praris in diefer Beziehung nit gebildet. Es ſteht 
* noch jetzt der Grundſatz feft, daß alle neutralen Handelsſchiffe dem 
Durchſuchungsrechte unterliegen, Die Uebung von Jurisdiktionsgewalt auf fremdem 
Staatsgebiet iſt eine Folge des Durchſuchungsrechts: daher dann dasſelbe nur 
geübt werben von Beamten ober antorifirten Bevollmächtigten ber 
— — Staaten, d. h. durch die —— von Kriegefchiffen 

ober die Führer der von ihnen autorffirten K 
Die kriegführenden Mächte müflen zur —— ihres Durchſuchungs · 
rechtes vor len die Befugniß baben, den fremden Kauffahrer anzuhalten. 
= gelacht bies in ber Regel durch einen blinden Kanonenfhuß, ven fogenannten 

p d’assurance, de semonce, Weigert fi das fremde Schiff anzuhalten, ober 
fit es ſich z. B. durch Auffteden aller Segel u. ſ. f. zum Entfliehen * 
hat ver Durchſuchende das Recht, augenblicklich Gewalt anzuwenden. Doch mi 
der Regel zunächſt nur ein ſcharfer Schuß in die Segel und Maſten des * 
tenten Fahrzeuges geſchickt und erſt dann, wenn auch hierauf nicht angehalten 
wird, auf den Rumpf des Schiffes ſelbſt geſchoſſen. 

If das fremde Schiff auf eine oder bie andere Welfe zum Stehen gebracht, 
fo fenbet ber anhaltende Theil eine Schaluppe mit wenigen Leuten an Bord bes 
betreffenden Fahrzeuges, um zunächſt bie Papiere desfelben einfehen zu 
lafjen. Mandmal läpt man aud den fremden Schiffer mit den Seebriefen auf 
das anhaltende Schiff kommen, doch kann dies bei flürmifhen Wetter mit Recht 
verweigert werben. 

Die Ueberzeugung, melde durch dieſe Einficht der Schiffspapiere gewonnen 
werben foll, ift die von bem voll neutralen Charakter ber Schiffes und 
feiner Ladung. Welche Papiere hiezu unbedingt erforberlid feien, darüber fehlt 
es an allgemeinen Borfhriften des pofitiven Völkerrechts on un 2 
gende vorgelegt zu werben: 1) ver Schiffspaß ober Seebrief, ein 
kunde, welche ben Nationalbaralter des Schiffes beweist; 2) bie —— 
ein obrigleitliches Zeugniß darüber, wer die Gigenthilmer des Schiffes find; 3) die 
Konoffamente (connaissements, bill of leading), bes Schiffers Dokumente über bie 
Ladung; 4) bie charte partie, welde den zwiſchen dem Befrachter und dem Sc 




















Ehe. 


Die charalteriſtiſchen Merkmale ver höhern europäifhen Etviltfation 
find: 1) die entſchiedene Verbräugung ber Polygamie vurh die Monogamie; 
2) die Würdigung der Frau aud) im moraliſcher und rechtlicher Beziehung ale 
Genoffin. des Mannes; 3) die Befreiung ber Frau .aus ben Banben bes 
Harems und des Haufes und die Theilnahme derſelben an bem gefelligen 
Leben; 4) die Berwerfung des Kontubinates neben ber Ehe; 5) die reli- 

idfe Heiligung und 6) die rehtlihe Durchbildung ver Ehe. Nur 
Aufenweife und nicht ohne große Kämpfe wurden biefe Fortjritte gemacht: und 
bie thatſächlichen Zuflände waren und find oft fehr weit zurüd Hinter den ancet- 
kannten Gefegen der Moral und des Rechte, 

Die helleniſchen Eitten bilden dem Uebergang aus dem Syſtem bes 
Drlents in das des Dccivents. Die helleniſche Ehe ift monogamlſch; aber bie 
Beibergemeinftaft wurde fogar von den Philofophen unter Umſtänden gebilligt 
und fogar in When war bie feinere weibliche Bildung eher bei den Hetären zu 


Die Nömer legten mehr Werth auf meiblihe Keuſchheit und Ehre, und 
berftatteten ber Frau zugleich mehr Freiheit. Die römiſche Ehe war frenger mono» 
gamiſch als die griehiidhe Ehe. Die römifche Jurisprudenz erklärt die Ehe als 
„Verbindung von Mann und Frau, ald Gemeinfbaft alles Lebens, des göttlichen 
und menfhlichen Rechts” (L. 1 D. de ritu nupt). Aber die Genoffenfchaft der Frau 
mit dem Manne ift doG nur im Princtp anerkannt, noch nicht in ihren KRonfe 
quenzen durchgeführt. Das ältere römifche Recht übertrieb das Recht des Ehemanns 
und machte die Frau zu einer vermögenslofen Untergebenen, ähnlich einer Tochter 
In ber Hausgewalt des Baterd. Das fpätere Net ſtellte Dann und Frau faft 
mie zwei fremde Perfonen einander gegenüber. 

Im Mittelalter wirkten germantfhe und Hriftlice Ideen auf bie Ehe 
ein. Die Germanen fahen in der Ehe nicht blos eine Geſchlechtsverbindung, fon= 
bern innigſte, das ganze Leben ber Ehegatten burchbringende Gemeinſchaft. Die 
Frau wurde vollftändig Genoffin des Mannes in Glüd und Unglüd, in Ber» 
mögen und Wirthſchaft. Die Scheidung war erlaubt, aber felten. Das Chriften- 
ihum betonte neuerdings das Ideal der monogamijhen Ehe, melde bei ven Juden 
trog ber Moſaiſchen Geſetzgebung, welche vie Polygamie erlaubte, durch bie Eitte 
zur Regel geworben war, und hob das religiäfe Moment entſchiedener hervor, 
Ehriftus felber hatte die Scheidung zwar nicht verboten, aber ernft davor gewarnt, 
wenn nicht Ehebruch dazu veranlaffe. Die Kirche erflärte tie Ehe für ein Sakra— 
ment und trat ber Scheidung fhroffer entgegen. Während des Mittelalters gewann 
aud bie fpiritualiftifhe Neigung zur „Bekämpfung des Fleiſches“ Macht, und bie 
Ehelofigfeit wurde von der Kirche höher gejhägt als die faframentale Ehe. Die 
Ehehindernifje wurden verfhärft und ausgebehnt und dem Klerus geradezu das 
Eölibat zur Pflicht gemacht. Allmählig erlangte bie Autorität der Kirche das 
Uebergewicht und verbrängte burdh das fanonifhe Recht und bad Umfichgreifen 
ber geiftlihen Gerichtsbarkeit die weltliche Geſetzgebung und die weltliche Ger 
richtsbarkeit in den Lebensfragen des Eherechts. 

So kam e8, daß bie Ehe zu einer ausſchließlichen Sateninflitution ge 
macht wurbe und trogdem ihre Orbnung den Laien entzogen ımd unter bie Obhut 
des ehelofen Standes der Geiſtlichen geftellt wurde. 

Erſt die reformatorifchen Kämpfe des 16, Jahrhunderts brachten wieber eine 
Wendung. Die Reformatoren griffen ben Cöltbat der Geiſtlichen und die päylt- 
lichen Defrete über das Ehereht an. Luther erklärte vie Ehe für din „mai, 











ebung und Ehegerichtsbarkeit gegeben. 5) Ebenfo muß aber aud 

zugeftanden werden, baf fie über die religiöfe Geite ver Ehe Ihre Mei- 
nung babe, und diefelbe mit kirchlichen Mitteln zu reinigen ſuche. Ob die Ehe 
ein Saframent fei oder nicht, ob der Gegen des eifficen zu gewähren oder zu 
verweigern fei, ift eine Kirchen», feine Staatsfrage, eine Gewiſſens-, feine Rechis- 
frage. 6) Endlich ift es naturgemäß, daß die Kirche mehr das Ideal einer Ehe 
vor Augen habe, der Staat dagegen mehr bie Realität des wirklichen Lebens. 
Die religiöfe Moral fordert die Ehe, wie fie fein ſoll, das Recht nimmt fie, 
wie fie ifl. Daher bleibt das Zwangsrecht des Staats zurüd hinter den Idealen 
ber volllommenen Ehe. Auch Chriftus hat diefen Gegenfag vollftändig anerkannt 
und feine Swangsgefege über vie Ehe erlaffen. 

Gegenwärtig wird das Eherecht nod) mad) zwei verſchiedenen Syſtemen ge- 
orbnet: 1) nah dem fonfeffionellen, jo daß in einigen wefentlichen de 

ehungen (Form ber Eingehung, Ehehinderniffe, Scheidung) fir Katholiten und 
teftanten ein werfchiedenes Recht gilt; ebenfo für griechiſch-katholiſche Chriſten, 
für Juden und Mohnmmebaner; 2) nad gemeinem weltlih-bürgerlichem 
Recht, ohne Unterſchied der Konfeffion und für alle Privatperfonen im gleicher 
Weiſe gültig. Die Zukunft gehört diefem zweiten Syftem. Wohl kann es dann 
gefchehen, daß ber Staat eine She für möglih und rechtsgültig erflärt, melde vie 
Kiche als moraliſch unzuläffig betrachtet, und daß ber Staat eine Scheidung an- 
erfennt, melde bie Kirche als ſündhaft erflärt. Aber ſolche Konflikte find überall 
unvermeidlich, wo Recht und Moral als zwel Geblete einander gegenüber ftehen. 
Auf dem erftern Gebiete herrfcht der Staat allein, auf dem legtern dann die Kirche 
ſich mit Freiheit bewegen. Damit iſt aud der Konflift ungefährlich gemadt und 
es ben Indivlduen frei geftellt, ſich zurecht zu finden. Die Bevölkerung fann das, 
wie die Wahrnehmung zeigt, daß faft alle Ehegatten, wo die Civilform nothwendig 
iſt, Hinterbrein freiwillig die firchlide Trauung vollziehen. 

IV. Eingehung der Ehe. 1) Grundbebingung ift der freie Wille ver 
Verlobten. In diefem Sinne ift der römifche, von dem fanonifchen Rechte aboptirte 
Rechtoſatz: Consensus facit nuptias, wohlbegründet. Jever Zwang zur Ehe, auch 
ber ber Eltern ober der Obrigkeit, ift unzuläffig. 

2) Daneben fommen die Ehehinderniffe in Betracht, ſowohl tren«- 
nende, welde vie Gültigkeit ver Ehe zerftören, als aufihiebenbe, melde 
Schwierigkeiten bereiten, die zu überwinden find. Aus dem Weſen ber Ehe werben 
abgeleitet: a) Lediger Stand der Ehegatten. Die mit Necht geſchledenen Ehe— 

atten find ledig. b) Zu nahe Verwandtſchaft ift ein Ehehindernig. Im 

ittelalter wurde dieſes Ehehinderniß über die Maßen ausgevehnt, auf alle Bints- 
verwanbtfchaft und die Schwägerfchaft. Innocenz III. ermäßigte dasſelbe bis zum 
vierten Grade fanonifh-deutfher Beredinung. Das tridentinifche Koncil beſchränkte 
dasſelbe auf die zwei mächften Glieder (Geſchwiſterkinder). Manche neuere 
Rechte laſſen bie Ehe auch umter Gefhwifterfindern zu und verhindern in ber 
Schmwägerfhaft die Ehe nur im ber auf und abfleigenden Linie (Schwiegereltern 
und Kinder), Die fogenannte geiftliche Verwandtſchaft ver Pathen mit dem Täuf- 
lingen bat im bürgerlichen Rechte Feine Wirkung. e) Alter, Unmündigkelt 
macht unfählg zur Ehe; viele Gefege fordern aber für den Mann nicht blos Ge— 
chlechtsreife, ſondern ein Alter von minveftens 18 ober 21 Jahren. d) Ber— 
chiedenheit ver Konfeffion ift kein rechtliches Hinderniß der Ehe, Der 
moberne Staat hat bie Pfliht, die fogenannte gemifhte Ehe (zwifchen Katho— 
liten und Proteftanten) wiber kirchliche Chifanen zu ſchützen. Allerdings hat bie 
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und Bett, nicht aber die Löfung des fahramentalen Bandes der Ehe, Den praf- 
tiſchen Schwierigkeiten ſuchte die kirchliche Gerichtsbarkeit dadurch zu begegnen, daß 
fie es vorzog, eine Ehe, deren Trennung ver wurde, zumal von mächtigen 
Perfonen, hinterprein al von Anfang an nichtig zu erflären. Die zahlreichen 
Ehehindernifje gaben dafür mancherlei Anhaltspumkte, Die Vorſchrift des lanoniſchen 
Rechts iſt von der bürgerllchen Geſetzgebang vielfältig für die Katholiken aufge» 
nommen worben. Sogar ber Code Napoleon, welcher die Scheidung verftattet 
hate, iſt im der Reftaurationszeit von 1816 wieder im die ältere Gebundenheit 
zurüd geſchraubt worden, a 

Dagegen haben die proteftantifhen Eherechte die volle Scheidung, vor 
and wegen Ehebruds, dann aud aus andern erheblichen Urfachen, aber immer 
nur unter gerichtlicher Mitwirkung geftattet, 

Die Aufgabe der modernen Geſetzgebung ift es, auch dieſe Frage in allge» 
mein verbindlicher Weife nad) natürlichen Grundfägen zu ordnen. Allerdings ent 
ſpricht eine völlig freie, willfürlihe Scheidung, wie fie das römiſche Recht 
zugelaffen hatte, unſern heutigen fittlichen Begriffen nicht mehr. Die Würde der 
Ehe und große Gefahr für die Sicyerheit ver Familie und die Geſellſchaft, welche 
duch die willfürlihe Scheidung bewirkt wird, machen die Prüfung der Scheibungs- 
urfahen und die Beihränfung der Scheivungen auf Ausnahmsfälle nothwendig. 
Daher die Nothwendigkeit eines gerichtlichen Scheidbungsurtheils nad 
vorheriger Prüfung des Falls, 

m aber der Staat fi überzeugt, bafı genügende Urfahen vorliegen, um 
bie Trennung der Ehe zu begründen, dann zwingt er die Ehegatten nicht, die Ehe 
fortzufegen, ſondern fpridt die Scheidung aus, Das Recht der individuellen 
Freiheit überwiegt dann wieder das Recht der Ehe, 

Das weltliche Recht beachtet vor allen Dingen bie natürliche Exiſtenz. Ift 
die konkrete Ehe eine gefunde und fittlihe, fo kommt vie Scheidung nicht in 
Frage. Nur wenn fie innerlich zerrüttet, wenn fie ald Ehe unmwahr geworben ift, 
wird viefes thatfählihe Verhältniß, weldes ber Staat zu beffern nicht die Macht 
hat, anerfannt. Das Princip der Alaatlihen Scheidung ift demnach: Wenn bie 
Ehe im einzelnen Fall innerlich gebroden ift, und ver Brud unbeilbar 
erſcheint, wenn vie ehelihe Gefinnung zerftärt ift, dann wirb biefer unfelige Zu- 
fand auf Begehren zunächſt des unf@nibigen Theils berüdfihtigt, und biefe Ehe, 
die aufgehört hat, eine wirkliche zu fein, aud vor dem bürgerlichen Rechte als 
eine unwirkliche gelöst. Die Scheivung ift zwar immer ein Uebel, aber unter Um— 
ftänden ein nothwendiges Uebel, Würde unter jener Borausfegung die Fortbauer 
der Ehe noch feftgehalten, fo wäre dieſelbe dod nur eine Fiktion, denn eine 
Ehe ohne alle Lebensgemeinfhaft der Ehegatten ift feine Wahrheit mehr, Die 
wechfelfeitige Ergänzung der Geſchlechter hat aufgehört, und damit iſt das eigent- 
liche Wefen der Ehe, welches doc, wichtiger tft als ihre Form, vernichtet, 

Det eigentlihe Ehebrud nimmt dann die erfte Stellung ein. Die aus- 
ſchlleßliche Beachtung des Ehebruchs ift aber ein Zeichen, daß bie finnlihe Be- 
tradtung der Ehe noch vorherrfcht. Die Ehe ift aber nicht blos Geſchlechtseinigung, 
fie if perfönliche Lebensgemeinſchaft, und kann daher durch andere Störungen, die 
mit den geſchlechtlichen Beziehungen michts zu fchaffen Haben, ebenfo im tiefften 
Grunde erfhüttert werden. Böswillige Berlaffung, lieblofe Behandlung, felbft ein: 
dauernde Unverträglichfeit der Charaktere, Ehrverluft oder Wahnfinn lönnen bie 
Ehe ebenfo innerlich zerftören. 

Beier als die bisher geübte fafuiftifhe Aufzählung der Scheldungsurſachen 
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bes Treubruchs erſchelnt. Ihre Wirkungen waren vorzäglich bie Unwilrd ö 
lichen Aemtern und — ————— und Herabſetzung ihrer tt 

Im dieſe germanifhen Rechtszuftände des Mittelalter wurben num ein— 
zelne Erinnerungen und Ueberlieferungen des römifchen Rechts hinein verwoben, 
freilich, ohne rechtes Verſtändniß. Das römifche Recht ſpricht den Sklaven, wie 
alles Recht überhaupt, alle Ehre ab und unterfheidet unter ven Freien noch zwei 
Abſtufungen des perfönlichen Rechts- und Ehrenzuftandes (Status), ven Gegenfag 
der römifhen Bürger und ber Fremden (mit ber Zwiſchenſtufe der La» 
tini) und ſodann den Gegenfag der Familtenfelbftändigen (Familien- 
hänpter, homines sul juris) und der Familienabhängigen (homines alieno 

juri subject), Wer aus dem familienfelöfländigen Zuflande in den familien- 
abhängigen kommt (wie insbefondere durch die Arrogatio eines Freien, ber in eine 
Üoptivfamilie eintritt), erleidet eine capitis diminutio minima, die freilid nicht 
die Ehre, fonbern nur die felbftänbige Stellung trifft: wer das Bürgerrecht ver- 
llert (4. B. durch Strafe), erleidet eine capitis diminutio major, und büßt aller 
dings in — deſſen wie an ben politiſchen Rechten fo auch am ber politiſchen 
Ehre ein. Die capitis diminutio maxima zerflört mit der perfönlichen Freiheit 
auch die Ehre. Diefe Abftufungen find nicht ftändiih im Sinn der Germanen. 
Aber auf das alte römifche Recht kannte gewiſſe ſtändiſche Ehrenrechte, bie ſich an 
die Gegenfäge der Patricler und ber Piebejer, der Magifirate und ber Bürger, 
der Soldaten, der Städter und ber Bauern anfhloffen, aber doch nur von ganz 
untergeorbneter Wirkung waren, in ber Kleldung, in ben Strafarten u, f. f. Son 
großer, und vornehmlich politifher Bedeutung war ber Begriff der Infamte 
(infamia), melde eintrat als Folge von manderlei Berurtheilungen theils wegen 
Berbrechen, theils wegen unmwürbigen Verhaltens auch im Privatverkehr (5. B. in 
dem Geſellſchaftsverhaͤltniß), oder ald Folge der Infolvenz, der ſchimpflichen Ent- 
laflung aus dem Heer, ober als Folge des Betriebs verächtlicher Gewerbe, wie 
Schaufpielerel, Thierlampf, ober einzelner unehrliher Handlungen, wie Ehebruch, 
BDigamie, Eivbrud, falſche Denunciation u, j. f. Die Wirkung der Infamie be- 
fand im Entzug der politifhen Ehrenrehte (des Stimmrechts und ber 
Wählbarkeit zu den Nemtern), Ueberdem waren auch bie römifhen Cenſoren 
Wächter ber Ehre, Der Cenfor konnte ven, ber burd eine unflitlihe Handlung 
Öffentliches Aergerniß gegeben hatte, baburd) an ver Ehre firafen, daß er ihn, wenn 
er ein Senator war, aus ber Lifte der Senatoren ſtrich, wenn er ein Nitter war, 
ihm die Ritterwürde entzog, unb wenn er ein einfacher Bürger war, ihm eine 
Rüge (nota) ertheilte. 

Auf die moderne Entwidelung des Ehrbegriffs wirkten vorzüglich ein bie 
veränderten allgemeinern Reditszuflände, die Anerkennung der Perfönlichkeit, bie 
geifltgere Erlenntniß der Ehre und mande neuere Sitte. 

Seitvem das allgemeine Menfhenreht der Perſönlichkelt unb ber 
menfhligen Würde anerfannt wurbe, fonnte von ber abfoluten Unehre eines 
Menfhen überhaupt nicht mehr die Nebe fein, Die Unehre ber frühern Unfreien 
und ber Geächteten war bamit Befeitigt und and) ber fogenannte bürgerliche 
Tod, ber legte Reft ver Altern Frieblofigkeit, war unhaltbar geworben. Ebenfo 
baben mande ältere Strafarten, welde auf Beihimpfung gerichtet waren, bem 
empfindlichen Ehrgefühl der neueren Zeit weichen müffen, z. B. die Stellung an 
ven Pranger oder das Herumführen auf einem Efel zum Hohne ber Straßen- 
jugend, bie Brandmarkung. Selbft die Prügelftrafe und das öffentliche Arbeiten 
ber Sträflinge wurden großentheild aus biefem Grunde abgeſchafft. 

Bluntfäli’s Staataworterbuch. Ban 1. 36 




















Der politifche Eid. 


Endlich en auch die Ehre eines Einzelnen buch Beleidigungen ver 
legt werben. In diefer Hinfiht wird bie einfache — — (Injurie im 
engern Sinn) von ver Berläumbung unterfchleven, Die erftere iſt eine for- 
melle Verlegung ber Ehre einer —— indem in — Weiſe Ber» 
achtung gegen dieſelbe geäußert wird. Die letztere beſteht in der Andichtung 
Berachtung erregender Handlungen. 
——— 
en, 

wo feinere Rüdfichten in Betraht fommen, ift man zu bem Inftitute ver Ehren» 
gerihte gelommen, wentgftens in beftimmten Rlaften, wie vorzüglid für Dffi« 
ciere. Daneben ich im Gefühl der unfldjern und nicht ausreihenden Mittel 
der ebene noch der Zweifampf in ber Sitte —— obwohl dieſer 
nod weniger Garantie für eine richtige und verhältnißmäßige © bietet. 


oti. 
Der politiſche Eid. 
Der Eid iſt eine felerllche, unter U der © is d 
Wahrheit und ae ge gegebene weg — a 


fiherungs= oder affertorifher Eid, wenn er nur ——— en eingetretene 
Thatſache betrifft; er wird zum Berfpredungs- oder promifforifhen 
Eid, wenn er ſich auf künftige Leiftungen des Schwörenden bezieht, 

In der Aufgabe des Staatswört 8 fannn e8 nur liegen, — den ur 
tifhen Eid umd die einzelnen Arten vesfelben näher einzugehen; eine 
der Geſchichte des Eides und rar Formen, fowie feiner Bedeutung er An 
wenbung in bem Proceß und dem Privatredht müſſen wir uns bier verfagen. 

Wie der promifforifche ab —— ſo iſt insbeſondere der politiſche — 
von manden Schriftſtellern als ein unwirklſames und deshalb zugleich 
bes Inftitut verworfen worden. Seine Unwirlſamkett zu erwetfen wirb aber Aets 
unmöglid) fer. So oft auch Fürften und Unterthanen eine eidlich erhärtete Pflicht 
verlegt haben: man wird niemals ermitteln Lönnen, wie viele andere Pflichtuer- 
legungen durch die Erinnerung am einen geleifteten Eid verhindert worben find, 
Die ea bes promifjorifhen Eides unter allen Völkern, feine Erhaltung 
unter allen Wechſeln der politiſchen Entisidelung zeugt von einem tiefgewurzelten 
Glauben an feine Birffantet, der dem Ziveifel Eingelner überwiegt. « — 

bes politiſchen Eides ließe ſich nur unter zwei Vorausſetzun 
fertigen: bei einem Volke, in dem alles religiöſe —— —* die ür 
furdt vor Gott mie die Scheu vor einem rächenden Berhängniß aus allen 
möthern verſchwunden wäre, — ober bei einem Volle, wo das politifde —— 
eh zu folder Bolltommenheit —— wäre, daß es von religiöfen Motiven 
Steigerung und Befeſtigung mehr zu erwarten hätte. Wo dieſe Borausfegungen 

nicht zutreffen, .. es wohlgethan fein, den politiſchen Eid, ohne Ueberſchätzung 
—* —— eit, beizubehalten und zugleich vor mißbräuchlicher ———— 


en ———— des Staatsoberhauptes. Das alte Herlommen 
deutſcher und außerbentfcher Staaten, wonach ber Fürft beim Antritt feiner Regierung 
bie Berfafjung zu beobachten und aufrecht zu halten gelobt, iſt auch in ben neueren 
en fanktioniet. Namentlich bie deutſchen Verfafjungsurtunden haben es 
mit einziger Ausnahme Baden) beibehalten oder angenommen, Dem tebe 
Amifgen ſcher und Eonftitutioneller Monarchie —— * * Gelilbde 
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Theil der Verfi forbert bas fürftlihe Gelübde ohne wei- 

teren Zuſatz „Selm Antritt der ". So bie bayerlfhe (1818), k. ſächſiſche 
(1831), In demfelben Sinne Ift ohme Zweifel $ 54 der preußtfhen Verfaſſ— 


urtumbe zu verftehen, ber den Eid ohne Zeitbeftimmung, im übrigen gleich 
ohne weiteren 20a vorſchreibt. Andere Verfaffungen, 3. B. vie Bi 
(1819), ſachſen ⸗ meiningen'ſche (1829), fahfen-weimar’ihe (1850) fordern bas Ge— 
lübbe ausbrüdlih vor ber Hulvigung; nod andere vor dem Regierungd- 
antritt, vor Ausübung ber verfafjungsmäßigen rechte, In biefe dritte 
Maffe gehören gegenwärtig, nachdem mehrere im Jahr 1848 entftandene Ber- 

ungsbeftimmungen gleicher Art außer Wirkſamleit gefetst worden find, noch Olben- 
burg (1852) und Sachfen-Roburg-Gotha (1852). Die Grundgefetze ver zuletzt ge— 
nannten Länder orbnen zugleich (nach dem Beiſpiele des belgifhen) am, daß in ber 
Zwiſchenzeit das verantwortliche und auf bie Verfafjung beeivigte Staatsminifterium 
bie 3 shandlungen vorzunehmen habe. 

ben Beftimmungen ber britten Kategorie fteht die Bejahung 

obiger Frage außer Zweifel. In Fällen der zweiten Art ift bie Bedeutung bes 
Huldigungsakltes entfheivend. Regelmäßig wird die Unterthanenpflidt durch 
diefen At, ebenjo wie die Regentenpfliht durch das fürftlihe Gelübde, nicht erſt 
begründet, fondern nur anerkannt und beflärkt. Regelmäßig iſt daher, wenn ein 
Orundgefeg die Huldigung vom landesherrlichen Gelübbe abhängig macht, hiemit 
nur gejagt: der Fürft, ver die feierliche Bekräftigung feiner Regentenpflicht ablehnt, 
möge fih aud laſſen, daß e elerliche Belräftigung ber 
unterbleibt. Aber bie Pflichten ſelbſt und bie entfprechenden 
Rechte beftehen darum nicht weniger. Durch ausprüdfihe Beftimmungen ber Ber- 
faffungsurkunde, durch die bei ihrer Berathung gegebenen Erläuterungen ober durch 
bie Berfaffungsgefhichte des Landes kann indeß dem Huldigungsakt allerdings auch 
eine höhere Bedeutung verliehen fein. So fließt ſich 3. B. die mürttembergifche 
Berfaffungsurfunde unmittelbar an eine bis Ins 19. Jahrhundert aufrecht erhaltene 
Satzung bes Tübinger Vertrages vom Jahr 1514 an, bie mit mens Worten 
ben Tobennes ber Regierung auf ben reditmäßigen Erben bon ber Beftätigung 
ber Ranbesfreiheiten abhängig macht. In ſolchem hiftorifhen Zufammenhange wird 
allerdings anzunehmen fein, daß die Suspenflon der Hulvigungspflicht eine Sus- 
penflon ber enpflicht in ſich ſchließe. . 

Begnügt ſich dagegen eine Berfaflung, das Gelübbe „beim Regierungsantritt“ 
zu fordern, ohne Andeutung rechtlicher Folgen, die aus feiner Leiftung oder Ber» 
twelgerung entfpringen, fo kann die Höcdfte vechtliche Wirkung, die Legltimltät des 
Reglerungsantrittes, auch nicht an biefes Gelübbe gefnäpft werden. Denn bie 
Thronfolge in ver heutigen Erbmonarchie beruht nicht auf einem Uebereinlommen 
zwifchen Fürft und Bolt, das erft durch Zuſagen von der einen oder anderen Seite 
perfelt würde. Den einzelnen Landesverfafſungen bleibt es überlaffen, die Garantieen 
des Rechtszuſtandes zu verftärken, indem fie Beringungen, bie dem gemeinen Recht 
fremb find, hinzufügen. 

Der Regierungsverwefer hat gewöhnlich beim Antritt feiner Funktionen 
basfelbe Gelöbniß abzulegen mie der Thronfolger. Zumeilen (mie nad) der baherl⸗ 
fhen und großh. heſſtſchen Berfaffungsurkunde) ift ihm überdies die eiblihe Be— 
thenerung auferlegt, daß er bie Rechte ver Krone erhalten und die anvertraute Gewalt 
bem Lanbesheren getreu übergeben werbe, 

2) Huldigungseid, Staatsbürgereid, Die im früherer Zeit beim 
Regterungswechfel übliche, meift eidlich bekräftigte Hulbigung, bie entweber von 
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R auch das Heer zur Beobachtung des Grundgeſetzes verpflichtet fei, fann 
ezweifelt werben: es ift ja nur vorhanden, um ven Zweden des Staates, 
anifation beftehenden Staates zu dienen, Diefe 
jede Milttärperfonen, jo mweit fie ſelbſtändig, 
handelt: ben Führer einer Patrouille nicht weniger 
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beamten; bie beiden Fälle ſeien deshalb nicht gleichzuſtellen. Allein bie verfaſſungs- 
mäßige Haltung ber Truppen ift, wenn fie unter außerorbentlihen Umftänden In 
Trage fommt, aud um fo wichtiger, und überdies treten ſolche Umftände doch 
genug ein. Denn es handelt fi nicht nur um Angriffe auf dem ganzen 
Beſtand einer Berfaffung: jeder Truppenmarfh und jeve in un« 
ruhigen und kriegeriſchen, ſelbſt in Friedenszeiten, fiellt bie gewiſſenhafte Ver- 
faflungstrene der Militärmacht auf eine Probe, bie nicht immer glüdlich beftanben 
wird. Eingriffe in den organifhen Wirkungsfreis der Civilbehörden, in bie Freie 
heit ber on unb des Eigenthums werben bei folder Gelegenheit um fo häu— 
figer begangen, je weniger den Befehlshabern die Kenntnig und Achtung des Ver- 
faffungsrechtes eingeprägt ift. Nah Braten. 


Eigentbum. 


I. Begriff des Eigenthbums. Aus ver Berjönlihleit des Men» 
ſchen entfpringt das Eigentum. Indem das Individuum die Macht feiner Per» 
fönlichfeit über die unperfönlichen Dinge um fo eher empfindet, indem es Herrſchaft 
daran ergreift und barüber ausübt, hat es Befts daran; und indem es fi ber 
natürlihen Meberlegenheit der Perſon über bie Sache mehr nber 
weniger beutlich bewußt wird, und fo das Rechtsgefühl, baf ihm die Herrfchaft über 
die Sahen gebühre, hinzukommt, fchafft es als Eigenthbum, d.h. die Rechts⸗ 
berrihaft der Perfon über die Sadhen, die hinwieder nichts anderes iſt 
ald das naturgemäße Berhältnif von Perfon und Sache. 

Die urfprünglide Unterlage alles Eigenthums ift, wie ſchon die Römer 
richtig erfannt Haben, der Befig. Die Aneignung (Occupation) ift die urfprünge 
lichſte — und in ben älteften Zeiten, wichtigfte Form des Eigenthumserwerbs. Mit 
ber Verminderung ber herrenlofen Güter unb mit ber fleigenben Rechtsſicherheit 
und Kultur tritt diefe Form mehr im den Hintergrund: unb viel wichtiger wird 
ber abgeleitete Erwerb duch ben Eigenthumsverkehr und ber mittel- 
bare Einfluß, welden die Arbeit auf die Erwelterung und Bervolllommmung 
des Eigentyums dadurch ausübt, daß fie bie vorhandenen Stoffe file den menfd- 
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Eigenthum. 
geworben iſt. Die Geſchlchte des Grun 
ſchichte der Civiliſation. So lange bie 
blieben und fo lange der Boden nur end benußt 
danfe des Grundeigenthums nicht entftehen. Die barbariſchen Raſſen find von ſich 
aus Überhaupt niemals zu Grundeigenthum gelangt. Wo die Wohnung mur ein 
Zelt iſt, gleihfam nur ein weiter um ben Leib gefpannter Mantel, da ift fle | 
Gahrhabe, wie das Kleid. Erſt wenn fie unbeweglid im Boden 
aus« 


ruht, nimmt fie die Natur des Bodens am und fann in ihr das fefte H 
und Heimathsgefühl des Menfhen nun Wurzeln ſchlagen. 

Nicht fo Leicht wie ein Stüd Fahrhabe konnte der & ben Boben ſich 
aneignen, unb nicht ebenfo Gewalt über das Land Üben, wo er gerade weilte, Der 
Boden war vor ihm da und überbauerte fein Leben. Er folgte ihm nicht auf 
feinen Wegen. Er war aud nicht beliebig umzuwandeln oder zu zerflören, Ein 
großer Theil der orientalifhen Böller betrachtete ven Boden in feinem innern, 
natürlihen Zufammenhang als die Erbe und fagte: „Die Erbe ift Gottes, 
ber Menfh hat nur zeitweiligen Genuß daran, Gott iſt der 
wahre Eigenthümer, ver Menſch nur der Nugnießer.“ (III, Mofe 25, 
23.) Nur an den Häufern in ben Städten wurde eine Art von GSondereigen- 
thum anerfannt, denn das Haus in feinem Bau und in feiner Einrihtung war 
doch unzweifelhaft das eigene Werk des Menfhen. (III. Moſe 25, 30) Es ift 
das bie Theofratie, angewendet auf bie Bodenkultur, Ihre Konſequenz läßt 
kein Ü der Freiheit auflommen unter ben Orundbefigern und nit einmal 
ein Gefühl ver Sicherheit. 

Ganz nahe verwandt mit ber älteren theofratifhen Anſicht ver Juden ift die eben- 
falls femitifche tes Islam. Gott gibt nicht mehr unmittelbar die Landgüter an 
bie einzelnen Befiger, aber mittelbar durch bie Vermittlung feines Statthalters 
auf Erben, des Beherrſchers ver Öläubigen. Diefem gibt Gott das ges 
fammte and, damit er es zu religiöfen Stiftungen verwende oder in GStüde 
lege und bie Stüde weiter begebe, fei es zu feftem Ariegelehn oder zu El 
Tributland. Gott ift ber Obereigenthümer, der Sultan fein Stellvertreter; das fefte 
menſchliche Recht am Boden ift nur abhängiges Lehensrecht. 

Schon in Afien aber zeigen ſich meben ver theofratifirenden Betrachtung bes 
Grundbefiges die Keime einer felbftibewußteren menſchlichen Auffaſſung desſelben, 
melde in Indien eine gewiffe Ausbildung erreihen, dann aber — v ich 
feit der Mongolenherrfhaft — wieder untergehen, in China dagegen forgfältig 
gepflegt und fruchtbar werben, 

ober die Chinefen ihre Eigenthumabegriffe belommen haben, iſt nicht 
ermittelt; aber daß fie unter allen aflatifchen Völfern das ausgebilbetfte und ein 
ganz rationell-menfhliches Syſtem des Grumbbefiges feit Tangem befigen, ift eine 
ausgemadte Thatfahe. Die Chinefen ftehen in dem Auf der forgfältigften Meinen 
Aderbauer in ver Welt. Jenes Syftem und dieſer Vorzug ftehen fiherlid im einem 
inneren Rapport. - | 

In Europa verblähen frühe fhon bie theokratifhen Ideen. Das Gemein- 
fame In der europälfchen NRedhtsanfhauung über Grundbeſitz tft, daß ſich allent- 
halben die Menſchen getrauen, fih den Boden zu eigenen Rechte anzueignen unb 
ſelbſtändige menſchliche Herrſchaft daran zu behaupten. Damit wird der 
Grundbefig vor der bevormundenden und ausbentenden Gewalt der Priefter, wie 
vor dem willfürlicien Abfolutismus der Sultane im Princip gefichert und ber Ent- 
widelung menſchlicher Arbeit Raum verſchafft. 
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Eigenthum. 
re wurbe völlig verdrängt und ausgefloßen aus ihrer 





felßen. 

Die Fi biefer römiſchen Ei el waren in ber 
bie gemeine 5 Preis, Wen a ae ten Zeit aber 
Untergang des Reichs befchleunigen und unvermeidlich maden, Die 
plebejijhen Familtenvätern, welde burd die zahleeihen Affignationen Grundeigen- 
thum erworben Hatten, erhielt dadurch erft ein flarkes Gefühl von Unabhängigfeit 
und Freihelt. Erſt als duch Handel und Wucher übermäßige Reichthümer und 


von Sklaven unter der Auffiht der Verwalter ohne alles eigene Recht, theils umb 
fpäter meiftens von grundhörigen Kolonen mit ſchwer belaftetem Nedte und in 
moraliſch erniedrigter Stellung, ausnahmeweiſe auch von bloßen Zeitpächtern be 
wirthſchaftet. Mit der naturwüchfigen Freiheit der Landwirthe verfiel aud die Kultur 
bes Bodens im Ganzen. Die Campagne um Rom hatte früher eine gie unb 
wohlhäbige Bevölferung ernährt, und nun war fie in eine unkultivirte Weide für 
Schafe und Ziegen herabgefunfen. 

Der ausfhlieglihfte und willkürlichſte Egoismus war ber Geift 
biefes römifhen Grundeigenthums, ber nirgends als in ber unverflandenen und 
unbezwinglichen Macht der Natur eine Schranke fand. Ift es zu verwundern, wenn 
je die mächtigſten und reihften Egoiſten zuletzt die ſchwächeren und minder be- 
güterten verſchlangen, wie die Haififche die Heineren Fiſche? 

In fhroffem Gegenfage zu dem römifchen Privateigentbum an Landgütern 
fteht das flawifche Syſtem des Gemeindeeigenthbums. Wie aus bem 
erfteren die Nüdficht auf die Gemeinfhaft verſchwindet, fo kommt im dem letztern 
das Individualeigenthum nicht zur Geftaltung und fortwährend überwiegt bas 
Eigenthum der Gemeinfhaft. Nicht blos Wald und Weide, welche unvertheilt 
bleiben und ber gemeinfamen Benugung anheimgegeben find, fondern auch das 
Aderfeld und die Wiefenpläge, welche zu Sonderbau und Sonbernugung vertheilt 
werben, gehören ver Gemeinde (beziehungsmwelfe dem Grundherrn) zu Eigenthum, 
nit den Bauern, unter melde basfelbe zum Bau oder zum Genuß vertheilt ift. 
Die Gemeinde fann, wenn fie e8 nöthig findet, eine neue Bertheilung vornehmen, 
und kein Bauer hat das Recht darauf, feinen bisherigen Ader wieder zu erhalten, 
er hat nur ein Recht, wie alle Andern, einen Antheil am dem gemeinen Ackerfeld 
zu befommen, Die Größe der Theile ändert fi nach der veränberlichen Zahl ber 
Gemeindegenoffen und über die Bauftelle entſcheidet oft das Loos. Die flawiſche 
Gemeinde ift unter fi verbunden wie eine Familie. Sie ift eine Brüderſchaft 
mit einem Vater (Staroft) an ber Spige. Sie forgt auch für ihre nachlommen- 
den Kinder. Damit diefe nicht leer ausgehen, veräußert und vertheilt fie ihre Güter 
nicht auf ewig. Jeder meugeborne Knabe, ver zum Dorf gehört, hat einen Anſpruch 
auf einen Antheil des Gemeindenderlandes, Eigenthum und Genuß find zwar unter 
ſchieden, aber vie Genießenden find zugleid; die Bauenden, und ihrer Verbindung 
gehört zugleih das Eigenthum. In ibm ſcheint das Ideal der mobernen Gocia« 
lifien feine Verwirklichung erfahren zu haben, 
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fhaftsorbuung bebaut. Sie bürfen baher nidt eingezäunt und nicht in Ver- 
ſchluß genemmen 


werben. Erſt vie neuere Zeit hat hier im Großen 


bes twechjels, enblih durch bie ag Frage Bay ae: gänz« 
Veränderungen ber- 


ließli 
Beſchränkungen, welche früher durch die Gemeinſchaft eingeführt waren. Sie näherten 
ra das bäuerlihe ——— —— ep 
thum an. - 

Neben viefen zu Eigen ober grundherrlichem Erbe verteilten Aderfeld und 
Diefen gab es im ber alten Dorfmart aud unvertheiltes Land, die foge- 
nannte Mlmende, an welcher es fein Sondereigenthum gab, wenn man 
nicht etwa fpäter das Recht der ganzen Gemeinde im Gegenfag zu fremben Ge- 
melnden und Ausmärkern fo benannte, fondern nur Gefammteigenthum ver 
Marks oder Dorfgenoffenfhaft. Diefe Allmende beftand vornehmlich aus 
wilder Walde und aus Wald, wohin weder der Pflug no die Senfe kam, welche 
bes Sonderbaues ber einzelnen Bauernfamilten nit bevurften. Die Allmende wurbe 


deshalb mit Recht 

felben in ausfhließlihen Bau nehmen, noch filr ſich befonders nugen, aufier wenn 
die Gemeinde felbft oder ihre Vorfteher es ausnahmsweiſe erlaubten, Aller Boden 
war Allen offen und Alle Hatten gleiches gemeinfames Recht daran. 

Auch In der modernen Rechtsbildung find noch mande Anwendungen biefes 
Geſammteigenthums wahrzunehmen, und wo basfelbe zurüdgebrängt wurde durch 
die Ueberhandnahme des ausſchließlichen Sondereigentbums — wie bei vielen heu- 
tigen Gemeindegütern — finb doch noch manderlei Ueberrefte und Nachwirkungen 
bes Ältern Rechts geblieben. Indefjen tft eben dieſe Ausbreitung des Gonderelgen- 
thums auch auf das vormalige Gemeinland für die neuere Zeit charalteriſtiſch. Die 

g des Landes hat Fortſchritte gemacht, die frühern Gemeinweiden find 
größtentheils verſchwunden, auch auf bie Forſtwirthſchaft iſt größere Pflege ver- 
wendet worben. Zum Theil find biefe Fortſchritte Folgen der hellung ber 
Allmende zu Sondereigen, zum Theil find fie hinwieder zu Urfachen berfelben ge- 
worben. Am zäheften bewährt ſich die Macht der Gemeinfhaft in der Wal- 
bung, beren langfames Wahsthum zu der egolftifchen Ausbeutung kurzlebiger 
Sonbereigenthümer nicht paßt und deren Unentbehrlichkeit für die Gemeinſchäft 
auch das natürliche Recht biefer begründet. Das Waldeigenthum lediglich nad) 
dem römifchen Begriff bes willfürlihen Sondereigenthums bemeffen, heißt die Natur 
des Waldes verfennen unb bie dauernden Rechte und Intereffen ber auf einander 
folgenben Gefchlehter ber Laune und dem Mißbraud ber momentanen Spelulanten 
hinopfern. Für den Wald paßt nur entweber ber Begriff des Gefammteigen- 
thums ober ein durch Rüdfichten auf bie Gemeinſchaft weſentlich befhränt» 
te8 Sondereigenthum. 

Eine fernere Elgenthümlichkeit, woburd ſich bad germanlſche Syſtem bes 
Grundbeſitzes von dem römlfchen unterfheidet, die Spaltumg bes Eigenthums 
in ein höheres Recht des Lehens- oder des Grundherrn (Obereigenthum) und in 
ein abgeleitetes Recht des Vaſallen oder des Grundholden (Nutzelgenthum) iſt vor 
züglic während des Mittelalters mannigfaltig ausgeprägt worden. Diefes Syftem, 


— 


| 
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en, bie Anfprüche an das öffentliche Leben, bie und Intereffen 
en beider Klaſſen durchaus und gründllch verſchleden find, 


verfaffung. Die bänerlihe Repräfentation ift Ihrer Natur nad ein folib- 
demokratiſches, bie gutsherrſchaftliche ein ansgezeihnetes ariftolra- 
tifhes Element in der allgemeinen Repräfentation. Werden die beiden Klaſſen 
nicht unterſchieden, fondern im der einen Klafje der Grunbbefiger zufammengefaßt, 
fo Hat dieſe Mifhung in unferer Zeit die Auflöfung und Vernichtung des ari⸗ 
ftofratiihen Glementes zur Folge. Wird aber vie Unterfgeidung, wie bas in ber 
neueren Zeit theilweife in Preußen gefhehen ift, in fheinbarer Wieberbelebung 
mittelalterlic-fländifcher Gegenfäge künftlic zu Vorzugsrechten des Ianbfäßigen Adels 
ausgeprägt, fo erhält das ariftofratifche Element eine überfpannte, der modernen 
Entwidelung feindfelige Stellung. Am wenigften aber paßt in den modernen Staat 

die Ertheilung obrigkeitliher Rechte an die Gutsherren, denn biefe 
Rechte find nothwendig öffentliche Pflichten, welhe von der Staatseinheit 
abgeleitet und perfönlich erfüllt werden müffen, nicht aber zur Zubehörbe eines 
Privateigenthums werden bürfen. 

I. Zur Neformfrage des Eigentbums,. Während die Weltgeſchichte 
ben engen Zufammenhang der fteigenden Givilifation und der Ausbildung des Eigen- 
thums beutlih macht und alle neueren Staaten bie Unverleglichfeit des Eig 
als eine Grundbedingung der redtlihen Eriftenz und der Wohlfahrt anertennen, 
erheben ſich im unferer Zeit eine Menge feindliher Stimmen bald gegen die Idee 
bes Eigenthums felbft, welche fie als eine Ausgeburt des ſchändlichſten Egoismus 
verdammen, bald gegen die Verwirllichung und bie Formen besfelben und verlangen 
ſel es Abſchaffung bes Sonbereigenthyums und ausſchließliche des 
Rechts der Gemeinfhaft, fei es eine fo tief greifenve Umgeftaltung des Eigenthums, 
daß das bisherige Privateigentyum darüber zu Grunde ginge ober doch ſchwere 
Einbuße lite. (Rommunismus und Socialismuns.) Diefe Stimmen haben 
oft lauten Beifall gefunden, und wir haben bereits verſchiedene ernſtliche Verſuche 
erlebt — befonbers im Jahr 1848 —, die bem Eigenthum feindlichen Doltrinen 
praltiſch zu machen. Alle biefe Unternehmungen find freilich geſcheitert; die Macht 
der Staatsgewalt und des Eigenthums, welde fih von der gemeinfamen Gefahr 
bedroht ſahen, konnte wohl augenblicklich verblüfft und gelähmt werben; dennoch 
war fie zu groß, um dem erften großen Bebyng ber fommuniftifhen ober ber 
focialiftifhen Revolution zu erliegen. Uber die Welt mar doch vom einer furdt- 
baren Gefahr, wie von ber unerwarteten Eruption eines Bulfans überrafht und 
8 war bie Sicherheit des Eigenthums für einige Zeit durch diefelbe jehr erfhüttert 
worben. Woher follen wir num bie Zuverficht nehmen, daß dieſe @efahr nicht noch⸗ 
mals wiederfehren werbe? 

In der Hauptfahe wirken bie Urſachen, welche die Erhebung ber proletarifchen 
Maffen wider das Eigenthum veranlaßt haben, noch fort, wie vor dem erften 

toßen Kampf, ja die Haupturfahe, das unlengbare Mifverhältnig übermäßiger 

thümer und Genüfle ber Wenigen der einen Seite, und eines weitver- 
breiteten Mangels und Dürftigkelt großer Maſſen auf ber andern Geite, woran 
die heutige Gefellfhaft krankt, und welches in den großen bewegten Weltftäbten 
ganz beſonders auffällig und veljbar erſcheint, Kat eher noch an Ausdehnung 


— 








Berhältniß, in welchem das Eigenthum unftcher wird, verliert es ———— 
und die allgemeine Wertbverminderung der vorhandenen Güter iſt 
SE a re ———— —— —— 
—** zu befriebigen; —— 


dlonomilſchen Vertehr rn era Es wirb Daher such ut fo weniger 
Urbeit geſucht, und um deßwillen auch die Arbeit. ch in belohnt. So 
enge find Eigenthum und Arbeit verbunden, daß wenn das Eigentum erſchüttert 
wird, aud bie Arbeit an Werth verliert. Es ift daher dem Arbeitern nicht fo zu 
helfen, daß man bie Gigentb ümer bebrängt. Im Gegentheil, jede wahre Reform 
der empfunbenen Mißftänne muß bie Sicherheit des Privateigenthums 
* eine unentbehrliche Grundlage aller Heilung auf das forgfältigfte 


Im Grunde läßt fi, wenn wir von den Maßregeln einer forg Volls⸗ 
—— —— ‚ bie nicht bier zu erörtern find, bas —— Reform 

bem Einen Worte ausfpredhen: Herftellung eines ge— 
a an und demnah Sättigung bes Mangels durch 
Hinleitung bes Heberfluffes, ober anders ausgebrüdt, Derüdfigti- 
gung der Berbindung unter ben Menſchen zugleid mit der Aus 
prägung unb mit bem Schutze des Individualrechts; alfo and hier 
wieder thut Belämpfung der Extreme und ihrer Einſeitigkeit baupefäcti, Noth 

* ende Vorſchläge verdienen hier eine kurze Beleuchtung : | " 

fih nicht ein äußeres oder inneres Maß finden für den Ute 
fang * Privateigenthums, fo daß, wo dieſes Maß überſchritten würde, der Ueber⸗ 
u erfihtlih und im Interefie ver Gemeinfhaft in Beſchlag zu nehmen wäre? 

Dis jegt hat Niemand eine Formel vorgeihlagen, ... zugleich gerecht Kath zwed« 
gemäß die Grenzen des erlaubten Privatr beftimmte, 

Das moraliſche Princip läßt ſich wohl eher erfennen. Dan — fagen: 
Nur das ift fittlich betrachtet wahres Vermögen eines Individuums, was biefes 
Individuum zu beherrichen vermag. Es iſt ein dem Eigenthum ſittlich wider⸗ 
ſprechendes Berhältniß, wenn das Vermögen über vie Perfon und nit die Perfon 
Über dad Vermögen herrſcht. Der Geizhals, ber feine Schäge häuft, ohne fie 
vernünftig zu benugen, iſt ſittlich gan ber Sklave, nicht ber Herr feines 
Reihthums; und der Schwelger und Verſchwender weiß eben fo wenig fittlihe Herr 
haft zu üben, Wer vaher mehr Vermögen hat, als er fittlih zu bewirthſchaften 
und zu bemugen fähig ift, hat von dem Standpunkt ver Moral aus mehr als 
ihm gebührt. Aber die Hebertragung dieſer moralifchen Gefege in das menſchliche 
Recht ift weder zu billigen noch wäre fie praktiſch burchzuführen. Sie würbe vie 
ganze rechtliche Inftitution des Eigenthums von Grund aus umwälzen und bem 
menfhlihen Richter würde e8 immer an einem äußerlich ſichern Maßſtab fehlen, 
—— er die morallſche Tüchtigkeit der Individuen bemißt. 

Am eheſten noch läßt fi für den Grundbeſitz ein Maßſtab finden, und 
verſchledene pofitive Rechte haben berartige Verſuche gewagt. In einer B 
nämlih mit Bezug auf die Ausbeutung und Ausrodung der Wälder, hat fogar 
das allgemeine moberne Recht die entſchiedene Tendenz, die Willlür der Eigen- 
thümer im Imterefje der Geſammtheit zu befchränfen, wenn gleih auch da Leine 
BVorforge getroffen wird, daß nidt alle Walbungen zulegt in die Hände von 
wenigen Privaten kommen, welche damit ein Holgmonopol erwürben. Eingreifender 
Bluntfsli’s Staattworterbuch. Banb I. ey) 











mit L , 
veredelt es. Die Errungenfhaft ver Vorfahren wird durch das Erbrecht den Nach ⸗ 
fommen überliefert, und der Fleiß des Vaters gefteigert durch bie Ansfiht, daß 
derfelbe noch feinen Kindern zum Nugen gereihe. Der Zufanmenhang der Familie 
erhält durch das Erbrecht feinen Öfonomifhen Ausdruck und feine Stüge, 

Aber fo beftimmt wir jeden Angriff auf das Princip des Erbrechts als einen 
Angriff auf die Familie und auf die Civilifatton bekämpfen müſſſen, fo {ft doch 
auf der andern Seite nicht zu überfehen, daß die Reform der vorhandenen Miß- 
verhäftniffe auf dem Gebiete bes Erbrechts am mwenigften Schwierigkeiten findet, 
Wenn aud das Erbrecht im Ganzen wirkſam bleiben muß, fo hat body fein Ein- 
zelner bei Lebzeiten des Erblaffers ein feftes, erfülltes Erbrecht: und wenn bie 
Erborbnung geändert wird, jo werben feine erworbenen Rechte gefränft, es fönnen 
nur Hoffnungen untergehen, bie, ohne daß ber Erbe es irgend zu hindern ver 
möchte, ebenjo aus andern Gründen plötzlich verſchwinden fönnten, z. B. buch 
eine Heirath des Erblaffers und Kinderzeugung ober dur den früheren Tod bes 
vermeintlihen Erben oder durch ein Teftament des Erblaſſers. 

Diefelben Gründe, welche für das Familiemerbrecht ſprechen, welches 
nunmehr im ber ganzen civilifirten Welt herrſchend geworden ift, und mweldem 
gegenüber das auf den individuellen Willen des Erblaffers gegründete teftamen- 
tarifche Erbrecht nur wie eine Ausnahme von ber Regel erfcheint, find auch für bie 
Unerfennung und Ausdehnung eines Erbredts ver größern Gemeinfhaft, 
bee Gemeinde oder des Staates wirkſam. Der wahre Grund alles natürlichen 
Erbrechts iſt doch die Gemeinſchaft, welche den Erblaffer und ven Erben mit ein» 
ander verbindet, der Zufammenhang bes Bluts und der Pietät, ver Sitte und ber 
Kultur, mit einem Worte die Gemeinfhaft und die Fortdauer der Rafſe. 
Nun gibt es aber verfhlevene Kreife folder Raffengemeinfhaft. Der Einzelne Ift ein 
Kind feiner Eltern, aber er ift aud) ein Kind feiner Gemeinve over feines Vater 
lanbes; er ift mit feiner Sippfhaft durch Hundert Beziehungen nes Blutes, ber 
Sorge, ver Erziehung u. f. f. verbunden, aber er ift In ähnlicher Welfe auch mit 
feinem Volle verbunden, defien Yebensform ihm eingeprägt und in deſſen Sprade 
und Sitte er erzogen if, Der Areis ver Gemeinde und bes Staates ift freilid 
ein weiterer unb infofern aud ferner als der des Haufes und der Blutsverwandt- 
(haft, — Diefer Gedanke hat denn auch vielfältig zur Anerkennung eines jub- 
fiviären Erbrehtes des Staates an ber Berlaffenihaft geführt In Ermangelung 
bon Teftament- oder Familienerben. Sowohl das römiſche als das deutſche Recht 
bat benjelben in verfhledener Weife formulirt. 

Allein biefes Recht des Staates auf das erblofe Gut iſt für den beſprochenen 
Zweck eines organifchen Kreislaufes durchaus unwirlſani. Wird der Staat nur 
dann zum Erben, wenn feine Teftaments- und feine andern gefeglihen Erben 
vorhanden find, fo wird fein Erbrecht nur in dem feltenften Ausnahmsfällen ver- 
wirklicht, und mit fo wenigen Tropfen kann jenes Reſervoir nicht ergänzt werben, 
Ein fo ärmlicher Zuflug iſt durchaus ungenügend für das große Bedürfnlß des 
Abfluffes, Ueberdem wird diefer feltene Erwerb des Staates gewöhnlih den dffent- 
lichen Kaffen zugewiefen unb wie die Steuern und fiskaliſchen Gefälle für öffent 
liche Bepürfnifje verwendet, nicht wieder an Privatperfonen verliehen. Das ift alfo 
in feiner Weife Regulirung des Eigenthums. 
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Das Einkommen einer Berfon in biefem Sinne iſt verſchleden ber 
Theilnahme an der Produktion: Unternehmer beziehen ein (vor dem Berfauf ber 
Produkte noch unbeftimmtes) Unternehmereintommen, Kapitalverleiher einen 
Arbelter, die ihre Dienfte an einen Unternehmer verfaufen, beziehen Lohn. Das 
Unternehmereinfommen beruht gewöhnlich auf Befig und (geiftiger) Arbeit zugleich, 
ber Zins auf Befig, ver Lohn auf Arbeit allein. Bei gleich angeftrengter Arbeit 
und bei Befig von gleichem Werthe ift das Einkommen der einzelnen Unternehmer, 
Kapitaliften und Arbeiter dennoch verſchieden; bezieht Jemand ein Eintommen, das 
größer iſt als der Durchſchnitt des Einfommens aller Andern, die glelch viel ber 
figen und glei viel arbeiten, fo fann man von einem Ertrageminn ſprechen, dem 

auf Seiten Anderer gegenüber ftehen. Dies find die wichtlgften Kategorien, 
die ſich innerhalb des Einkommens unterfheiden laffen. Eine Rente oder Grund« 
rente fönnen wir als bejondere Einfommensart nicht anerkennen, denn ber 
und Boden ift uns einfach ein fixes Kapital, bei bem wir eben fo wenig wie hei 
eifernen Maſchinen ꝛc. unterfheiden können, welcher Theil feines Gebrauchs⸗ refp. 
Tauſchwerths von ver Natur, und welder von der menſchlichen Arbeit herrührt, 
und wenn ber Zins des Bodenkapitals ober das Einkommen bes jelbfithätigen 
Landwirths häufig fi dem gegenwärtigen Befiger bes Grundſtücks als Ertra» 
gewinn darſtellt, fo ift das eine Erſcheinung, die aud bei andern Einfommens- 
arten vorfommt und jevenfalls niht aus der Natur bes Grund und Bobens mit 
zwingender Nothwendigkeit folgt. 

Den Empfängern dieſer verſchledenen Arten von Einkommen alſo entzieht bie 
Steuer einen Theil defien, worüber fie frei verfügen könnten, wenn ber Staat zur 
Erfüllung feiner Aufgaben feiner ölonomifhen Mittel bebürfte, Jede Steuer ver- 
mindert das Einlommen irgend welcher Perfonen, die direklen Schagungen eben fo 
gut wie die direften Aufwandsſteuern und die inbireften Konfumtionsfteuern (fiehe 
den Artikel Steuern), denn der höhere Preis, ven man im Folge ber legtern Steuer 
für gemiffe Artikel zahlen muß, ift eben fo gut eine Verminderung bes frei ver- 
fügbaren Eintommens wie eine Geldſumme, die man biereft an den Staat zahlt. 

Dan nennt jevoh im ver Theorie wie in der Praxis gewöhnlid nur bie- 
jenigen bireften Schagungen Einfommenfteuern, bei welden die Beitragspfliht bes 
Einzelnen fi nad irgend einem rechneriſchen Verhältniſſe zu ber Höhe feines per- 
fönliden Einlommens bemißt. Es gehören alfo nicht hierher alle inbireften, alle 
bireften Aufwandsſteuern, ferner diejenigen direlten Steuern, welche nah dem Er ⸗ 
trag irgend einer Erwerbsquelle (Kapital) oder eines Erwerbsgefchäfts einer Berfon 
aufgelegt werben, abgefehen davon, ob gerabe biefer Berfon auch der ganze Ertrag 
ber betreffenden Erwerbsquelle als Einkommen zufließt. Solde virefte Steuern 
nennt man im Gegenfage zu ven eigentlihen Einfommenftenern paffend Ertrag» 
fteuern, und fallen in dieſe Kategorie bie Grund» und Gemerbeftenern in ben 
meiften Staaten. Es gibt envlid noch eine Klaffe von bireften Steuern, die zwar 
mandmal von Einfommenftenern [wer zu unterfheiden find, principiell aber nit - 
mit ihnen iventifh find, nämlich diejenigen, die man pafjend (reine) Perfonalftenern 
nennen fünnte. Wir denken hiebei an bie Kopf und am bie fogenannten Klaffen- 
fleuern, weiche alle ober einen Theil ver Staatsunterthanen vollftändig gleich treffen 
(Kopffleuern), oder wenn die Beitragspflicht der einzelnen auch verfchieben iſt, doch 
mehr nach Standesunterfhteden u. dgl. ald genau im Berhältnig zum Einfommen 


en find, 
Die — Einkommenſteuern ſind entweder allgemeine oder beſond 
Entweder wird jede Perſon, bie ein Einkommen hat, nad Maßgabe —E 
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lien Syſtem benugen will, Denn langfame Uebergänge find bei jeder beabfichtigten 
durchgreifenden Aenderung eines Steuerfyftems fehr nothwendig. 

Ehe wir zu ben befonderen Eintommenftenern übergeben, muß noch bemerkt 
werben, daß es verſchiedene Steuern gibt, welche bie e einer allgemeinen Ein« 
fommenftener nad) der Abſicht des Geſetzgebers vertreten follen. Daher gehört bie 
Thir- und Fenfterfteuer, die Wohnungs oder Miethftener, ihrer Form nad) eine 
birefte Aufwagndftener, aber vielfad in dem Sinne eingeführt, daf man glaubt, 
die Größe des vom einer felbftändigen Berfon bewohnten Raumes ftehe in an- 
nähernd gleichem Verhältniß zu ihrem Gefammteinfommen. Die Wohnungsftener 
fol alfo eine Eintommenftener mit ſummariſcher Abſchätzung bes Einlommens fein, 
was höchſt undolllommen ift, wenn man bebenft, daß vom zwei Perfonen, von 
denen A 1000, B 100000 Thaler Einkommen bat, vie legtere ſchwerlich 100 Mal 
mehr Raum vermohnen wirb als die erftere; ferner hängt die Größe der Wohnung 
niht nur vom Eintommen, fondern-zugleih von der Größe der Familie ab. Der- 
artige Steuern erſcheinen alfo mehr wie ein Erfag für eine Kopf- oder Klaffen- 
als für eine Einfommenftener. Die ſtädtiſche Bevölkerung wird oft erceptioneller 
Weiſe aus Bequemlichkeitsgründen mit einer indirelten Steuer getroffen, welde 
die ſummariſch aufgelegten Einfommens- oder Perfonalftenern ber ländlichen Be— 


völferung vertreten fol. So bringen die größten Städte in Frankreich ihren Bei- 


trag zum impöt personnel et mobilier (eine Steuer, bie ſich nad) dem breitägigen 
Arbeitslohn und ber —— bemißt) durch Erhöhung des Oktrot’s auf, 
in ben größeren preußiſchen Städten ift die Klaffenftener dur die Mahl- und 
Schlachtſteuer erfegt. 

Man fuht alfo in einzelnen Konfumtionsftenern mandmal einen Erſatz ober 
eine Ergänzung der Einfommenfteuer; der Plan dagegen, die allgemeine Einfommen- 
ſteuer durch eine allgemeine Aufwandftener, eine nad ben Gefammtausgaben ber 
Berfonen abgemeffene Steuer zu erfegen, ift leicht begreifliher Weiſe auf dem 
Papier ftehen geblieben. 

Wohl aber finden ſich im einzelnen Schweizerfantonen und amerikanifchen 
Staaten (früher kam es häufiger vor) allgemeine Bermögensfteuern. Diefe 
dürfen nicht als ein Gegenfag zu ben Einfommenfteuern betrachtet werben; benn 
aud hier will man nicht das Kapital, fondern nur das Einfommen treffen, Dan 
nimmt an, das Vermögen ftehe in Proportion zum Einfommen, und glaubt itr- 
thümlicher Weife, das Vermögen ließe ſich leichter erfennen und abfhägen als das 
Einkommen. Gewöhnlich Liegt dabei noch bie Abfiht vor, das fundirte Einkommen 
ſtärler zu treffen als das nicht funbirte, 

Die befondere Einfommenfteuer ift als eine Ergänzung ber anderen bireften 
Steuern aufzufaffen. Diefe find gewöhnlich die Grund-, Gebäude · und Gewerbe- 
fteuer. Als unbeftenerte Einfommensarten bleiben alfo Löhne und Gehälter, Ein- 
fommen aus wiſſenſchaftlichen und künſtleriſchen Profeffionen, die von der Gemwerber 
ftener nicht getroffen werben, ferner das landwirthſchaftliche Gewerbe der Pächter, 
endlich Zinfen verliehener (refp. verpadhteter) Kapitalien. Aus Gründen ber Ge» 
rehtigkeit und nad bem Grundſatz, daß kein einzelner Erwerbszweig durch Steuer» 
freiheit begünftigt werben fol, follte man auch biefe Einfommensarten treffen, fo 
gering der Gewinn für ben Fiskus auch fein mag, ben man dadurch —— laun. 
Dan iſt in vielen Staaten dieſer Forderung gerecht geworben durch Beſoldungs- 
und Kapitalrentenfteuern, welche mitunter (wie bie bayriſche Beſoldungsſteuer fe 
1856) ben Namen Einfonmenfteuer führen. Die Beftenrung des Arbeitöverbienfi 
muß bei ben niedrig gelohnten Arbeitern natürlid auf eine genaue Abſ 
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zu führen. Wo Holz in Menge e 
viele Holzſchwellen anf einem leichter hergeſtellten Bahnweg anlegen, während 
anderswo Stein und Eifen vorherrſchen und das theure Eich th a 
Holzarten theilweife erfegt ift. Ueberall wäre Luxus in den Bahngebäuben zu ver« 
meiden und betrefig der inneren Austattung der Perjonenwagen mehr auf Be- 
quemlichteit als anf äußere Schönheit zu fehen. Mit dem Perfomal, namentlid) 
bem untern, welhes ven Bahnkörper zu benuffihtigen und die Züge zu begleiten 
bat, darf wegen ber nothwendigen Sicherheit des Betriebs nicht allzu fehr 
werben, doch find auch bier Verſchiedenhelten geboten durch bie verſchledene 

ber Arbeitslöhne, welde in einzelnen Ländern zur Sparfamfeit drängt. Verſchieden 
wird ferner nad Iofalen Umftänden die Wahl des Brennmaterlals, die Frage, ob 
mehr ber Güter- oder Perfonentransport berüdfichtigt werben fell, ob einzelnen 
wichtigen Güterarten befondere Bergünftigungen & eil werben follen zc., ent» 
ſchieden werden müffen. Der äußere Anklid des Eifenbahnwefens in den einzelnen 
Ländern geftaltet fi nah Maßgabe diefer Umftände, ferner aud unter Einwirkung 
des Nationalharakters und der Stellung ber Bahnen zum Staat ſehr verfchleben, 
was befonders Weber trefflih gefhilvert hat. 

In volls wirthſchaftlicher Hinſicht iſt vor Allem die Eigenthümlichkeit zu be» 
merfen, daß jeve beftehende Bahn ein Monopol hat, und nit nur, wenn 
der Staat fie unternimmt oder privilegirt, fonvern einfach in Folge ihres Beftehend, 
Wenn zwei Orte duch eine Bahn verbunden find, fo fann an eine wirffame 
Konkurrenz von Seiten bes Pferbefuhrwerks nicht mehr gedacht werben, nur bie 
Schiffahrt kann unter Umfländen für gemiffe Arten von Waaren, bei benen e8 
anf Schnelligkeit bes Transports nicht anfommt, ihr Recht behaupten. An eine 
zweite Bahn, vie unter denfelben Umſtänden, d. i. ohne einen anderen und wel— 
teren Weg zu befchreiben, die beiden Drte verbände, ift gar nicht zu denfen, in- 
dem es jederzeit in ber Macht der älteren Bahn liegt, bie jüngere durch Unter 
bieten zu ruiniren. Cine mäßige Konkurrenz machen ſich allerdings jest die ſich 
mehrenden Bahnen, inbem bie fürzefte Bahn zwifchen zwei Orten Keine höheren 
Tarife machen kann, als der Preis des Transports auf einem längeren Bahnmeg 
zwiſchen den zwei Orten betragen würde, Indeß können fid die wenigen, jemeilig 
tonkurrirenden Bahnen leicht verflänbigen, und jedenfalls kommt es ben fahrenden 
Perfonen wenigftens nicht allein auf ben Preis, fondern auf die Schnelligkeit des Trang- 
ports zugleih an. Bei den erften Bahnanlagen dachte man daran — und biefer 
Gedanfe iſt neuerbings wieder aufgetauht — die Herftellung bes Bahnkörpers von 
dem Betriebe ganz zw trennen und die Benupung des Schienenwegs frei Tonkurs 
tirenden Privaten und Gefellfchaften zu überlaffen. Man will jest wenigſtens noch 
bie Verfendung der Güter und die Stellung ber Wagen ber Konkurrenz überlaffen, 
wenn freilich aud die Stellung der Lokomotiven der Bahn zufommen muß. Auch 
in biefer Beſchränkung unterliegt jedoch die Einführung der freien Konkurrenz 
—* praltiſchen Bedenken und iſt dies nur in ſehr mäßiger Ausdehnung ver« 
ucht worden. 

Un ſich nun iſt es nirgends wünſchenswerth, daß irgend ein Dienſt, ber 
bem Publikum won Einem geleiftet werden fann, von Zweien geleiftet werde; bie 
freie Konkurrenz bewirkt in andern Erwerbszweigen entſchieden ein Schlimmes, ba 
nämlid eine Kräfteverfhwendung flaitfindet: man denke an bie vielen nur halb» 
befhäftigten Meinen Detailliften in großen Städten. Die freie Konkurrenz iſt indeffen 
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— nicht ſchon zu groß iſt. Es iſt überhaupt zu bedenken, daß man bei dieſer 


ch 
Eine Art Mittelding ihn Staats» und Privatbahn find die Privat- 
bahnen mit Zinsgarantie; d. 5. um bas Entftehen einer vielleicht unrentirlihen 
Bahn zu ermöglihen, verſpricht der Staat einen Zuſchuß, falls die Dividende) 
unter einem beftimnten Zinsfuß bleibt, und behält fid dafür gewöhnllch pas — 


fönnte bei beſter Verwaltung 3 %/, gewinnen; ba ber Staat aber doch 40), 
garantirt, ift es ver Verwaltung offenbar viel bequemer, nur 2 0/, durch eigene 
haben bas ute, | 


Bluntfsli’s Staateworterbuch. Band I. 
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heranzog. lam das 
und d’Alemb äten ihre Aufgabe von einem höheren Stanbpunfte aus. Sie 


(ar maden, fie wollten von ben Anſichten ausgehen, welde fie für die richtigen 
hielten, die in entſchledenem Gegenfat gegen au 

Kirche officielle Geltung fand. Ein foldes Werk tonnte nicht ohme die Theilnahıme 
Bieler entftehen, nicht ohme Heftige Angriffe verfucht werben. Ohne Diderot wäre 
es nit möglich gewefen, die ſich erhebenden Hinbernifje aus dem 25* räumen 
ober gar bas Unternehmen zu Ende zu flihren. Seine polyhiſtoriſche Bildung, fein 
kritifher Kopf befähigten ihn fo recht, eine folche Kollektivarbeit zu leiten und im 
ruhigen Fluß zu halten; feine Ausdauer lieh nicht nah, als ſich d'Alenibert von 
der Revaltion zurüdzog und felbft Voltaire’ treibender Feuereifer zu erkalten an- 
fing. Erſt nad) 21jähriger mühevoller Arbeit und heftigen Kämpfen (1751—72) 
war das Werk in Tert und Tafeln vollendet, vielfah im Drude unterbrochen 
durdy Berbote der Regierung, die freilich der Verbreitung eher genügt als geſchadet 
haben. Schon Bevor der ehe Ban erjchten, gab Diderot einen Profpeft aus, der 
die Eneyklopãdie eher rechtfertigen als empfehlen ſollte. Er befprady darin die ähn- 
hen Unternegmungen Anderer, zumal des Engländers Chambers, entmwidelte die 
wiſſenſchaftlichen Gefihtspunfte, die ihm bei der Herausgabe leiten follten, und 
ſchloß mit einer fyftematifchen Ueberſicht der menſchlichen Kenntniffe, die im Wefent- 
lichen ber auf pfhchologiſche Principien fih gründenden Einteilung Baco’s folgte, 
Bei der Ausgabe des erſten Bandes (1751) ſchickte d'Alembert bie eigentliche Ein- 
leitung voraus, feinen berühmten discours pr@liminaire, ber im zweiten Theile 
Diberot’s Profpelt wieber aufnahm. Darin brachte er eine weitläufigere Begrün- 
dung des Syſtems menſchlicher Kenntniffe, das Diderot entworfen hatte, und gab 
in feiner Haren Welle eine geſchichtliche Darlegung des Standpunftee, ben bie 
Biffenfhaft in der Mitte des 18. Jahrhunderts einnehmen mülſſe. Ste konnte als 
Parole für alle Mitarbeiter gelten, beren genaue —— die Einleitung ſchloß. 
Den tiefften Einblick in die eigentliche Melhode der Arbeit, bie bei ber nöthigen 
Thellung eine überall gleihmäßige nicht fein lonnte und wollte, gab Diberot’s 
Artitel Enchllopädie“, der 1755 erfchien. Darin theilte er nicht nur bie viel- 
fahen Erfahrungen mit, welche er bis jetzt bei der ſchwierigen Leitung des Unter- 
nehmens gewonnen, und entwarf das Ideal einer folhen Arbeit, fondern verſchwieg 
aud nicht die Taktit, welche er felöft anwenden müffe, um herrſchende Borurtheile 
nit zw verlegen und eine ſtreuge Cenſur nidt wach zu rufen. Es iſt das viel- 
befprochene Syſtem bes renvoir, ber Hinweifungen von einem Artikel auf einen 
anbern, das er hier entwidelt. „Iebes Mal”, jagt er, „wenn ein nationales Vor⸗ 
urtheil Achtung verdienen follte, muß man es an feinem Plage mit ſchonender 
Rüdfiht, mit aller Wahrfcheinlichkeit, mit allem verführerifchen Reize varftellen, 
oder das Gebäude von Koth umftürzen und den inhaltlofen Haufen von Staub 
zerfizeuen, indem man auf andere Artikel verweist, in benen wohlbegründete Prin- 
cipien den entgegengefegten Wahrheiten zur Grundlage dienen, Diefe Art, bie 
Menſchen zu enttäufchen, wirft raſch auf bie guten Köpfe, wirkt untrüglid und 
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And darüber gingen bie Rechte aus einander, ob bie Erbtheilung nad Köpfen 
oder Stämmen (in capita oder in stirpes) gefchehen folle, und od ein Reprä- 
— ——— ber fernern Verwandten, 2 an die Stelle vorverftorbener 
näherer treten, zur Anwendung komme ober n Im gemeinen. Be ſich ber 
Grundfag autipeden, bob die forgfältigere 3 nad Stämmen beſſer in 
ben näheren Kreiſen ber Verwandtſchaft paffe, die einfachere nad Köpfen eher für 
die fernern Verwandten geeignet fei. 

Je größer die Entfernung, um fo ſchwächer wird der Familienzufammenbang; _ 
zulegt hört feine Wirffamkeit ganz auf. egen kommen neben der Sippſchaft 
in Betracht: 1) ver ehelihe Berband. Der überlebenbe Ehegatte fteht dem 
verftorbenen Ehegatten offenbar perfönlic näher als bie meiften Sippen. Es ift 
daher nicht Bloß ein jubj Ibiärss Erbrecht desfelben hinter den Blutsverwandten, 
fondern ein konkurrirendes Erbrecht wohl begründet. 2) der Berbanb mit ver 
Gemeinde, dem re ber Brovinz, dem Staat. Die Bebeutung diefes 
Berbanbes fir die Raffen tritt um fo hiebener hervor, je ferner die Bluts- 


| 
Familie eine andere auf dem Testen Bilten (Teftament) des Erblafjers 
beruhende an bie Seite ober vielmehr vorgefegt. Ihnen galt bie- teftamentarifche 
Erbfolge als das Gewöhnliche, nur fubfivtär folgte bie gefeglice Erbfolge, Dem 
heutigen Recht dagegen erfcheint die letztere als die Regel, und bie erftere nur als 
eine Ausnahme und Mopififstion jener. Durch das Teftament wirkt der Exhlaffer 
über feinen Tod hinaus, Daß fo die Willtür eines Menſchen Erben ſchaffen 
(heredem instituere) fönne, war ben alten Germanen ſchwer begreiflih. Ihnen 
er es allein richtig, daß der Erbe von der Natur, ober wie man ſich im 

Mittelalter ausprüdte, von Gott gefhaffen werbe, Indeſſen faun und barf bie 

menſchliche Kultur die Verhältniffe der Natur nachbilden und innerhalb ber Noth- 
wenbigleit auch Freiheit üben. Wie die Adoption = Kindesverhältuß der Kultur 
hervorbringt, jo das Teftament ein Erbverhäl er Kultur, 

Nachdem einmal aud bie deutſche Nation —* mit dem römiſchen Gedanken 
einer Erbeinſetzung durch Teſtament vertraut gemacht hatte, Tamı fie ſogar auf 
eine neue Form des legten Willens, ven fogenannten Erbvertrag, ber inbeffen 
meift ſich innerhalb der Familie felber bewegte, und im Grumbe eine gemeinfame 
Bamilienorbnung warb, 

Die befondern Zumenbumgen einzelner Bermögensftüde aus bem Nachlaß, die 
Bermäcdtniffe fanden weniger Bedenken. Wenn das römiſche Recht viefelben 
an bie Bedingung einer Erbeinfegung im Teftament geknüpft hatte, fo ſchien es 
dagegen ben jpätern unbebenflih, daß folde Zumwenbung aud den Yamilienerben 
auferlegt werben dürfe. 

Den Nömern verbanfen wir ben Rechtsſatz, * bie Verlaſſenſchaft ein zu- 
fammengehöriges Ganzes fei, wie das Vermögen, unb baf bie Erben in dieſes 
Ganze fuccebiren und gleichjam die Perfon des Erblaffers fortfegen. Damit ergibt 
fi) der Uebergang der Schulden auf bie Erben von felbft; und mur dafür ift zu 





litiſch 
erſcheint dann leicht wie eine bloße Zubehörde des Gutsrechts —* biefes ge⸗ 
bunden, wie ein Gegenſtand des Vermögensverkehrs, der Veräußerung, Berpfän- 
dung, Theilung u. f. f. unterworfen, was Alles dem Wefen eines öffentlichen 
Rechtes wiberftreitet. 

Die heutigen Anwendungen des ftaatlichen Erbrechts find gewöhnlich nur 
zwei noch, 1) die Thronfolge, 2) die erblihe Reichsſtaudſchaft (Cords, 
Herrenfige, Reichsräthe). Bon untergeorbneter Bedeutung iſt die britte ber erb⸗ 
lien Hofämter. In allen biefen Fällen erforbert das Staatswohl, welches feine 
Theilung jener Rechte unter mehrere Erben verträgt, daß Immer nur Einer zur 
Folge gelange und nur Dlänner, oder body fo lange als möglih nur Männer, 
nicht aud frauen erben. Daher ift die Exbfolge hier nicht nad den gewohnten 
Regeln des Privaterbrehts, fondern nad ben Grundfägen der Stammguts= 
folge georbnet, welde nur den Mannsſtamm bevenft und nur Einen ber Erben 
folgen läßt. O5 in Iegterer Beziehung das Syftem der Erftgeburt, meldes je 
ben erfigebornen Sohn je der erfigebornen Linie zur Folge beruft, alfo z. B. ven 
Enfel von dem borverftorbenen älteften Sohne des Exblafferd vor bem zmeitge- 
bornen Sohne vesfelben, oder des Majorats, wornad ber bem Vorgänger 
nächftftehende und ältefte männliche Erbe, alfo in obigem Beifpiel der zweitgeborne 
Sohn vor dem Entel das Gut erhält, angenommen fei, hängt von ber befondern 
Berfaffung ab; ebenfo wie die abfolute oder relative Ausfhließung oder Zurüd- 
fegung ber Frauen hinter den Männern. Für die Thronfolge hat inbeffen das 
Syſtem ber Erfigeburt den entſchledenen Vorzug erlangt. 

Der gewöhnlihe Fall ver Berwirflidung biefes Erbredts ift der Tod 
des bisherigen Trägers jener politifhen Rechte, und ganz im Sinne bes beutjchen 
Erbrechts fällt das Erbe dem Nachfolger von felber zu und an, ohne daß 
diefer etwas zu thun braucht, ohne daß er nöthig hat, feinen Antritt zu erklären, 
Es beruht diefe Folge nicht auf Willensbeftimmungen weber bes Vorgängers nod) 
des Nachfolgers, fondern auf fefter Staats- und Rechtsordnung, welde den Ueber- 
gang ber erlebigten Würde auf das nächſte Familienglieb beftimmt hat, unb von 
feiner Zwiſchenzeit wiffen will, in welder die Würbe wirflih Teer bleibt. Daher 
das Sprüdwort: Le roi est mort, vive le roi, welches ben tobten König fofort 
duch den neuen lebenden erfegt fieht. Wenn der Nachfolger auf das politiſche 
Erbe verzichten will, fo Tann er es freilich, da bie politifhen Rechte feine Frohnen 
find, an welche die Perſon wider ihren Willen gefchmiebet ift; aber ver Ueber— 
gang auf ihn hat doch vorläufig flattgefunden, unb bie Folge geht nun weiter 
auf ven ihm nähften Nachfolger, nicht auf ben dem Vorgänger nädften. 

Der Tod des Vorgängers ift aber nicht ber einzige Fall. Wenn ber bisherige 
Inhaber ber politifhen Rechtsſphäre auf viefelbe Verzicht leiftet, ober berjelben 
entfegt wird, furz aus irgend einem runde dieſelbe verläßt, fo kommt diefe 
Folge ganz ebenfo zur Wirkfamfeit wie in dem Todesfall; denn in allen diefen 
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erfolgten Friedensſchluß ſchaffen kann, ift felbftverftändlih. Das Wefen diefer Zu- 


fände aber, die Folgen der Eroberung, infofern diefelbe gleichbebeutend gebraucht 


wird mit militärifcher Befegung, wollen mir zunächft darlegen. 

Durd) die Eroberung im angeführten Sinne tritt die Gewalt des fieg 
Staates einftweilen mit rechtlicher Wirkung an bie Stelle der Gewalt bes unter 
legenen Stantes und zwar gefteigert zur Krlegsgewalt. Die vollendete 
der kriegeriſchen Befegung it hierbei das nad jeder Richtung him entſcheidende 
Moment. Die feindliche Sriegsgemalt tritt mit dem Zeitpunkte an die Stelle ber 

verdrängten Stantsgewalt, in welchem die Beſitznahme ftattgefunden hat; 
Macht reicht nicht weiter als über die thatfächlich ollupirten feindlichen Gebiets- 
theile. Aber der Sieger erhält keine fchranfenlofe Gewalt über bas eroberte Land. 
Seine Macht bleibt immerhin eine für Durchführung der Kriegszwede geftelgerte 
Staatögewalt. Er kann die Unterthanen der eroberten Lanbestheile zu einem 
proviſoriſchen Gehorfam verpflihten. Einen gleihen Gehorfam kann er von dem 
zurüdgebliebenen Beamten bes feinblihen Staates verlangen und viefelben feinen 
Befehlen unterwerfen. Er kann für die Sicherheit und Ruhe des Landes Maf- 
regelm treffen, welche ihm durch feine eigene militäriſche Rage geboten erſcheinen; 
er et eventuell befugt zur Einführung des Standrechtes und von Standg 
Aber er ift verpflichtet, zur legteren Maßregel nur bann zu fohreiten, wenn fie 
unbedingt durch feine Lage erheifcht wird, Der eihe Feind kann endlich das 
———— und bie Steuerkraft des eroberten Gebietestheiles für feine Zwecke 

Anſpruch nehmen. Doc hat er nicht das Recht, unbewegliches Eigenthum bes 
Klabliarn Staates zu veräußern und auch das Recht der Steuerauflage In —— 
land iſt fein fchranfenlofes; es findet feine Grenze in dem augenblicklichen B 
niſſen des Eroberers. Ueberhanpt fteht dem Eroberer nur eine gefteigerte * 
gewalt in Bezug auf das offupirte Land zu, aber weber bie Perſon noch das 
Bermögen der Bewohner desſelben find rechtlos feiner Wilfür Preis gegeben. 
Unfere moderne Gefittung erfennt fein Recht zum Plündern und: Morbbrennen 
mehr an und fie verwirft daher auch das I incendiarium, bie Kontri» 
button (fiche diefen Artikel). Mit einem Worte; der Eroberer muß fi ftets 
des propiforifhen Charakters feiner Gewalt und der Schranfen bewußt bleiben, 
welche diefer Gewalt eben dadurch, daß fie nit nur eine Staatögewalt, fondern 
auch ein Proviforium ift, gezogen find. 

Gelingt e8 dem anfänglich Keflegten Staate, fein verlorenes Gebiet wieber 
zu gewinnen, fei ed im weiteren Berlauf des Krieges, jei es in Folge eines 
Friedensſchluſſes, fo tritt ein Postliminium zu feinen Gunften ein; er braucht 
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die Konfequenzen ber von dem Feinde getroffenen Verfügungen nur inſowen an⸗ 


zuerlennen, als dieſe Verſügungen ſich innerhalb der oben angegebenen Schranken 





















» Aber auch ber Konfens a en a ———— 
braucht nicht Hinzuzutreten, um die Einverleibung eines eroberten Staates völler⸗ 
rechtlich unantaflbar zu machen. Vöolkerrechtlich — in der That ein — 
rungsrecht in dem Sinne, daß die Erflärung bes fiegreichen Staats, das eroberte 
Land feinem Gebiete einverleiben zu wollen, 2* mit faltiſcher Ausübung 
ber Reglerungsgewalt in demſelben, eine Thatſache iſt, deren internationale Rechts— 
beſtändigleit von kelner auswärtigen Macht In Zweifel gezogen werben darf. Denn 
fo lange die Staaten den Krieg als völlerrechtliches Rechtsmittel anerlennen, er - 
lennen fie zugleich die Konſequenzen besfelben an, beren eine ebem die Uebung des 
Eroberungsrehtes in dem angeführten Sinne fein fann. 

Nur wenn ein Staat das Eroberungsrecht im einer Weiſe übte, daß —— 
die Gefahr der Begründung eines Prineipate besfelben unmittelbar nahe gerüdt 
erfchlene, würde ber Einfpruch anderer ——— gegen die fraglichen Einperlelbungen 
desfelben vblterrechtlich gereätfetigt. ef 

Literatur: Rreme Ası HT, * "ss. Bluntſchli, ©. 289, 539 ff., 
fiehe er ©. 227 Strand. 


Erziehung. 


Unter Erziehung verfteht man bie bewußte und abfidhtliche Einwirkung Mün— 
biger auf Unmünbdige, um biefe zum Bewußtſein ihrer Lebensaufgabe zu — 
und fie fähig zu machen, dleſelbe zu erfüllen. Es ergeben ſich daraus 

Theile, für die Ummündigen, db. h. die zu Erziehenden, wie für die Milndigen, d. hi 
die Erzieher, Rechte und Pflichten: der Pflicht der Mündigen, bie — ber 
Unmiündigen zu leiten, entfpricht das Recht der Ummünbigen, erz wi we 
dem Rechte der Mündigen, auf bie Bildung des heranwachſenden —e = 
zuwirlen, fteht vie Pfliht ver Unmündigen gegenüber, biefen Eimwirkungen mit 

empfänglichem Gehorfam entgegenzulommen, Diefe Gegenfeittgkeit in Pflichten und 

Rechten ift in der fittlichen Nothmwenbigfeit begründet, die felbf wiederum anf dem 
Berhältniß des Individuums zur Menfchheit beruht. Darum haben Familie, Ge— 
meinde, Staat, Kirche ein felbfiverftändlies Interefle an ber —— 
wird von ihrer Thellnahme und dem richtigen Ineinandergreifen 
Art und Refultat der Erziehung überhaupt abhängig fein. Denn bie ed = 
* praktiſche Ausführung der weiteren Erziehung und Bildung zufällt, tan nicht 

die felbftändige Peitung und oberſte Entſcheidung in ben Händen haben: fie ift 
keine Grundform menſchlicher oder nationaler Gemeinfhaft, fonbern nur eine An⸗ 
ftalt, die ſolche Gemeinfhaften für ihre Zwede errichtet haben ober errichten. 

Die neuere Zeit hat nun befonders das Verhältnißß bes Staates 
jur Erziehung feftgeftellt, ihm im erfter Tinte das Recht zugewleſen, bie hi 
dung bes Unmündigen zu übernehmen, wie nicht minder bie Bicht auferlegt 
Bildungsmöglichkelt Aller zu forgen, Nur zwei Gründe könnten gegen ein — 
Eingreifen des Staates fpreden; wenn bie Erziehung und bie Ausbildung des 
Einzelnen weder ber Unterftälgung Anderer, noch einer planmäßigen Drb bes 
dürfte, oder wenn bie nöthige Hlilfe In ausreichender Sicherheit von anderer Seite 
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Forderung 

fage zu —— ein materielles Germgmist gegen einen 
ritwallsmus bilden müffe, fondern einzig die Erfahrung, daß eine 
bildung des Geiftes und Körpers die gefunde Entwidelung 
Ganzen bedinge. Die griechiſche Erziehung war in diefem Punkte 
faft näher als bie unſere. Sie zwar die Bildung bes Körpers in 
Linie geftellt (während wir natürlich dem Geift ven erften Pla anweiſen), 
fie hat doch immer mit Sicherheit die einfeitig Förperlihe Bildung auf 
der geiftigen vermieden und bem Unterfchten zwiſchen gummaftifger und athletifcher 
Ausbildung wohl zu ziehen gewußt. Erſt die Philanthropen des vorigen Jahr⸗ 
hunderts haben verfucht, die aftit wieder im ihre berechtigte Stellung einzu- 
fegen, Es waren theils fanitätifche Rückſichten, bie fie ‚ tells Konfe- 
quengen ronffeau’fcher Ideen, bie fie jedes naturwidrige Einzwängen verbannen 
ließen; doch Tamen fie faum über das Gebiet des Spiels und ver Erholung hin« 
ans, Der politifhe Auffhwung in Preußen brachte nenes Leben in biefe Be- 
firebungen. Im Sinn und zum Zmwed nationaler seäftigung behandelte Jahn die 
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freiungskriegen hörte bie Stelle diefer Bewegung für die Erziehung auf. Jahn 
hatte weniger die Erziehung der Ingenb als bie Regeneration bes Volkes im Auge 
gehabt; feine Nachfolger konnten ſich von dleſer peittffen Auffaffung wieder nicht 
ganz losmachen. Ein Ausländer, ver Schwede Bing, brachte ven Anſtoß zu einer 
neuen Entwidelung, die freilid im ihrem mehr zu orthopäbifden Zweden ver- 
endeten Syſtem auch ben Anſprüchen ver Pädagogif nicht genügte. Erft Spief 
von Darmftadt gelang es, alle Seiten zu vereinen (mediciniſche, pädagogifche und 
aſthetiſche) und der Oymmafik endlich zu ihrem Rechte zu verhelfen. Ihm ift es 
weſentlich zu banken, wenn bie Bedeutung des Turnunterrichts auch von Gelten 
des Staates mehr und mehr erfannt und berüdfichtigt wurde. Jetzt iſt prinelplell 
allgemein angenommen, in vielen Ländern auch ſchon praltiſch burchgeführt: bie 
Nothwendigkeit der Körperlichen Ausbilbung für Knaben und Mädchen, die Ein« 
führung des Turnunterrichtes als obligatorifhen Lehrgegenftandes, die Errichtung 
von Turnlehreranftalten. (Bgl. ben Art. Schule.) m. Thorbede. 


Europa. 


Schon von alter Zeit her it Europa als ein einheitlich geographlſcher 
Begriff anerkannt. Zu einem poltitifhen Begriffe aber wird Europa erft all 
mählig In unferer Zeit, ſeitdem eine gemeinfame Eivilifation die europälſchen Völker 
einigt und die Weltpolitit ihnen gemeinfame Aufgaben ftellt. Diefe europäiſche 
Gemeinfhaft in ihren Gründen und in ihrer Entwidelung umfaſſend baruftellen, 
ift innerhalb der engen Grenzen eines einzelnen Artikels nicht möglich. Wir müffen 
uns daher barauf befhränten, einige hauptfächlich ftatiftifhge Angaben Hier anfzu- 
we melde als Grundlage weiterer dem Lejer zu überlaffender Erwägungen 
enen können. ; 

I. Geographifhes. Der Flächenraum Europa’s nimmt nicht einmal 8 
Procent ber feften Ervoberfläche ein, während auf Aflen 32, auf Amerika über 
30 und auf Afrika über 22 Procent fallen. Aber fo Mein die räumliche Ans- 
behnung fft, mit 180,288 Quadratmellen, fo zeigt doch die reiche Gliederung 
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Der Abſtammung nad; gehört faft die ganze europhifche Bevölterung zu der | 
arifhen —— — Zu ber femitifhen Famllle gehören | 
nur etwa drittha — Teresa | 


Die artfd-enropäifchen Völker zerfallen wieder in drei Hauptflaffen: 1) die | 
romanifchen, 2) die germanifcden, 3) die ſlawiſchen Völker, und unter | 
biefen find offenbar die romanifhen und germaniidhen ſammt ihren Mifhungen 
bie hiſtoriſch entſcheidenden. Der Süden und Weften Europa's gehört ihnen am. 
Im Oſten breitet fich die ſlawiſche Mafle aus. Die in älterer Zeit ebenfalls große 
und welt ausgebehnte Leltifche Völlerfamllie hat faft nur als Stoff gedient für 
bie romanifhe und germaniſche Eivilifation und Staatenbilvung, und hat, ob» 
wohl auch jegt noch über 12 Millionen Europäer in keltifher Sprache reden, 
doch nirgends einen felbftändigen Keltenftant in Emropa behaupten fünnen. Die 
Romamen nehmen bie fünlihen Halbinjeln von Europa ein; urſprüngllch war 
Stalten der Hauptfig ihrer Kultur und ihrer Macht, gegenwärtig. finden fie im | 
Italien nur noch einen religiöfen Gentralpunft, im allen Übrigen Beziehungen ift | 
Frankreich der romaniſche Hauptftaat und Paris wichtiger als Rom geworben. An | 
Bevbllerungszahl bilden fe den ſtärkſten Beftandtheil der europälfhen Bevölkerung, 
ungefähr 82 Millionen, Auf etwa 70 Millionen werben die germanifden 
Böller geihägt, Cie nehmen borzugsweiſe die Mitte Europa's, die britiſche Halb- 
Infel unb ven flanpinavifchen Norden ein. Im Mittelalter ware die Deutſchen das 
mächtigfte Bolt in Europa, heut haben die Engländer fi die größte Welt 
macht erworben, (Bol, Artikel: Germanifhe und romanifche Völker.) rend bie 
Germanen und Romanen in verfhiedene Staaten getheilt find, gibt es gegen- 
iärtig nur Ein großes SIawenreid, im Often Europa's ausgebreitet, ſeltdem 
ber frühere Dualismus der Polen und der Auffen in ver neuen Einheit aufgelöst 
worben iſt. Die übrigen flawifhen Bölkerfhaften find im die germaniſchen Reiche, 
vorzüglich in Defterrreih, weniger in Preußen eingefügt, und nur im Süden, 
Pe Serbien, zeigen fih Verſuche einer neuen flawifhen Staatenbilbung. 
indeſſen bie eutopäifhen Völfer fo nah Raffen und Nationen unter 
ſchleden werden, jo darf man ſich dieſe Gegenfäge nicht rein vorftellen. Sie find 
durch Mifdungen theils getrübt, theils verbunden, Bei allen ethno- 
graphifhen Unterfuhungen nämlih find drei Hanptmomente zu erwägen: bie 
Abftammung, das Blut, als das erfte und zunächſt entſcheldende, fo- 
dann bie Fortbildung und Umwandlung durch die Sprache und das Nedt, 
Die Fortpflanzung des Blutes erhält einen natürlichen Zufammenhang, der Fort- 
ſchritt der Civiliſation in Sprahe und Recht bringt Umgeftaltungen aud in ven 
Nationen hervor, Nicht immer treffen die Gemeinjhaft des Blutes, ber Sprache 
und bes Rechts zufanımen, häufig trennen und durchkreuzen fie ſich und hinwieber 
treten mannigfaltige Miſchungen ein, welche neue Mopififationen hervorbringen. 
Sp wird mit der Zeit die Blutsgemeinfhaft vergefien, wenn vie Sprade bie 
Brüder Eines Stammes trennt ober bie Berfafjung und Rechtsbildung fie ent- 
frembet, Die romanifhen Franken haben fi jo von den germanifhen Franten 
als Franzofen von den Deutſchen geſchleden, und fogar bie deutſchen Schweizer 
39 


Bluntfali’s Staatewörterbud. Ban I. 








als Ihnen zu geben haben. \ 

II. Religion, In religidfer Beziehung befennt fi faft ganz Europa zum 
Chriftentgum. Nur ein gany geringer und allmählig verſchwindender Bruchtheit 
der europäildhen Bevd ‚ nit viel über eine halbe Million Seelen, vor 


bräuden feft, hat aber für das europäiſche Kulturleben feine Bedeutung, Die 
mofaifhe Religion iſt ausſchlleßlich auf den femitifchen Stamm ber Juden be» 
fhränktt und bat feinerlet Ausſicht, fi auszudehnen. Im der Türkei und in Rufe 
land hat ver Islam nod einige Verbreitung; die mohammedanifdhe Bevbll⸗ 
ferung wird auf etwas über 5 Millionen beredinet, iſt aber augenſcheinlich feit 
einem Jahrhunderte in der Abnahme begriffen und nähert fi im ihren öffentlichen 
Einrichtungen und Anfhauungen ven Chriſten. Auch im diefer Beziehung ift das 
eigentliche romano-germanifhe Europa faft ganz frei von jenen nichtchriſtlichen 
Religionen, wird aber baneben theilmeife von philoſophlſchen Weltanfhauungen 
bewegt, welche ihren Frieden mit dem Chriſtenthum noch nicht abgeſchloſſen haben. 

Die europälfchen Chriften zerfallen aber hinmwieber mit Rückſicht auf verfchie- 
denes Belenntniß und Kirhenverfaflung in brei große Oruppen, Faſt ausſchließlich 
dem Oſten und Südoſten gehört die griehifche Konfeffton am, welcher vorzugs- 
weiſe die flawifhen Bölker hulvigen. Sie zählt beinahe 67 Millionen (in Ruß- 
land allein über 50 Millionen, in ver Türkei etwas Über 10 Millionen) Belenner, 
und umfaßt ungefähr 1/, der europälfhen Gefammtbenölkerung, freilich den am 
wenigſten in der Civilifation fortgefhrittenen Theil derſelben. Sie ift die ruſſiſche 
Staatöreligion und ihr Proteltorat ift ein hergebrachter Grundſatz ber ruffifhen 
Politif. Nicht ohne Anftrengung können bie Fürte und ſelbſt Defterreih mit De 
zug auf bie religiöfen Sympathieen und Antipathieen ihrer griehifhen Bevölkerung 
bie ruſſiſchen Einflüſſe abweifen; fie können e8 nur dann mit ſicherem Erfolge, 
wenn fie felber möglihft wenig religtöfe Politik treiben und bie modernen 
Civilifationselemente aud in der Bevölkerung fördern, unb dadurch biefelbe für 
ihre eigene Politit zu gewinnen verftehen. 

Am weiteren verbreitet if die römifh>Tathollfhe Kirde, Ste umfaßt 
beinahe 134 Millionen, alfo nahezu die Hälfte der europälſchen Geſammtbevöl⸗ 
ferung. Sie fann vorzugsweife als die Religion der romanifhen Völler be— 
trachtet werden; denn in den romanifhen Yändern (in ben italienifhen Staaten, 
In Spanten, Portugal und In Franfreih) Ift der Katholielamus entweder aud« 
ſchlleßlich anerkannte Staatöreligion ober wird doch von ber melt überwiegenden 
Mehrheit der Bevölkerung bekannt. Im diefer lirchlichen Bezlehuug ift Rom nody 
heute die Hauptflabt der Fatholifhen Chriftenheit. Ueberdem hat bie katholiſche 
Religion aud unter der germanifhen Bevölkerung nod eine fefte und ansgebreis 
tete Wirffamlelt. Beinahe 5/, ver Öfterreihiihen Gefammtbevälterung und über 
ein Biertheil in den deutſchen Staaten befennen ſich zu ihr. Wie an Zahl der Be» 
völferung und an Autorität der frühern Jahrhunderte, fo ift die fatholifche Kirche 
dur ihre großartige, die verſchiedenen Nationen zufammenfaffende ——— 
den verſchledenen proteſtantiſchen und evangeliſchen Kicchen überlegen, Aber hin— 
wieder haben dieſe den großen Vorzug, daß fie weſentlich ein Exyuyaih ver 
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Monarchieen und unter ben europäiſchen iſt bis jet mur die Schweiz als Repu- 
bit von Dem romano⸗germaniſchen Charakter Europas aber en 


verſchledenen Beftandiheilen ver Nation einen, berechtigten Einfluß ſichert, beffer 
als die abfolute, mit welcher ſich Leichter ſlawiſche Bällee nn u 
manen insbefondere haffen den Staat, wenn er ihnen nicht zugleich perſönliche 
und politiſche Frelheit verbürgt. 
Evangeliſche Kirche ſiehe Proteſtantiſche Kirde 


Expropriation. 
Der moderne Staat muß, um feine umfaſſenden Zwede m erreichen, biel« 


fa die Anforberung an bie Staatsbirger fielen, daß fie ihres Ein- 
lonimens und Vermögens ihm bingeben, und zwar hat der Staat biefes Recht 


allgemein beftimmten Fällen zur Staatsarbeit Heranzuziehen, Ihnen fomit an 
ber Möglichleit des Erwerbs für gewiſſe Zeit Abbruch zu thun. Diefe an alle 
Staatsbürger nad dem Maaße ihrer Kräfte angeforberte „Eigenthumsabtretung” 
wird in der Negel nicht buch ausbrüdliche Entfhäbigung vergütet; denn biefe 
Opfer treffen Alle nah Maßgabe ihrer Kräfte in gleicher Welfe und das buch 

fie entzogene Gut wird In mohlregierten Staaten durd bie Leiſtungen des Staats, 
deren Spuren wieber auf Alle zurüdgehen, mittelbar erſetzt. 

Aus demfelben Grunde macht aber der Staat zuweilen aud einen ganz 
unverhältnigmäßtg erhöhten Anſpruch h bie Dienftleiftung oder das Vermögen 
beftimmter Einzelner, fo daß beren Gut im weit ſtärkerm Mac als das anderer 
gleich geftellter Mitbürger zu öffentlichen Zweden beigezogen wird, In biefen 
Fällen, wo der aus der Vermögensabtretung erwachſende Nutzen fih auf bie 
Maſſe vertheilt und meift nur zu einem geringen Brudtheile an ben Abtretenben 
zurüdfließt, If aus Gründen der Geredtigkeit Entſchädigung ber Betroffenen 
geboten, Daher befoldet der Staat Diejenigen, melde er — fei ed aud zmangsd- 
weiſe — zu dauernden Staatöbienftleiftungen beizieht; daher erfegt er denen, 
welche Rechte, beweglihe ober unbewegliche Sachen in jener vorzüglichen Weife 
an ihn abzutreten gezwungen werben, den Preis dieſer Gegenftänbe, Vermögens» 
rechte, welche ber Staat in biefer Weiſe felbft entzieht ober deren Entziehung er 
ewiffen Korporationen ober Privaten in die Hand gibt, find insbefonbere Zehnten, 

ohndrechte, Berfonalwirtbichaftsrechte, Gewerberehte u. dgl. Bewegliche Sachen 
zieht der Staat In folder Art am ſich, thells wenn ihre Verweilen im Befige 
Eingelner eine Gefahr für das Gemeinmefen emtbielte: fo Waffen im ber Zeit 
eines Aufruhrs, der Krankheit verbächtiges Vieh bei Seuchen, theils wenn ber 
Staat gerade im öffentlichen Intereſſe diefer nur in beſchränlter Zahl im Befig 
Eingelner befindliher Mobilien bendthigt ift, z. B. Lebensmittel In Hungersnoth, 
Pferde in Kriegszeit. 

Über viel feltner wirb bei Nechten und Mobillen ber Anfpruch des Staats auf 
Herausgabe berfelben im Öffentlichen Intereffe entftehen; denn ba biefe meiſt in beliebig 
großer Menge vorhanden find umd auf das Individuum felten etnas ante, wire, 
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Erpropriation eintreten Lönne, eine [te äußere Vorausfegung hinzu- 

treten: ein Geſetz, welches bie An —33 der ————— 

und das bei Vornahme der letztern zu beobachtende Verfahren feffegt. in 

bem Falle, wo bie —— wegen öffentlicher Noth gefordert wird, ft ” 
n — 


entei efalle, die R Ueb itung biefes Geh en, wenn 
ein — ———— ht — —A — or m dem 


Code civil. art. 545, oder auch ben Begriff deſſen, was öffentlicher Nutzen ſel, 
näher auseinanberlegen: Bad. Gefeg vom 28. Yug. 1835 $ 1 u. 2: „nicht nur, 
wenn er bemfelben (dem Staat) unmittelbar, fondern auch, wenn er demſelben 
bios mittelbar, zunächft oder unmittelbar aber einer Staatsanftalt ober einer ober 
mehrerer Gemeinden zu gut kommt“. Das Letztere geſchieht theils durch Aufzäh- 
lung aller öffentlichen vie Erpropriation erfaubenven Zwecke in dem Gefege: fo 
das bayriſche Gefeg vom 17. November 1837; theils dadurch, daß für jedes fon- 
frete Unternehmen, das ber Frpropriation bevarf, ein Specialgefeg verlangt wird: 
fo die Berfaflung von Aargau vom 5: Januar 1841, $ 18; das Gefe von 
Genf vom 12, Februar 1834; fo die Praris in England und Norbamerlla, — 
Nicht felten beftehen auch file beſonders wichtige Unternehmungen Specialgefege: 
fo für Straßen», Eifenbahn-, Bergbau-, Entwäfferungsanlagen u. dgl, 

Die Berausfegungen ber Zwangsenteignung aten dargethan, daß tie Be- 

rünbung biefes Rechts, die meift ins Privatrecht verlegt wird, obgleich gerade bie 

ropriation ein Feind bes Rechts des Privaten if, von ftantsrechtlihem Geflhts- 
punkt in Angriff genommen werben muß: im Staatsrecht Liegt die Duelle biefes 
Infituts, das Staatgrecht lehrt, wie weit rechtmäßig expropriirt werben Tann, 
wen das Recht der Awangsenteignung im einzelnen Falle zulomme, das Gtante- 
recht regelt ben Verlauf der Erpropriation, wie diefelbe auszuüben fei, welde 
Rechtsmittel dagegen zuftehen follen. Nur die Tegten Ausläufer ver Erpropriation 
ziehen fi in das Privatredht hinein: nämlidy die legte — und wohl am feltenfien 
eintretende Frage — wie ber Preis für das zu enteignende Stüd, wenn bie 
Schägung bes Erproprianten beftritten wird, zu beftimmen fei. 

Bor Allem alfo gehört das Verfahren, durch welches über die Nothwen« 
bigfeit der Abtretung eines befilmmten Grundſtücks entſchieden wird, in bas öffent 
Ude Recht. Unter Verfahren ift bier nicht, wie im Civilproceffe, die Reihe von 
Alten, durch welche ein entflandener Streit um Rechtsverhältniſſe zum 
—— werden ſoll, zu verſtehen, ſondern es iſt überall, auch wo noch fein 

genſatz gegen ben Erpropriationswillen, fein „Streit“ entſtanden iſt, eine größere 
Anzahl ſchützender Formalitäten vorgeſchrieben, durch welche die Nothwendigkeit 
bes Unternehmens und der Erpropriation im Allgemeinen und Einzelnen für das» 
felbe hergeftellt und bie zu erproprlirenden Rechte nad Umfang und Werts vente 


meit werben follen, Diefes Verfahren, als dem Üfentliäen 


t werden müflen, was überhaupt „vollſtändige“ fei, 
ohne Zweifel das —— und ſchwierigſte Gebiet an bar; aber 
bie Beurtheilung derſelben gehört nicht mehr dem öffentlichen Re 

Literatur: Wendt's nenefter Exrpropriationscoder ober ——— 
Bee der wichligften ältern umd neuern Geſetze Über Kanal- und Straßen- 
Gifenbahnen u. dal. —** 1837; Treichler, Ziſchr. für Deutſches ms 
* XIL; Häberlin, Archiv für Eiv.P. Bi. 39; Beſchorner, das deutſche Eifen- 
u (1858) Abth. IIE; Koch, Deutichlands Gifenbahnen (1858) —* I; das 
Recht der Erpropriation von Dr. Georg Meyer 1868; Adolar das Expro- 
gg arg ahren nad dem neweften Standpunkt der 
2868 und ber —— 869; L. Stein, Innere Verwaltungslehre 7. Theil, 
Entwährung 1 ®. Smenter, 


Extereitorialität. 


Unter Erterritorinlität verfteht man einerfeits die Exemtion gewiffer 
fremder Perfonen und Dinge von der Staatsgewalt desjenigen Territoriums, auf 
welchem dieſelben fih thatſächlich befinden, und andererfeits bie fortbauernbe Here 
ſchaft der Gewalt besjenigen Staats über diefe Perfonen und Dinge, deffen Verband 
Herrſchaft diefelben urfprünglih augehören, beziehungsaweife unterworfen find, 

Die Nothwendigkeit, dieſes doppelt unnatürliche Berhältnig m einent > 
tute des pofltiven Bölterrehts zu erheben, entftand zw jener Zeit, in 
Staaten ben auf ihrem Gebiete befinplichen Fremden für rechtlos erklärten 8 
daneben doch das Bedürfniß empfanden, im ſtändigen b atiſchen Verkehr mit 
einander zu treten. Dieſer ſtändige diplomatiſche Verkehr brachte den Aufenthalt 
frember Geſandten auf dem Gebiete der europälfchen Staaten nothwendig mit 
fi. Als rechtlos erflären und behanbeln gleih ven übrigen Fremden tonnte man 
biefe Gefandten natürlich nit: man half fi alfo mit einer Fiktion, man [Huf 
zu ihren Ounften das Erterritorlalitäte-Privileglum, nahm an, fie befänden fi 
fammt ihrem Gefolge nod auf dem Gebiete ihres Heimatsſtaates. Diefes Er» 
territorialitäts-Privilegium wurde almählig auf fremde Sruperäne, benem ber 
Aufenthalt, auf fremde Truppenkörper, denen ber Durchmarſch, auf frembe 
Krtegsfhiffe, denen das Einlaufen geftattet wurbe, ausgebehnt. 

Selbfivernä erfländlich mußte das Erterritorialitäts-Privilegium imsbefondere hr 
Bezug auf die Stellung der Gefandten, der Ummatur der ihm zu Grunde lie 
genden Fiktion halber, fhliehlih zu großen Umguträglichfeiten führen. Dan fah 
fih alfo genöthigt, von ven Konſequenzen der Exterritorialitäts-Filtion in ber 
Praris mehr oder weniger Umgang zu nehmen, die Gefandten denn doch theil- 


weife ver Gewalt desjenigen Staates zu umterftellen, auf dehea Kereltorium Re 
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nehmen. Durd Vermittlung bes DMinifter Dohm erhielt er in Berlin eine Zuflucht. 
Friedrich Wilhelm III., fonft ſtreug religiös sefinat, hatte nad) ehrlicher Erwägung 


f 

daß er (Fichte) mit dem lieben Gott in Felnpfeligkeiten begriffen tft, fo mag das 
der Hebe Gott mit ihm abmadhen, mir thut das nichts". Nachdem er 
Sabre In der preufifchen Hauptftabt privatifirt hatte, erhielt ex 1805 eine 
feffar im Ph die er freilich durch die Jenner⸗Kataſtrophe wieber verlor, 
Den Plan, feine Thätigkeit in Königsberg wieder aufzunehmen, mußte er bei Pier 
Borrüden der Franzofen aufgeben. Erft nad dem Frieden vom Tilft lonute 
über Kopenhagen nad Berlin zurüdfehren. Hier be nun feine große 
feit zur nationalen Wiedergeburt des Vaterlandes. Hier hielt er im Aener ı 
auf 1808 feine berühmten Neden an bie deutſche Nation, nahm den —— 
Antheil am der Gründung ber Berliner Univerfität. Für den ausbrechenden Be, 
fretungstrieg fuchte er durch Wort und That zu wirken, Wie 1806 regte ſich 
wieder der Plan in ihm, in der Eigenſchaft eines religtös-fittlich-politifhen 
und Priefters dem Heere zu folgen. An den formellen Schwierigkeiten ſcheiterte 
bie Ausführung. Ex fegte feine Borlefungen um fo energifdher fort. Und ale er 
in noch nicht vollendetem 52. Lebensjahre (27. Ianuar 1814) am Typhus ftarb 
war es bie letzte freude, welche er in den Todesſchlummer hinübernahm, Ne ot 
— g bes * Ber! ben — eg ——— 

erfahren. Das Entmuthigende in der ſpäteren te — 
—R zu erleben, iſt a ann geblieb er * 
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Finanzbehörden. 


Die Finanzbehörben in jetzigen Beftand find faft durchaus ein Erzeugniß 
ber neueren Zeit. Die hin des — ——— ſo 
namentlich in dlonomiſcher Beziehung von den unfrigen weſentlich verſchieden. 
ihrer Privatwirthfhaft waren fie mit Aa Ah ben einer reichen a hen 





Natur wohl ausgeftattet und ftügten ſich im en größtentheils au 


ahraus jahrein 

als mit ver Bewahrung bes fr 55* gebildeten Schatzes beſchäftigt. Auch 
bie Einrichtungen des Mittelalters unterſchieden ſich von den unſrigen von Grund 
and. Das Vorherrſchen der Naturalwirihſchaft ald der eigentlichen blonomiſchen 
Grundlage des Lehensweſens und der Agrarverfaffung, die Bafirung ber Regie» 
rung auf ein Grunbvermögen, aus beffen Ertrag fie die wirthſchaftlichen Bebärf- 
niffe des öffentlichen Weſens beftreiten follte, vie Behandlung biefes Vermögens 
als ein Privatgur der fürftlihen Häufer, die Erweiterung feines Ertrages durch 
allerlei nugbare Rechte, Monopole u. dgl., die Ergänzung besjelben dur ver- 
willigte Steuern, die Ueberwahung ber letzteren durch ſtändiſche Beamte, bie 
daraus hervorgehende Spaltung ber Finanzverwaltung in Kammer und. Steuer, 
in Fiskus und Aerar, das überhaupt durch die abgefonberte Verwaltung neuent- 
ftehender Finanzquellen veranlaßte Specialifiren, die Unterorbnung ber Wirth- 
ſchaftspolitik unter das Finanzweſen und die daraus vielfach entfpringende Leitung 
ber erfteren durch bie Winangbehörnen: das Alles bezeichnet den Charakter eines ) 
Syſtems, das mit den neueren politifhen, abminiftrativen und wirthſchaftlichen 
Veränderungen faft überall verſchwunden und einem ungleich einfacheren und über- 
ſichtlicheren Organismus gewichen ift. 

Die Eigenthümlichkeſlten ber Finanzbehörben, die ihre Wurzeln in früheren 
Zelten haben, find das hauptſächlichſte, wortn ſich bie Einrichtungen ber verfchle- 
denen modernen Staaten unterſchelden. Im Ganzen kann man fagen, baß bie 
Finanzverwaltung eines Staats von feiner Berfaffungs- und Regierungsform 
weniger abhängig ift, als irgend ein anderer —— und daß ſich bei 
ben modernen Kulturſtaaten In feinem andern Theil ber Verwaltung fo viel Ver— 
wanbtes und Gleidhartiges findet. 

Die Finanzverwaltung beſchäftigt fi vor Allem mit ber Erhebung ber 
srbentlihen und außerorbentlihen Einnahmen des Staats, von berem größerer 
ober geringerer Bielartigkeit zugleich die Verſchledenheit ber im öffentlichen Haus« 
halt befhäftigten Behörden mefentlih abhängt, Ste forgt ferner file vie Auf 
bewahrung der erhobenen Summen und für ihre Ueberführung an bie Stelle ihrer 
Verwendung und organifirt zu biefem Zweck und zur Schaffung der nöthigen 

Bluntfali’s Gtaattwörterbud. Band I. a8 E 
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(je nachdem man im 
unter ben Ausbrüden Fiskus, Aerar verftanben n das 


geiz 


Fo: Ralfers, ja —— a das der Raiferin, au Er A ae find 


es Pri 
im Gebiet des Vermb attet, Er laun bem 
Beau m Ode Er ————— Verträge fliegen, —* 
Erben eingeiebt und mit Legaten bedacht werben. Auf biefem Standpunkt gelangen 


hr kom — Recht — —— — 
ſtalteten Korporationen 
Bere en ein el a ang KR Reit aber ift * ges 


he ausgeftattet. 
bem römifd)- —— Recht ir er ſolche Privilegien ſowohl 
im materiellen Civil · ala im Proceßrecht. Im bie erftere Kategorie gehören bie 


ber orbentlichen Crf . 18 u. 24 D. 41, 3; 89 ‚6; 
1.3.0.7, 38); 2) es I gg Ihm F —— Gðenralpfam am ae 
ber Abgabenfhulbner zu (. 10,8, 155 L 10.4, 46); 3) er bat ein ſtillſchwel⸗ 
genbes und generelles (nicht aud privlfegietes) Bfandreht am Vermögen ber- 
jenigen, — mit ihm kontrahirt haben, für alle Forderungen aus dem Non- 
tralt (1. 2, C. 8, 15; fr. de jure fisei $ 5; 1. 47 pr. D. 49, 14); 4) vem 
Fistus fuüt das erbioſe Gut (bona —— anhelm (I. 96, 1 D.deleg. I 
und lit. Cod. 10, 10), fowie er 5) in einer Neihe von gällen bie wegen Un⸗ 
märbigfeit den zunädhft berufenen Erben entrifjenen Erbſchaften erwirbt (bona 
toria, tit. Dig. 34, 9 u. Cod. 6, 35); 6) er iſt ber im Erbrecht und and 
fonft nod geforderten Ceiftung von Kautionen überhoben (1. 1, $ 18, D. 36, 3; 
1.3,$5 D. 35, 3); 7) während er von feinen eigenen Säulen feine Binfen 
zu entriditen breuch a. 17, $5D. 22, 1), darf er zw ſeinen Guuſten von 
jeber fälligen Forderung ohne Zinsverabredung ober vorhergegangene Mahnung 
tofort Binfen berechnen (1. 17, $ 5, 6; 1. 43, D. 22, 1); 8) er fann Zahlungen 





*) Die Wortbedeutung von Fiskus ift: Korb, Geldkorb (Staatöfätel). 
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Ausfluß der in rie und Praxis zur Geltung g 
man bie allerrrudtbarfte Anwendung 
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e Bermögensquote für ſich erhob, das Wildfangreht, bas Hage- 
ſtolzenrecht, das Strandreht, verſchiedene Arten von Zehentrehten, 
das Bergmannsregal nad feinem privatredtlichen Inhalt und viele andere 


en, 
Privatp übergehen To Der Unfug, db den 
ee, ——— Rai ach oh Ausbehnung 


ber ü en, welde den Fiskus vor aus und 
nicht felten gerichtlich unerreichbar machten, ri alle Begriffe. Die Wiſſen 
fuchte wohl der maßlofen Willkür entgegenputrelen, —— 


mehr wenig übrig gelaſſen. Da und dort einzelne niedere Regale, wie namentlid, 
das Recht auf Die erblofen Güter und in einigen Ländern ein 
rechtlichen und procefiualen Vorrechte, das ift Alles, was von ben zahlreich 
und ausgebehnten Privilegien heute nod Geltung befigt. Auch die Tage bi 
Ueberbleibfel find gezählt, In dem Maß, in welchem es gelingen wir Di 
8 ein burchgebilvetes Recht zu fhaffen und fie in ihrer Chä 
gleicher Weife an Rechtsregeln zu binden, im melder ver eingelme Bürger in 
Sphäre des Privatrehts hieran gebunden ift; im eben dem Maß und nod 
werben die Ausnahmen verfchwinden, melde in gramer Vorzeit deſpotiſch 
— — —— am Prlvatrechtoverlehr unter Mißachtun 
lan, Klüber, öffentliches Recht des deutſchen Bundes und ber 
re 88 473—478; Heimbad in Weiste's Rechtslerikon, Wrtitel 
e 8" 2 Iomy. 


Fisfalbeante. 


Der Fiskus bedarf wie jede juriftijche Perſon des Privatrechts der Vertre— 
tung, um handelnd am Rechtsverkehr theilzunehmen. Die Art und Weiſe biefer 
Bertretung wird durd) bie Derfoflung bes Fiskus beftimmt. Diefe hängt ee in 
der Weife innig mit ber Verfaſſung des Stats zufammen, baß regelmäßig ben- 
felben Organen, weldye zur —— der Hoheitsrechte, in specie ber sr 
hoheit, 5* find, auch bie Vertretung des Flskus im Privatrechtsverlehr über- 
tragen iſt. Befondere Organe — Fistalbeamte im engern Sinne, Fistale -- 


| | 
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Mängeln abgejehen, zur Erfüllung des Berufs einer allfeitigen Thätigkeit bes 
öffentlichen Sntereffe in der Rechtspflege in hohem Maß geeiguet war, bie 
Staatsanwaltfhaft faft allenthalben einzuführen, 2. Jom. 


Fiſchfaug, fiche Jagd und Fifhfang. 
| Flotte. 


Be 
Mühe verlohnt, auf dem Ze verhältnigmäßig ſchnell und Leicht zu erreichen 
find. Eine Kriegsflotte pflegt darum gefchaffen zu werben, theils um bie Hanbels- 
ser gegen feindliche Beläftigungen zu fhügen, theild um —— Krieg er 
dem Salzwaſſer zu führen, frembe wer vom eigenen Lande abzuwehren und 


In den Anfängen ver Civilifation ift jedes Handelsſch zugleich Kriegeſchiff; 
feindlicher Verlehr und gewaltſame Plünderung fammt Wegführung von Gefangenen 
in bie Sklaverei liegen da noch näher bei einander und en ſich vlel 
folglich auch die Ausrüſtung zu dem einen und dem andern biefer beiden Ziwede. 
Heutzutage iſt bie Scheidung beider Arten von Schiffen nahezu buragefihnt- 
Kriegsfgiffe treiben keinen Handel, Kauffahrer bewaffnen fi nur nod im Aus- 
nahmefällen, wie z. B. wenn fie in vie von Be en wimmelnben chine ⸗ 
ſiſchen Gewäfler — Es iſt aber ein Gegenſtand beſtändiger Agitation in ben 
Ländern, deren Rhederei an der oſtaſiatiſchen Fradtfeiffaher —*— if, 
alfe aud an der deutſchen Norbfeefüfte, zu erreichen, daß die Staategewalten aus- 
giebige Kriegaflottenträfte dorthin abſenden, um Handelsſchiffe jener leidigen Noth— 
menbigfeit = überheben. Eine andere univerfelle Agitation des Sechandelsftanbes 
rg erihtet, ben vbllerrechtlich noch erlaubten Seeraub im Kriege abzu- 

Richt blos die Ausgabe von Kaperbriefen, d. 5. die Stempelung von 

—5 zu Krlegsſchiffen im Falle des Krieges, ſondern auch die Wegnahme 
bes der feindlichen Nation gehörenden ſchwimmenden Privateigenthbums im Kriege - 
fol aufhören. Jener Kriegsmaßregel Haben fchon im Barifer Frieden von 1856 
und feitbem die enropäifhen Seeftanten fo gut wie gänzlich entjagt ; biefe letzteren - 





Mit ** Reiche aber, das damals bie ungeübten Kräfte der Nation —— 
Anlehnung an ein vorhandenes ſolldes Staatsgebäude aus dem Nichts hervor» 
zurufen dachten, zerfiel auch bie junge deutſche Seemacht wiederum. Der new 
auflebende Bundestag wollte dleſe Erbſchaft des nr fo wenig —— 
wie irgend eine andere, und bie erworbenen Schiffe kamen unter ben Hammer bed 
Auctionatord, Aber die dem Nationalbewuftfein damit angethane Schmach wurde 
teog ber allgemeinen Ermattung ber Gemüther tief empfunden; und faum regte 
ber öffentlihe Geift nad den Ereigniffen von 1858 umb 1859 m Schwingen 
wieder, fo forberte er aud) bie Flotte von ben Regierungen zurüd. Der National 
verein eröffnete im Sommer des Jahres 1861 neue Sammlungen, viesmal jedoch 
ausdrücklich nur, um damit das Intereffe ver Nation an maritimer Machtentwi 
Be befunden und ber Staatsgewalt einen Anftoß zum Borwärtsgehen auf bemfelben 

e zu geben, und zu dem Zwede, der preußifchen Flotte einen Zuwachs zu 
verfhaffen, die inzwiſchen, wenn auch fehr langfam und bruchſtückweiſe, entftanben 
war. „Die deutſche Flotte unter preußffher Führung” wurde damals zur gel- 
tenben Formel biefer Nationalforverung, und im biefer Form ift dieſelbe denn 
auch verwirklicht worden, nachdem bie Umwälzung von 1866 den deutſchen Reiche- 
bildungsproceß wieder in Fluß gebracht hat. 

Unter dem Dberbefehl bes önige von Preußen als Bundesfeldherrn befteht 
feit dem 1. Oftober 1867 eine norddeutſche Flotte, in die ber Ihe flotten» 
befig ohne weiteres aufging, und bie ſchon eim halbes Jahr früher als die Han- 
belsmarine, bie neuen norddeutſchen Yarben Schwarz Weiß-Roth aufzog. Ste ver- 
einigen das preußiſche Schwarz Weif mit dem hanfentifchen Weig-Roth, — 
hiſtoriſch betrachtet alfo bie Kriegsflagge der alten Hanfa mit derjenigen des Staats, 
welder Deutſchland politifh zu einigen unternommen bat, geographifch-ftatiftifch 
betrachtet bie Farben, unter benen Bisher ſchon die große Dee ber bentjchen 
KRauffahrer die Meere durchfurchte. 

Die norbbeutfche Rriegäflotte befigt gegeninärtig fünf Peter von denen 
jebod nur bie brei jüngften vollen Kriege befigen. „ 8 und Prinz 
Adalbert”, jenes von den freiwilligen Flottenbeiträgen ber —— — dieſes 
während des letzten Krieges gegen Dünemarf erworben, find faum als Braucbare 
Schlachtſchiffe anzufehen. — ſtehen Kronprinz“ und „Prinz Friedrich Karl" 
auf gleichem Rang mit den allerdings viel. 3ahfreicheren —* — Panzerſchiffen, 
während ver zuletzt vollendete „König Wilhelm“ mit zwei engliſchen Panzerſchiffen 

„Monarch“ und „Herkules“ an der Spige diefer ganzen Schiffsgattung fteht und 
fetöt in der franzöfifhen Flotte feines Gleichen nicht —— ſodaß in —* dieſe 
für ven Fall des Kriegs einen furchtbaren Feind ſich gegenüber hätten, Ex 
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Sorfiwirthfhaft und Sorſtpoltzei. 


Franlreich 

24,714 Schiffe zu 1,109,772 Tonnen; Deſterreich Anfangs des vorigen Jahres 
7830 Schiffe 324, 415 Tonnen mit '97,979 Mann; and vor vier 

2132 Schiffe zu 180,992 Tonnen; Italien zu Anfang des vorlegten 
16,210 Säiffe zu 717,364 Tonnen; Spanien vor fehs Jahren 4859 Shhiffe 
zu 395,270 Tonnen mit 37,287 Dann; Belgien vor drei Jahren 98 Schiffe 
zu 37,925 Tonnen; bie Niederlande gleichzeitig 2178 Schiffe zu 510,379 Tonnen; 
Dänemark vor zwei Jahren 3736 Schiffe zu 172,460 Tonnen; Norwegen vor 
vrei Jahren 5750 Schiffe zu rund 800,000 Tonnen und 40,000 Dann; Schweden 
vor vier Jahren 3155 Safe zu 167,048 Tonnen. 

Die englifche —— zählte 1868/69 —* 3731 böheren Offieleren 
65,500 Mann überhaupt, auf 42 Panzerſchiffen, 395 ungepanzerten fern 
und 29 Segelfhiffen; die franzöfifhe bei 2218 feine und 49,000 
21 Panzerfhiffe, 67 Woifos und Ranonenboote; bie ruſſiſche vor drei Jahren 
Ion 
en Jahren 17 Dampfer, 31 Segelſchiffe und 144 Ruderboote der Scherenflotte, 
woneben 1 Schraubencorvette, 1 Monitor und 1 Panzerfhaluppe im Bau 
waren, mit nicht ganz 10,000 Mann Befagung; die norwegifhe 1 Monitor, 
10 Dampfſchiffe, 3 Segelſchiffe 2 103 Auderboote; die däniſche zu Ende des 
vorlegten Jahres 6 — 5 Dampfer und 30 Ruderboote; es sie; 





im vorigen Jahre 7 erfregatten, 38 Dampfer und 16 

ktatienffee Anfangs diefes Jahres 22 Panzerſchiffe (darunter 2. 7 tleine), 68 
Dampfer und 8 Segelfdiffe; die fpanifhe vor zwei Jahren 6 Panzerfregatten, 
61 Dampfer (ohne 18 Kanonenboote) und 6 Seaeitälfe; bie nieverländifche 
65 Dampfer (darunter 1 Panzerfregatte, 1 gepanzerte Batterie, 4 Widber und 
5 Monitors) und 70 Segelfchiffe, en 


Forenfen, ſiehe Fremde. 


Forftwirtbichbaft und Forftpolizei. 


I. Die Forftwirthfchaft im weiteren Sinne pflegt man einzutheilen in Forft- 
wirthfchaft und Forftpoligei. Während die Lehre von der legteren, auch wohl Stants- 
forftwirtbfchaftslchre genannt, die Maßnahmen, welche ver Staat hinſichtlich ber 
Wälder aus allgemein vollswohlfahrtspoltzeilichen Rüdfichten zu ergreifen hat, —— 
und ung lehrt, wie der einzelne Walbbefiger in feinen Rechten gegen Eingriffe Dritt 
und gegen ſchädliche Naturereigniffe, gegen bie ver einzelne ſich nicht ober nicht ge= —* 
nügend zu ſichern vermag, geſchützt wird, hat man unter der Forſtwirthſ 
engeren und bem bier genommenen Sinne das forftlihe Gewerbe zu —— Es 
iſt die Anwendung der forſtwiſſenſchaftlichen Regeln bei der Walbbehandlung, es 
iſt die in das Leben getretene, bie praftiiche Forſtwiſſenſchaft ſelbſt. Dieſe ver⸗ 
danlt ihre ———— Ausbildung erſt der neueren Zelt, namentlich den 





diefelben ee oben eng ai ia leicht —— 
nur h 


—— nn —* * un ern —— der ng —* wenig be⸗ 
gen. — Wegen bes geringen Pr und des gewaltigen Bolumen erträgt 
bas Holz, aögefehen von Bloßftraßen, feinen weiten Transport; nur ſtärlere Nug- 











Sorfiwiethfhaft und Lor ſwolhel. 


an sch gain — — en 

—— Strafmaß geführt wu Das Forſtſtrafgeſetz — 
ein Pr wo und Uebertretungen, Die letztern geſchehen von den Gontra» 

venienten ohme Wflät auf Bereicherung und meift and ohne dem 

thümer irgend eimen nennenswerthen Schaden zuzufügen, —— die Nichtbefolgung 

einer zur Sicherheit ber ne erlaffenen polizeilichen B (Zumiver« 

handeln gegen das Verbot d das —— Kul- 





ch dieſe 

meiſt auf Entwendungen von 2 Hol, Gras, Streulaub und —* —* 

produlte und haben nur einen geringen Werth, oder fie beftehen in Weldenexceffen zc. 
Häufig wird durch die Vergehen noch ein weiterer inbirefter Schaben für bie Wal- 
dungen herbeigeführt und ift auch auf dieſen bei der Beftrafung Rückſicht zu nehmen. 

Das Unterfuhungsverfahren in Forfiftraffachen fol mündlich, kurz und ein» 
fach fein. Die Vergehen werben in Furz auf einander folgenden Terminen, monat« 
ih oder vierteljährlich abgenrtheilt. As Ueberführungsgrlinde find anzufehen: 
Unrichtige Angabe über ven Erwerb bes Holzes; die beim Dienfteive verhärtete 
Ausfage eines vereideten Walphüters, ber ten Thäter über der That betroffen 

und bas Auffinden des gefrevelten Holzes in ver Wohnung eines verbächtigen 

dividuums. Die gehäffigen denuncirenden Antheile And aufzuheben. — Um das 
läflige und dicandfe Gindrkugen In die Häufer zu verhindern, find vorſorgliche 
Beſtimmungen zu treffen; doch darf auch die Hausdurchſuchung, namentlich der 
entlegeneren, am Walde liegenden Wohnungen nicht an zu viele Formalitäten 
gelnüpft fein. Sügemüller, Zimmerleute und Holzhänpler find einer ftrengeren 
Kontrole zu unterwerfen; besgleihen ber Kleinhandel mit Holz. — Ein Eon- 
tumacialverfahren follte ber BZeiterfparniß wegen überall zuläffig fein. — * 
Beſchwerderecht bei geringeren Strafen iſt nicht erforderlich, wohl aber muß es 
belden Parteien bei größeren Beträgen zuſtehen. — Die Strafe beſteht neben der 
Berpflihtung zum Erſatz der entwandten Gegenſtände oder deren Geldwerth und 
dem Erſatz des verurſachten Schadens in * Geldſtrafe, welche a, nad 
einem gewifien Vielfadhen des Werths und Schadens bemeffen wird, Nur unter 
befonderen Umftänden und bei Zahlungsunfähtgkeit iſt auf Gefängntfftrafe zu 
erfennen. Strafarbeiten find als unzwedmäßig abzufhalfen. Als erſchwerende Um— 
Hände find zu betrachten: vie Derübung zur Nachtzeit oder an Sonn- nnd —— 
tagen, Angabe eines falſchen Namens, ——— Flucht, Rückfall, Ent⸗ 
wendung zum Zweck bes Verlaufs ꝛc. — ſolche Erfhwerungsgründe vor, fo 
ift ein höheres Strafmaß anzuwenden. Es iſt zwedmäßig, dem Richter einige 
freie Hand zu laflen. 

Die ſchwereren Vergehen, die fog. Verbrechen, deren Erklärung ſich ſchon 
aus bem Begriff des Bergehens ergibt, werben friminell beftraft und fallen unter 
bie allgemeinen Beftimmungen bes Kriminalgefegbuches, 

Die Abwägung der Forfifrevel —* * ben Staatsbehbrden zuſtehen und 
ohne Unterſchied, ob der Frevel in Staats -· Gemeinde⸗ oder Privatwaldungen 
geſchehen, das Strafmaß dasſelbe fein, 
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Erankreich. 651 


— Del, — har Sen welche auch im Dften gedeihen. Die Zahl der 
1866. 19,598,000; ber, inpuftriellen und 


—— iſt d —— 
83,006,338 Hektoliter auf 6,791,793 — Landes — 95,571,609 
Hektolitres, Die Weinern 1865 68,942,931 Hefte 


Jahr, defien man ſich erinnern konnte); 1866 63,838,000 — 1867 
39,128,000 Beltoliter; [Hwanft alfo beträchtlih. Die Viehzucht war in 
> lange zurüd, in legter Zeit find bemerfen&werthe Fortſchritte gemacht worden. 

Das Hinderniß Liegt im trodenen und heißen Klima der mittäglichen Departe - 
ments. Die 1866 veranftalteten Zählungen gaben folgende Refultate: 

Pferde 3,313,697°  Maulthiere 95,243 Efel 518,837 
Horndieh 12,733,188 Gcafe  30,386,233 Schweine 5,889,624 

Die Broduftion ber Wälber wirb auf 35 Bis 36 Millionen Kubikmeter Holz 

angefchlagen und bradite 1868 34,872,439 Fr. ein. 
te franzöfifhe Inbuftrie ift belanntlich eine ſehr bebeutende, ohne daß Ihre 

Dlüthe veshalb mit ber des Aderbaus im Widerſpruche fteht. An Baumwolle 
wurden 1866 120 Mil. Kilogr. von 180,000 Arbeitern beiderlei Geſchlechts 
verarbeitet. Der Werth Betrug cirfa 800 Mil. ®r., wovon 320 ind Ausland 
gingen. Flachs wurden BE 6i8 40 Mill. Kilogr. im Lande felbft producirt und 
1867 noch 38 Mill. Kilog Verarbeitung von außerhalb eingeführt, Hanf 
wird In. Frankreich — 70 6 Din. ill. Kilogr.) im bedeutender Auantität probucirt, 
Die Wollinduftrie ift außerorbentlih, Zu 35 Mill. Kilogr. einheimifher Wolle 
fommen 1867 nod 93 Mill. Kilogr, auswärtiger; zufammen repräfentirem fie einen 

Werth von Über einer Milliarde, Die Seivenfabrifation hat — * einen Werth 
von 530 Mil. Fr. hervorgebracht. Minder wichtige — chen 
Gewerbfleißes find: Gerberelen, PBapierfabriten u. ſ. * bie Brotuft n. ber in 
Pariſer Artikel, Lurusgegenftände aller Art hat einen "Werth von jährlihd 200 
Millionen Franken. 

Der Bergbau und Hüttenbetrieb bilden einen bebeutenden Theil ber frans 
aan en Induftke, 1866 gewann man 126 Mid. Etr. Steinfohlen gegen 79 

nen 1856; 20,500,000 Gır. Cifenenn, 164,156 tr. Kalle: (1864); 
1864 171,961 Gr. Blei gegen 410,158 1859. Die Zahl d 
mafdinen if fehr groß; 1864 gab es in —— 19,724 Dampfmafinen 
mit 242,209 Pferbefraft = 5,086,399 Männerfra 

Danbel, Schiffahrt, Bertcehramittel. Der Geſammthandel Frant« 
reis mit feinen Kolonieen umfaßte 1867 einen Werth von 7,965 Millionen im 
valeur actuelle (valeur officielle ift 1826 feftgefegt und in den tableaux eben- 
Nr N wir geben bel biefen gebrängten Angaben nur immer ben wirk- 

en an). 

Gegen 1866 weist ver Geſammthandel (Ein- und Ausfuhr zufammen) eine 
Verminderung vom 161 Millionen auf, bie mittlere Zahl der Periode 1861 bis 
1867 jedoch eine Vermehrung von 809 Millionen A vorlegte Beriobe, 
Der Werth der Einfuhr war 4,031 Millionen, 186 mehr als 1866 unb 
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10) Die in Zukunft an Zoll- und Pofttarifen burd internationale Verträge 
vorzunehmenden Veränderungen werben nur Fraft eines Gefeges verbindlich fein, 
Wenn man unter fonftitutioneller Regierung eine folche be vn —— zum 
großen Thell von der Vollsvertretung beſtimmt wird und von derſelben abhängt 
und deren Minifter verantwortlich fa, fo war das —— bis zum 
Senatusfonfulte vom 6. Sept. 1869 Fein Fonftitutioneller . 8 gab früher 


* 2 ER politifche BE a ber Berfaffung, die Gollamehrheit und der er Kalſer; 
ige war fehr ab hängi und ohne große Seldftändigtelt. Das iſt jept 
a geworben, Ob biefe Berbefferungen vor ber Hand genügen werben, - 
ob eine freiere Entwidelung der Verfaſſung bald folgen muß, um bie Maflen 
——— und bie mittleren Klaſſen dauernd zu verſöhnen, iſt eine Frage ber Zur 


—J Das Preßgeſetz, das ancien régime in Fraukreich vom 
23. Februar 1723 unterfagte ben Drud jedes Buchs, Journals, Shriftftlds 
ohne vorherige Autorifation des vom Kanzler im Namen bes Königs ernannten 
Cenſors. Die konftituirende Berfammlung proflamirte in der d6claration des droits 
de l!’homme et du eitoyen 26. Aug. 1789 art, 11 vie freiheit der Preffe, mit Auf- 
Hebung jeber Beaufſichtigung vor der Beröffentlihung. Der Mißbrauch, der bamit 
getrieben murbe, führte bie Reaktion herbei; das Kaiferreih ftellte 1810 die Genfur 
wieber her. Die Reftauration hob fie auf, um fie bald darauf wieder herzuftellen. 
Set 1824 iſt die Genfur verfhwunden, 

Das Erſcheinen ver nicht —— Preſſe, der Bücher und beliebigen Bro 
hüren, iſt ſtets nur geringen Beſchränkungen unterworfen geweſen. Die heutigen 
find nur Formalitäten, die erfüllt werben müflen, um bie Verwaltung und bie 
Juftiz in den Stand zu fesen, im alle der Uebertretung den Schriftfteller vor 
Gericht verfolgen zu können 

Die perlodiſche Preffe in Frankreich ift ftets mehr oder weniger bedeutenden 
Einfhränlungen unterworfen gewefen, Das Geſetz vom 17. Febr, 1852 ſetzt bie- 
felben feft; das Prefigefeg von 1868 Hat jedoch — age der perlodlſchen Preſſe wieder 
verändert. Die vorhergehende Autoriſation iſt damit aufgehoben und an ihre Stelle 
die Nothwendigkeit einer einfahen Deklaration getreten. Die Uebertretung des Ge- 
ſetzes befteht nicht mehr, ohne Bewilligung der Adminiftration zu erſcheinen, pe 
ber Aominiftration feine Eriftenz zu verbergen. Ein jeder bat bie Freiheit, ein 
periodifhes Schriftflüd zu veröffentlichen, mit der Verpflichtung, ven Mißbrauch 
viefer Freiheit vor den Tribunalen zu verantworten. Es wird ben Journalen ein 
Civil» und ein Strafgefeg dadurch vorgezeihnet, Das Civilgeſetz befteht in ber vor⸗ 
hergehenden Deklaration, der Kaution und dem Stempel, Das Strafgefeß bezeihnet 
bie firafwärbigen Alte, die Strafen, bie Jurisdiftion und das Berfahren. Die Vor- 
mundſchaft der Adminiftration hat dadurch aufgehört. 

Bereins- und Berfammlungsreht. Das Gefeg vom 25, März 1852 
bat die geſetzliche Affimilation ber association und ber r&union ausgefproden, 
das Gefeg über bie Öffentlichen Verfammlungen vom 25. März 1868 dagegen bat 
einen Unterſchled wieder hergeftellt, Indem es das Verſammlungsrecht erweitert, 
das Vereinsrecht unverändert hat beftehen laffen. Das Gejeg von 1852 hat 3 
ven Vereinen und öffentlihen Verfammlungen gemeinfame Beftimmungen: 


*) Der Mrtifel wurde vor den Veränderungen gefchrieben, welche Frankreich In ben letzten 
Monaten in feiner innern Regierung erfahren hat, 
Anmerkung der Nedaktion, 























Das ganze vom Staate eingeftellte Perfonal bildet ein Korps, befannt unter dem 
Namen Univerfität, das bis zum Jahre 1850 allein den Unterricht Jegt 


Sehramftalten; diefelben find jebod) 
der Auffht des Staates unterworfen. Der öffentliche Unterricht heilt rap: 
Primär-, Selundär- und höheren Unterriht, Der erftere ha den von Laien 


arteımentaux 

Induftrie, Aderban, Bffenttige Urbeiten. Die Revolution, 
welche die Zünfte aufhob, ſchuf von der Freiheit und Gleichheit des einzelnen 
ausgehend in Frankreich die Gewerbefreiheit. Die Ausübung einiger liberaler Pro- 
felfionen: Aerzte, Apotheker, Advokaten können jedoch nur in Folge beftanvener 
genau beftimmter Prü ungen ſtattfinden. Bäder und Fleiſcher den N ar 
ausgenommen, überall beflimmten Brod- und Wleifchtaren unterwerfen, 
orbnungen, Beſchränkungen von Haufirerei, Anlegung ungeſunder — 
brauch von Dampfmaſchinen machen ebenfalls eine Ausnahme. Der Aderbau iſt 
ganz frei. Die Regierung beeinflußt denſelben nur durch Unterſtützungen (Drai⸗ 
aage), 1 Thierſchaue, Ausftellungen, Rommiffionen, Vereine u. ſ. w. 

Die öffentlichen Arbeiten begreifen Häufer, Straßen, Brüden und Hafen- 
» bauten, Sie werben Architelten, die Procente der Ausgaben als Emolumente 
beziehen, dem corps des ponts et chaussdes u. f. w. anvertraut. Die Ingenieure 
find Schüler ber polytehnifhen, der Wegbaufhulen, ber ecole des mines unb 
der Bergmannsfhule in St. Etienne. Sie haben nad gemadhtem Gtaatseramen 
Anfprud auf Anftellung und erhalten, bis diefelbe erfolgt, Wartegelb, 

Um über bie Interefien des Handels, Aderbans und der Induftrie zu wachen, 
hat die Regierung 1852 bie chambres consultatives et conseil géenéral de V’agri- 
culture, 1851 die chambres de commerce et conseil g@neral du commerce 
und 1857 bie chambres consultatives et comite onsultatif des arts et manu- 
factures eingerichtet. Das Defret vom 2. Februar 1853 hat einen Dberrath 
(conseil superieur du commerce de l’agriculture et de l'industrie) ins eben 
gerufen. Derfelbe ift aus 18 Mitgliedern zufammengefet; 6 ernennt ber Kaifer 
aus den 3 großen Staatslörpern, 6 aus ven Notabeln der zumeift dabei bethel⸗ 
ligten und 5 chefs de services; der Minifter präfipirt vemfelben, Durch Dekret 
vom 21, Nov. 1869 iſt derfelbe noh um 3 Senatoren, 3 Deputirte, 3 Stantd- 
räthe unb 1 Notabeln vermehrt worden. 

Kriegs» und Marinewefen. Jeder zwanzigjährige Franzofe, der milie 
tärtäcdhtig ift, iſt auch militärpflictig. Ausgeſchloſſen vavon find nur diejenigen, welche 
fih eines Verbrechens ſchuldig gemacht haben; befreit pavon: ver ältefte Bruber umter 
Walſen, ber einzige mie ältefte Sohn einer Witte oder eines blinden ober 
Tojährigen Vaters, der jüngere von zwei Brüdern, bie zugleich mil 
werben u. ſ. w., "Schüler der polytehnifhen Schule, die im Stantsbienfte zu 





















Stäbten erwirbt bie: 
folgen dieſer Richtung 
rechte, insbefonbere ber 





Rechtsgeſchäften * 
ganz aufgehoben. Die felßfländige Gefhäftsführung der —— ar 
bricht bie Regel. der mangelnden Hanblungsfähigteit, und was früher als 
nahme zugeftanden warb, wird num zur Rechtsregel. 
Ebenfo waren früher die Grauen von dem meiften bürgerlihen Berufs» 
weifen —— Das zünftige Handwerk erfannte nur die Meifter an 
die Wittwe eenen Meiflere murbe nur Infsfern oft. bepünfl ünflgt, ale fie 
— eine u rer einen neuen Meifter herbeiziehen und ihm das alte Recht 


gen ausgefelof 
n ben Fabriten nur wurben von Anfang Babrifarbeiterinnen 
a, a der Handwerker nur Gefellen und a aber 
feine —— —— 
euefler Zeit —* auch dieſe Schranken beſeitigt und bie Sal 
ftellung * Frauen mit den Männern auch in dem bürgerlichen 
betrieb und der Arbeit als Rehtsgrundfag anerlannt worden, ber aber noch 
nicht überall und nicht vollftänbig durchgeführt iſt. 

Dabei muß freilich berüdfichtigt werden, daß weit ber größere Theil ber 
Grauen thatfählih von fold —— Kg und freiem Erwerb 

buch die Natur der Dinge ausgefchloffen Bleibt, indem die meiften Frauen als 
Ehefrauen und Töchter in ber Familie ihrer Gatten und Väter leben 
und in Folge ihrer Familienftellung als Gliever ver Familie dem Haupte der⸗ 
felben untergeorbnet find. Die natürliche Beftimmung der Frau ift und bleibt die 
Familie, nicht das äußere Gefhäftsleben. Als Frau und Mutter übt fie ihre 
heitigften Pflichten aus und findet auch ihre höchſte Befriedigung. 

Uber die Zahl der außerhalb ber Familie mehr oder weniger felbflänbt 
Frauen hat fidy In unferer Zeit fehr vermehrt, und für dieſe Frauen ift die 
freiung: von den früheren Hemmniffen der freien Bewegung und des freien Cr 
werbs von ber größten Bedeutung. 

Im Allgemeinen läßt NH die Fähigkeit ber se zu felbftänbiger Ber 
mögensverwaltung und Erwerb nicht beſtteiten. Da das Recht nicht mehr In 
Form ber Selbfthülfe mit dem Schwert, fondern durch ben gefhügt wird, 
fo tft auch ihre ——* Schwãche kein Hinderniß mehr ihrer San ungfäitit, 
Wenn auch die Frau —— Hinſicht verſchieden von dem Manne ii fo 
befigt fie doch eine —— eiftesanlage, um für die ee ae 
felber — die erforderliche * ſich aneignen * fünnen, If fie auch zur 
weilen leichter beſtimmbar und — ſo iſt ge auch ur und — 
blickender als ber Mann. Das Motiv der „imbeeilitas sexus* verliert 
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drud machte, fonbern 1694, als bie 
widelung der 3 


emorden. Bon ba an 5* * —— öfter 
— Der deutſche Bundes hatte fie wiederholt zu unterbrüden verſucht; 


8 der 
—— iqen Kultur. und: möth einerfeits zu dem Ghflem ber 
Schulpflicht 555 welches c großen Daffen der Wohlthaten 
einer gefunden Vollsbildung zw ſichern vermag, andererſeits zu einem wohlgeord⸗ 
neten a des gleihmäßigen Unterrichts in ben Boltsigulen, 
12. Zum Schluß der inbivipuellen Freiheitsrehte ift auch noch der Frei 
heit zu gebenten, welde fi in ber befonbern Lebensweife ver Perfon 
äußert. Stuart Mill macht mit Grund daranf aufmerffam, daß biefe Freiheit in 
unferer Zeit zwar weniger durch Rechtsvorſchriften gehemmt, als durch die Gitte 
und felbft durch bie Move beherrſcht und behrit werbe. Es ift heute ſchwerer, 
eine originelle Lebensweife durchzuführen, als in früherer Zeit, und doch wäre 
es für bie Charakterbildung erfprießlich, wenn nicht Alles * en Schliff 
und daher vie Herrſchaft ber ——— b. h. ber hin⸗ 
drängte. So lange weder die Rechte Anderer verlegt, mod der öffentliche Anſtand 
mißschtet wird, follte Jeder nad) feiner Neigung wohnen, fi leiden und ra 
äußerlich Benehmen können. 

IM. Bolitifhe Freihelt, Wir unterfcheiven von ber Inbioidnellen 
bie politiſche Freiheit, welche auf ber gemeinfamen Natur bes Ganzen ruht und 
von dem Geſammtwillen erfüllt wird. 

ER . ‚gibt es verſchiedene Stufen und Aeußerungen biefer Freiheit. Dir 


— ——— — d. b. ſelbſtändige Verwaltung ber Ge— 
eg en und die Autonomie ber Gemeindeorgane innerhalb ber 
Schranken der Staatsverfaffung und —— im Gegenſatze zu ber Bevor⸗ 
mundung ber Gemeinde durch bie Stantsverwaltun 

2. Die förperlide hr welche * der 
wandt iſt und bie ſelbſtändigen Lebensäußerungen ver juriſtiſchen Perſonen un Gr. 
nofienfgeften fügt. 

3. Die Staatsfreiheit im eigentlichen Sinne. Auch Hier bedeutet die 
negative Seite der Stantöfreiheit die Abweiſung jever nnberehtigten Staatsherr- 
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Sreimaurer. 


—— heiten Bren, hat * die ‚eimgewielt, Die Haube 


bie, und lative trat an Per Waren nme oder 
nur ee worben, fo befamen num Dimmer de 


wählt. Im 1720 — die alten ber Logen von 
——— — lam das erſte von dem Prediger Anderſon im ‚DaB 
— uch zu Damit hatte der Bund das 


maureriſche Gejegbuh —A J 
Die ſogenannten Pflichten weiſen bie Maurer voraus anf das 
Sittengefeg hin, als bie Richtſchnur feines Handels, Sie erklären ſich gegen die 
frivole: Irreligiofität , aber verlangen feine andere, als die allgemein 
Religion und überlaſſen einem Jeden, ſich im Uebrigen zu einer beſtimmten Kon⸗ 
feſſion on halten, Sie wollen die Menfhen mit einander verbinden, die fonft 
per wären, Sie ermahnen zum Gehorſam gegen bie wen. zu: Fienertigem 
en und zur Förderung ber allgemeinen Wohlfahrt. Sie verwerfen bie 
— wollen aber auch In dem Empörer den en geachtet willen. 
Großbritannien aus verbreitete fih die —— dr Gelee auf 
ven an Kontinent, nad; Norbamerifa, Oftinvien und in alle Welttheile, 
foweit der Einfluß der modernen Civilifation "fing erftredte, Eine ‚große Anpapl 
en arbeiteten unter ben Großlogen von London und Edinburgh, 

Obwohl die Päpfte fortwährend gegen die Freimaurerel eiferlen * in einer | 
Reihe von Bullen biefelbe verbammten — bie erſte Verdammungsbulle ift — | 
von Bapft Clemens XI. vom Jahr 1737, die —— von Pins IX,, vom | 
25. Sept, 1865 — gewann ‚fie aud in fatholifhen Ländern Verbreitung, zuerft J 
Frankreich, wo ſich in Paris ein Groß Orient bildete, mehr aber unter den 
re proteftantifchen Völlern. * erſte deut ſche Loge wurde 1733 in 
burg gegrüudet. In Preußen voraus erhielt die Maurerei durch Könlg Frieb- 
rich den Großen eine wirffame Förderung. Es bildeten ſich nad und nad in 
Berlin drei Großlogen: zu ven drei Weltfugeln, Royal-Mork und die große Lanbes- 
loge. Andere deutſche Großlogen entftanden im —— — ‚Hannover, 


Dresben, Fran am Main, Darmftadt. Unter 

aud in Bien und Prag Sroftsgen, bie fpäter San nad ‚den 9 Sen Winfden ve 

——— —— ih ſchlichen Prinelp gemäß nicht auf di —F 

e Freimaure rem menſchliche e n € 

ae ——— befhränft; es gibt auch jüdiſche, —— — ſche und brah⸗ 

* — — iſt ein Bund freler Männer zur Wahrung und Pflege ber | 

Humanität. Sein oberftes Gefet ift die Gittlichkeit, mie fie nicht aus befondern Mirdhe | 
| 








lihen Geboten oder religiöfen Offenbarungen, ſondern aus der Erkenutniß der Men« 
fhennatur abgeleitet wird, Wenn oft im Reben die Stände, die Religionen und Kirchen, 
die Gegenfäge der Staaten und der Nationalitäten die Menſchen von einander 
trerinen und einander entfremben, jo will die Mauverei im das Band 
ber gemelnfamen Menſchlichkeit feſthalten. Sie erkennt in dem tätigen Menfchen, 
gieiaeiel, wie im Uebrigen feine befondern Anfichten, Neigungen und Nichtun 
eſchaffen fein mögen, den Menden und den Bruder. Sie mildert 7 
' 





w—- _— — 


als im Lande wie | 
—— a er gas zu erwerben, wie biefes 


Erwerbs 6 der bei Grundftäde richten, fo Beflimmen 
N au Me Mehte und Hihten ver forenfen Grunkbeer nad Yenfelim Ge 











ai —— nad ihrem Vaterlande vorbehalten (ben animus redeundi nicht 
aufgeben 

In Unfehung diefer Kategorie von Fremden fragt es fid vor Allem, ob und 
unter welchen Bedingungen ihnen der Eintritt ins frembe Gebiet und ber 
Aufenthalt daſelbſt geftattet fei. Daß ein Staat fi völlig abfchliege und ben 
Unterthanen frember Staaten ven Zutritt ſchlechthin verfage, iſt thatſächlich und 
rechtlich unmöglich; denn er würde ſich damit felbft auch vom Genufie des Völler⸗ 
rechts ausfchliegen. Sobald er fih als ein Glied des europäiſchen Staatenfyftems 
befennt und das Bölferreht Überhaupt für ſich anruft, muß er aud die Ronfe- 
quenzen hievon — die rechtliche Gleichheit der übrigen Staaten und bie ihnen 
gebührende Achtung m. f. w. — gegen fi gelten lafjen, Würde ein Staat nur 
den Untertanen eines beftimmten Staates den Eintritt verbieten, jo enthielte bie 
eine Beleidigung für den legteren, wofür Genugthuung verlangt werden fünnte, 
Daher kommen denn auch ſolche Verbote meift nur gegenüber folden Staaten in 

Bluntfali’s Staatswörterbud. Band 1. 44 
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van 








unb Ihres B ens unter dem Schutze der dortigen Staatsgewalt und geniehen 
benfelben re g In gleihem Umfange inte die Inländer. Ste werben 
a) im Bereihe des bürgerliden Rechtes und bes bürgerliden 
zu ebenfo behandelt, mie wir es oben unter I bei ber erfien ee 
entwidelt Haben, d. 5. fie flehen in der Regel den Inländern 
Eine Folge ihrer Gleihftellung im Proceſſe ift es, daß fie nicht Bloß als u 
vor bem inlänbifchen Gerichten auftreten lönnen, glelchviel ob * Klage gegen 
einen are ober —— gerichtet iſt, ſondern daß ſie auch vor den ge— 
wöhnlichen Gerichten des es Recht nehmen müſſen, wenn nicht etwa eigene 
erh ober — im Lande — Eine ſolche exceptionelle Gerichts⸗ 
batlelt über Fremde haben bie Konſuln in den Städten der Levante, denen ger 
wöhnlid bie Befugnig zufommt, in ben las — unter en Sanbsleuten und 
ven biefelben Recht zu ſprechen. Beytglik ber civilrechtlidhen Verhältniffe der 


daß berjenige Fremde, welcher mit Grmädjtigung bes Kaifers fein Domicil in 
Franfreih aufgefchlagen bat, alle Civilrechte, aljo auch jene geniehe, bie ſonſt in 
der Regel dem Fremden verfagt find, fo lange er bafelbft verweilt. Diefelbe Be— 
ſtimmung ift aud in das bayerifche Inbi genats-Ebift von 1818 $ 19 übergegangen, 
ohne übrigens hier bie praftifhe Bebeutung erlangt zu haben, wie in Frankreich, 

b) Während ihres Aufenthaltes find für die Fremden bie Polizei- und 
Strafgefege des betreffenden Pandes ebenfo verbindlich, wie für bie Ein— 
helmiſchen; auch fie find daher der Poltzeigewalt und ben darin enthaltenen GStraf- 
Seagnifen, fowie ver Strafgerihtöbarfeit des Aufenthaltöftantes unterworfen, Wo 
biefer Grundſatz durch die neueren Geſetzgebungen nicht ausdrüclich ausgeſprochen 
iſt, da wird er als felbftverftänbli gültig vorausgefegt; in ben — iſt er 
übrigens direlt zum Geſetz erhoben. Nicht fo übereinſtimmend find die Normen bes 
pofltiven Rechtes in Anfehung der Frage, ob Fremde auch wegen folder Verbrechen 
und en; zu beſtrafen feien, welche fie im einem britten Staate begangen 

Während in dem einen Theil ber Staaten, wie 5. B. in England und 
Nordamerika, die im Auslande, gleihviel von wem begangenen Rechtsverletzungen 
völlig ungeftraft bleiben, fehen andere auch biefe für firafbar an und fuchen ven 
Urheber der gerechten Strafe zu unterwerfen, indem fie ihn ausliefern oder eventuell 
ſelbſt ftrafen. (Vgl. die Art. „Aſhlrecht“ und „Auslieferung“). Der größere Theil 
ber europätfchen Geſetzgebungen fhlägt einen —— ein, indem ſie darauf 
Rückſicht nehmen, gegen wen das auswärts verübte Delift gerichtet iſt, ob gegen 
fie felöft und gegen ihre Untertanen, oder gegen frembe Staaten und beren 

Unterthanen, und indem fie bie legteren als nicht zu ihrer Kompetenz gehdcig 
betrachten, alfo firaflos laſſen. Auch die Staaten ber —5* Gruppe weichen in 
ber Ausdehnung reſp. Begrenzung ihrer Strafſanltionen noch mehr ober minder 
wefentlid von einander ab, 

Das Strafverfahren gegen Fremde, bie fih eines firafbaren Reates 
ſchuldig gemadt haben, und ber Strafgerichtsbarkeit des Aufenthaltsftaates ver— 
fallen ud, bat nichts Befonderes ?); diefeißen Formen, welde bei dem Verfahren 
gegen den Inlänber Anwendung finden, fommen auch filr und gegen ben Aus— 


au Een un but alfo, A, der u; fie überhaupt eine Freingniße * nterfudung 
n 




















Hauptfadhe au in der Schweiz und in Belgien, In biefen Staaten lann ver 
Üremde, der feinen Aufenthalt im Lande genommen, im der Regel ebenfowenig 


vaterländifhen ober einer dritten Regierung auszuliefern, bas wurde 
früher in den Artifefn „Aſyl“ und „uslieferung“ erörtert. 

IV. Es erübrigt nod eine gebrängte Darlegung der Berhältniffe, welche 
zwifgen dem Staate und feinen im Auslande verweilenden An» 
gehörigen obwalten. Das thaätſächliche DVerlaffen des vaterlänbifcyen Staats- 
gebietes und der Aufenthalt im fremden Stante, gleichviel wie lange er baute, 
menn nur die Abſicht der Rücklehr nicht geradezu aufgegeben ifl, ändert an ſich 
Nichts an dem Unterthanenverhältnifie. Auch im Auslande bleibt der Staatsgenoffe 
feinem Heimatſtaat und feinen Gefegen unterihänig und ift diefen G 
ſchuldig; fein Stand, feine Rechts- und Handlungsfähigkelt wird aud in ber 
Fremde nad Maßgabe der heimatlihen Geſetze beurtheilt. Eingehung der Ehe, 
—* hen einer gültig zu Haufe gefchloffenen Ehe verbinden den Untere 

anen auswärts, 

Macht fi der Unterthan während feines Aufenthalts in einem auswärtigen 
Staate einer Uebertretung der Strafgefege feines Heimathlandes ſchuldig, fo iſt er 
bafür nad den pofitiven Sagungen der meiften europäiſchen Staaten ben Gerichten 
desſelben verantwortlih; nur England Hält aud in diefem Punkte das Princip 
ber Territorialität des Rechtes feft umb läßt folde Webertretungen, die im Aus- 
lande begangen werben, ftraflos. Die Ausübung der Strafgerihtsbarkeit gegen ein 
ſolches Individuum ift aber freilih davon abhängig, ob ber Staat, in dem bas 
Delilt begangen wurde, basfelbe vor fein Forum ziehe ober nicht, und im legtern 
Valle noch davon, ob ver Aufenthaltsftaat den Angeſchuldigten ausliefere oder nicht. 

Das Unterthanenverhältnig äußert indeß feine Wirkungen in ber “7 











Ferne gelegen und bie weitere Bafis könnte erft ein allgemeiner europälſcher, ver» 
bürgter Friedenoſtand fein, um forthin den Krieg mur noch außerhalb für einen 
ewigen Frieden führen zu Können. Uber auch hiervon find wir durch innere und 
äußere Mifftände noch fo welt entfernt, baß wir ben Gedanken baran nur ale 
Hoffnungstraum betrachten dürfen und ums ſchon an den vorangeftellten That- 
ſachen begnügen laffen müffen. Rah Hefller. 
Friedensfchlüffe, fiehe Rongreffe und Friedensfhlüffe 


Friedensrichter, Friedensgericht. 


I, England. Das Friedensrichteramt Bilder die Grundlage ber —— 
Selbſtverwaltung; es iſt das wichtigſte Element der decentra 
waltung des Landes. Obwohl —— im Zuſammenhang mit ber * 
Verwaltung in dem Artikel Großbritannien zu beſprechen fein wird, bedarf es 
doch —* Wichtiglelt wegen hier einer ſpecielleren Erörterung. 

Die englifhen riedensrichter find die vom König ernannten Beamten, bie 
beauftragt find mit der Aufrechthaltung und dem Schute bes Friedens im ber 
Grafſchaft, und die ihr Amt als Ehrenamt ohne Befolvung führen. Das Amt 
entftand im 14. Jahrhundert, als die bisherigen Organe der Staatögewalt ven 
neuen Anforderungen einer entwidelteren Kultur nicht mehr zu genügen 3— 
und die ſchwierigen Verhältniſſe des ſocialen Lebens Schutz in einer neuen Arbeiter, 
Gewerbe, Sitten» und Lebensmittelpolizei fuchten. Als dauernde Inftitution wurbe 
das Friebensrihteramt (Justice of tbe peace) eingeſetzt durch Eduard ILL. im 

Jahre 1360 (34 Edw. III, e. 1) und bat feit mehr als 500 Jahren im feinen 
Orumdlagen feine Aenderung erfahren. 

Die alle Selöftverwaltung, fo hat bas Friedensrichteramt den reinen Amts- 
charalter. Amtsernennung und Amtsentlaffung, Amtspflibten und Amisrechte, 
ſtrafrechtliche Verantwortlichteit und Regreßpflicht ſind dem ſtaatsrechtlichen S ver 
ber Aemter entlehnt, ohne jeden Anklang an ein patrimontales Syſtem ber 
polizet und Outsgeridhte. Die Frievensrichter werben von dem König ernannt, a 
fo viele beftelen Tann, als ihm gut hänft, und redtlid wird das Amt fo lange 
verwaltet, wie es dem Könige beliebt. Schs Monate nach dem Tobe bes Könige 
erliſcht e8; jebod Tann der nachfolgende Regent alle frühern ee wieber 
berufen. Fähig, das Amt zu befleiven, ift jeder, ber 1) in der Grafſchaft 
ift; 2) elm jührliches reines Einfommen von Eigenthum von 100 Pfd. — oder 
einen lebenslänglidien Beſitz ober eine 2ıjährige — von g —— Ertrag 
ober eine jährliche Rente von 300 Pfd. © 
thum, das auf beſtimmte Jahre — JF —*— ——— ſind 

cirende Anwalte. Im Jahre 1856 gab es 18,200 Friedensrichter, von denen 
jedoch nur die Hälfte aktiv war, Auf 1000 Einwohner fommt demnach 1 Frie⸗ 
densrichter und auf eine beutfehe Quadratmelle 7 Friedensrichter. Die —— 
richter werben im der Regel für die ganze Grafſchaft mit konkurrirender © 
ernannt. Den Hilfe- und Rechtſuchenden wird es überlaffen, fih an ven es 
ober anderen Friedensrichter zu wenden, den Friedensrichtern felbft, ſich über vie 
Bertheilung gewiſſer Gefchäfte umter einanber zu vereinigen, Zur leichteren u. 
gung der Geſchäfte find jebod die Graffchaften in Polizeiverwaltu —* 

—5 (divisions) mit einem Umfang von durchſchnittlich 4 beutf 
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Die Aufgabe des Friedensrichters If die Friedensbewahrung (conser- 











Sriedensrichter, Sriedensgerichte. 6 


ihrer Anwendung iſt fehr viel feiner Unterſcheidung, feinem richterlichen Ermeſſen 
Diejer Umftand, die große Mannigfaltigkeit von 


eg heine erlegen ch d die Betrachtung, daß fie 
e ben , und 

ihr Amt unentgeltlih verwalten, haben auf bie Anfichten ber Praris und bie 
Beftimmungen der Gefege über die Verantwortlichkeit ber großen 
Einfluß geist. Der wirffamfte Schuß gegen einen Mißbrauch ver in 
Privat oder Partelintereffen liegt in ber perſönlichen Stellung, ver Zahl 
und Kollegialität, ver öffentlichen Berhandlung, ben Gefhäftsformen unb bem 
Infangenzug des Üriedensrichteramts. Dem Rechte nach können bie 

zwar jeden Augenblick vom Könige entlafjen werben, aber felt dem 10. Jahr 
hundert ift ein folder Fall nicht vorgelommen. Bon den Entſcheidungen ber Frie⸗ 
densrichter kann nur duch auferorbentlihe Rechtsmittel an bie 

appelliert werben. Die Reichsgerichte können eine Angelegenheit nur vor ihr Forum 
ziehen durch fog. writ of certiorari, wenn eine befheinigte Angabe vorliegt, daß 
eine unpartelfde Rechtſprechung in der Grafſchaft nicht zu erwarten fel, 
und durch fog. writ ol wandamus wegen Rechtsverweigerung. Auch können zweifel⸗ 
hafte Rechtsfragen von ben Parteien den Reichsgerichten zur Entfheidung vor= 
gelegt werben. — Civilrechtlich und kriminalrechtlich verantwortlich ift ber Friebens- 
richter nur bei vorfäglidem Mißbrauch feiner Amtsgewalt, ober wenn er 
da einfchreitet, wo er überhaupt Feine Jurisdiktion hat. 

Die Achtung vor dem Friedensrihteramt und vor dem Geifte, in welchem 
es verwaltet wird, ift in England allgemein; man erkennt im biefer Juſtitution 
bie wahre und hauptſächlichſte Grundlage ber Selbftverwaltung. Das wichtige und 
einflußreihe Staatsamt wird als Ehrenamt von Bürgern verwaltet, die am biefe 
Amtsführung weber ihren Lebensberuf noch ihre blonomiſche Exiſtenz geknüpft 
haben, die Befchmwerbeführung gegen Amtshandlungen der einzelnen Friedensrichter 
geht in ber Regel an ein Kollegium berfelben, und es fällt die Entſcheidung in 
zweiter Inftanz fohin ven aus gleicher Kategorie Berufenen anheim. Die B 
der inneren Verwaltung in Bezirk und Graffhaft ift denjenigen Klaſſen von Ein- 
wohnern anheingegeben, die bei berem gehöriger Ordnung vorzugsweife ein felbft- 
eignes Intereffe haben, Die Orientirung der Friedensrichter in der ſehr verwidelten 
engliſchen Gejegfammlung, in den ſchwer überfihtlichen Präcedents und Verwal - 
tungsregulativen wird erflärlich thells durch bie Vorbildung der englifchen Gentry 
auf Oymnaſien und Univerfitäten, theils durch populäre Unweifungen für die 
Ausübung des frievensrichterlihen Amtes, theils durch bie Uebung ver Praris 
und ben follegialen Verlehr in den Kreisausfhüffen und Quartalfigungen, theils 
durch bie allgemeine Gewöhnung ber höheren Stänte und ber gefanmten Nation. 
Der forporative Sinn der Inftitution, der Standesgeiſt gebilveter, durch Grund» 
rente unabhängiger Männer erhält unverbroffenen Sinn in ber mühfeligen Ber- 
waltung, deren Belohnung nur die Freude am Beruf und bas Bewußtſein eines 
wohlberechtigten Einfluſſes if, und die ihre wirkfamfte Kontrole neben dem Rekurs 
an bie Mehreren ihres Gleichen, im ber Deffentlichteit findet, 

Jedoch iſt nicht zu verfennen, daß feit ver Parlamentöreform von 1832 
eine neue Richtuug, die ſich am die Grundfäge des feſtländiſchen Berwaltungs- 
fyftems anzulehnen fuht, mehr und mehr an Boben gewinnt. In bem größeren 
Städten find die Friedensrichter ſchon faft überall durch beſoldete Polizelrichter In 
vie —— gelegt, auf dem Gebiete en ber * 

topflege, der polizei, der Straßenverwaltung b neuere 
gebung gewählte Berwaltungsräthe eingeführt worden, in benen ben Friedens- 
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FSürfl und Fürſtliches Haus. 


fürftlihen Haufes regeln, wird ald Privatfürftenredt bezeichnet *). 
ergibt fih, baß —* es Privatfürſtenrecht zwel wefentlich verſchtedenen Quellen ent- 


mäßigem Wege Geſetzen, bie nur 

Berfafjung se e und — de Die 
ber’ Autonomie bes eg Hauſes dagegen Beftimmungen finden 
fih in den Hausgejegen, ———— ae ee a 
N WE area ann na un 
Punkte, bie ber Fürft vermöge Kin Bcocnngieat ne beftimmen kaun, 
thells aber eigentliche autonomiſche F weit —28 die Zuſtimmung 
der Agnaten re tft, tft in pen um bl Häufern verſchieden 
beftimmt (fiehe darüber den Art. Hansgefege). 


Das Privatfürftenredht regelt einzelne Punkte der Familien- und Bermögens- 
hältniffe des Fürften und des fürftlihen Haufes. Soweit befondere Vorſchriften 
darüber nicht beftehen, find der Fürft und bie —— der ern me. 
den allgemeinen Gefegen über die Erwerbung, Behauptun ven Berluft der- 
jenigen Rechte, welde der Staatsangehörige an un) für fi unb ohne alle Bläde 
fiht auf feine politifhe und ſtaatsrechtliche Stellung anzuſprechen hat, unterworfen. 
Tür den Fürften ergibt fi) dies daraus, daß alle dieſe Verhältuiffe ben Staat 
und bie flantsrechtliche Stellung des Würften gar nicht berühren und daß ber 
nn x des Staates, fondern innerhalb desfelben fteht. Der Sag: 
est princeps“ bedarf heute feiner Widerlegung mehr. Die Anges 
Bee en 1 de — Hauſes aber ſind Unterthanen des Staates und als ſolche 
enfo wie jeder andere Staateblirger ven Geſetzen unterworfen, während aller- 
kn zur Neichszeit die Frage eine beftrittene war, ob fie reiheunmittelbar ober 
er Landeshoheit des regierenden Herrn unterworfen 
Ehe wir uns nun zur Darftellung des Privatfürftenzehts umd feinen einzeluen 
B en wenden, ſcheint es vor Allem nöthig, feſtzuſtellen, welche Perſonen 
zu den Mitgliedern bed fürſtlichen Saul aufes zu zählen feien, und .. —— 


— 
Q 
* 
— 


ſelben, ſo lange ſie —* bleibt; 2) diejenigen, welche im —— —8 
un "Durch Männer vom 


ich 

Familie achten, fo —* dieſes Verhältniß — auf, fobald fie eine Ehe eingehen 
und daburd in ein anderes Haus eintreten. Nur dann, wenn eine Frau beim 
Erlöfhen des —— als Erbin der Krone eine Ehe eingeht, kann fie 
als Fortfegerin des früheren Haufes betrachtet werben, 


*) Der Ausdruck „Privatfürftenrecht“ wird au —— Feine 
und - amilienrecht = Hüneerliärn Bann — 22 — 
Schu deutſches Staatsrecht S. 33) richtig fagt, N — dä er * 
nur als das exceffionelle Privatrecht Penner kehren Unterihanenklaffe (fiehe darüber den 
Artifel Gtandesherren ) 
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Redt 

—* die An bes leidenden Gehorfams ableiten — 

Recht der Völker nicht minder göttlich ſei und Bott, nicht feine Völfer der 

der Könige überliefert habe. Dem logifhen Argument ver Unterorbnung unter 

oberfte Autorität fest Feuerbach entgegen, daß ber Negent, welder feine ver- 
feffangemäßigen ad fie überfchreite und Widerrechtliches fordere, nicht als 
Regent das thue, weil feine Stellung als Regent durch das Recht bebingt und 

beſchränkt jet, fondern als Privatmann. „Der Kalfer ift nicht Kalfer, wenn er 

Unrecht thut", fagt ein altes Redhtsfprihwert. Die Gefahren, die aus bem * 

ſtand entftehen, find nicht einmal fo groß, als die Uebel der Tyrannei. 

zahle fampfoolle Freiheit ift beffer, als bie finmpfe Ruhe ber Suchtidaft 
Dadurch, daß ber Tyrannel widerſtanden wird, wird nicht bie —5 Staatd« 

gewalt verneint oder vermindert, fonbern an ihre Schranfen g 

Während aber die Engländer, Amerikaner und Deutſchen Gen — Wider ⸗ 
ſtand nur als eine bedenlliche Ausnahme rechtfertigen, hat die radilale franzöſiſche 
Schule geradezu den — bei jeder Verletzung des Vollksrechtes als ein hei— 
liges Geſetz proklamirt (Franz. Verfaſſung von 1793, $ 3). Die Geſchichte ver 
franzöftihen Revolution emeist aber, wie gefährlich es aud für die Bolfsfreiheit 
wird, wenn der Staat zwiſchen Aufftänben und Mitlitärgewalt ſchwanlt. 

3. Princip und Bedingungen bes Wipderftandes gegen Ty— 
rannet. Die frühere Theorte war gewöhnlid von dem Gedanken aufgegangen, 
baß der Staat das freie Werk des Bertrage fei. Wir erfennen heute in bem 
Staate eine ee bes Bolfs, wir trennen daher nicht mehr Regierung 
unb Negierte wie zwei vom einander gefchievene Wefen, beren eines mur zum 
Gebieten, das andere nur zum Gehorden berufen fei, fondern wir fehen im Staate 
beide zu einem einheitlihen Gefammtmefen und zu gemeinfamem 
Leben verbunden. Sie find daher Glieder Eines Körpers und bebingen fid 
mwechfelfeitig. Daher find aud öffentliche Nehte und Pflichten auf Beiden Selten 
und in Wechſelwirkung zu einander, 

Daraus folgt, daß im gefunden umb normalen Zuftande des Staates bie 
Regierung nur gebiete, en fie durch ihre ftaatlihe Stellung und Aufgabe berech⸗ 
tigt ift, und daß ber Gehorſam der Regierten ſich willig einftelle. Ein Konflikt 
ber Rechte und ver Pflichten ſetzt nothwendig einen Frankhaften Zuftand des Staates 
minbeftens in einem feiner beiven Hauptbeftanptheile voraus, ſei es weil bie Res 
gierung zu deſpotiſcher Willfür, ſei es weil bie Negierten zu trogiger —— 
geneigt ober gereizt find, Solche Staatskrankheiten kommen aber vor und für der- 
artige Fälle entfleht num die Frage: Ift der Wiperftand ber Negierten mit phy⸗ 
ſtſcher Gewalt zuläffig, aus welhen Gründen und wie weit? Der Gehorfam 
ift normales Recht, der Wiperftand Tann, wenn überhaupt fein 
Regelreht, er lann nur anomales, nur Ausnahms- und Nothrecht fein, 

Das aber ift er wirklich. Freilich legt der moberne Staatsbegriff im Gegen- 
ſatze zu dem mittelalterlidhen, auf bie Einheit und Autorität ber Regierun —— 
den größten Werth, Das Mittelalter hatte —* bie bewaffnete Selbfihilfe in 
weitem Umfange, aud der Heinen Herrn wider die höhern Herrn und ber Stände 
wider die Fürften vielfach gebilligt und gelibt, der moderne Staat 
alles Fehderecht und will keine zwiefpältige Pollzel, keine Parteiheere de 
brödelung der Staatsmacht. Er gibt daher feinen regelmäßigen W 
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ee an 4 
Waare, die vorzugsweife allgemeines Taufchmittel ift, benn auf biefe 

bie Preife der meiften Waaren ohne weitere Umrehnung ſchon im Voraus belannt, 
Und dasjenige allgemeine Taufhmittel num, das Irgendwo Fraft Gewohnheit ober 

Gefeg zugleich als allgemeines Preisgut dient, nennen wir allein Geld im tedje 

niſchen Sinne des Worts, während fonftige allgemeine Taufchgüter uns im Gegenfag 

zum Gelde Waaren bleiben. 

An die beiden Funktionen des allgemeinen Tauſchmittels und Preismaßes 
ſchlleßt fid) als natürliche Folge eine dritte am, die nicht zum Begriffe des Gelbes j 
gehört, aber beachtet werden muß, wenn man bie Bebeutung des Geldes volle | 
ftändig würbigen will. Das Geld wird nänlid zum allgemeinen Kapitalanſamm- h 
lungsmittel. Da man für Geld ftets alle anderen Waaren Haben kann, jobs 
deutet der Vefig einer gewiffen Menge Geldes ein Recht auf eine beftimmfe 
Werthmenge in Waaren beliebiger Urt, auf ſchon eyiftirende oder erft zu [haftende 
Waaren, da ih ja mit Geld aud Arbeit faufen und dadurch neue Güter j 
herftellen lafien fann. Wenn alfo Jemand fi in den Befig eines bellebigen Ka⸗ 
pitals fegen will, fo fpart er bie Mittel, fich diefes zu verfhaffen, allmälig In | 
Geld zufammen, bis er genug hat, fih das Gut, das er haben will, zu kaufen ' 
ober herftellen zu laſſen. Das im Moment tobt valiegende Geld, von bem 
Zeit noch ungewiß ift, wanır und zu welchem Zwecke es wieder im ben Gerkehr 
bringen wird, ift feiner beſtändigen Bertaufhbarteit gegen Waaren wegen, ſchon 
jest ein werthvoller Beſitz, ſelbſt ein Kapital: es iſt dies eime der wichtigſten | 
Eigenfhaften des Geldes, daß es das bequemfte und fiherfte Mittel ift, allmälig 
eine foncentrirte Macht über den Waaren- und Arbeitsmarkt zufammenzub 
—— erſt in dem Augenblick geltend machen lann, In welchem es vort 

nt, 

Daß gerade Gold ımd Silber fhon fo lange Zeit hindurch als Gelb fun- 

iren, kommt meber von Specialgefegen, noch von einem allgemeinen internationalen 
ertrag her, fondern die Völker wurden auf einer beftimmten Entwidlungsftufe 
dazu im folge der großen Tauglichkeit ver Edelmetalle zum Geld gedrängt, Die 
allgemeine Beliebtheit der edlen Metalle bilvet die erfte Borausfegung ihrer Gelbe 
fähigkeit, Ihre Koſtbarkeit machte fie befonders bequem bazu, weil fie verhältniß- 
mäßig wenig Raum einnehmen unb fo große Werthe leicht zu transportiren find, 
Ihre Härte und Dauerhaftigkeit macht fie tauglich zum Werthanfammlungsmittel 
und bewirkt, daß basfelbe Gelvftüd feinen Dienft unendlich Iange tun kann. Die 
gleihmäßige Natur diefer Elemente im chemiſchen Sinne des Wortes auf ber 
ganzen Erde beivirft, daß ber Unterſchied des Werths verfdiedener Gtüde des— 
jelben Metalls nur in Ihrem verſchledenen Gewichte befteht, die leichte Schmelz- 
barfeit geftattet bie Meberführung des Metalle in bequeme Münzen. 

Münzen find nämlih Metallftüde, deren Gewicht umd Feingehalt burd einen 
von einer allgemein anerfannten Autorität aufgeprägten Stempel fofort Jeder 
mann ohne weitere Prüfung erfennbar ift. Wenn der Gebrauch des Golves und 
Sitbers aus Babylon ſtammt, fo fheint Me Münze eine Erfindung ber griehifhen 
Kolonieen in Kleinafien zu fein. Die allgemein anerfannte Autorität, welde in 
unferen civflifirten Staaten die Münze prägt, ift, abgefehen von verſchwindenden 
Ausnahmefällen der Staat; berfelbe gewinnt hierdurch einen fehr wichtigen Ein- 
fluß auf die Negelung des Geldweſens, ber früher vielfah zu Münzverſchlech- 
terumgen mißbraucht wurde, heutzutage die Urfache bildet, daß im einzelnen Yän- 
berm verſchiedene Metalle als Geld dienen, in England Gold, in Deutſchland 














aufgehört und bie reine Kreditwirthſchaft begonnen haben, aber nie wären 
—— Gelb, 
enn wie alfo von nun ab von Geld fpredhen, fo 


in R t der, Gold» und r 
üdfiht auf unfere derzeiti nur — —— 
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für Umfäge fein genug 
prägen könnte. Auch fie ift aber nur Surrogat des Geldes als Tauſchmittel. 
Pfenning iſt feinem Metallgehalt nad; nicht gleiche! / z0 Thaler, und 
Berker zu dieſem Werthe kurſirt, fo geichieht dies nur, weil man für 120 
ninge einen Thaler haben fann; ber der Scheivemünge beruht zum 
auf Kredit, und baf fie nicht dasfelbe wie Gelb fei, zeigt fih darin, daß In 
en —— —— iſt, ſich die Bezahlung größerer 
e emünze en zu laffen. 
Der große — vo Geldes zeigt fih am deutlichſten, wenn man 

Zuftand ohne Geld denkt; nicht ohne Geift hat man behauptet, daß ein 
der umzählige Umfäge vermittelt, der Menfchheit einen größeren Dienft 
als eine Lokomotive; indeſſen darf man nicht benfen, jede Vermehrung 
Geldes im umbebingten virefter Gewinn, ober gar daß Geld iventifch mit 
oder Reichthum fei. Es iſt dies die Midas-Anfhauung des Volkes, welches 
Werthmaß mit dem Werthe, das Kapitalanfammlungsmittel mit Kapit 
Die ganze ältefte Schule der Nationaldfonomie, das Merkanlilſyſtem, 
die Mitte des 18. Jahrhunderts in ber Literatur und Praris berrichte, 
einer ſolchen Ueberſchätzung des Geldes, wenn gleich dieſer Irrthum, ber b 
einzelnen Schriftftellern in ſehr verſchiedenem Oradı ausgebildet ift, nidt g 
ein Grundprincip ber ganzen bamaligen Tehre ift. Ein Einzelner, der fo 
Geld befigt, daß er damit die gefammten beweglichen und unbeweglichen Güter 
eines Anderen kaufen kann, ift fo reich wie ber leßtere, fein Reichthum iſt fogar 
infofern befonders angenehm, als er ihm jeberzeit im beliebige Güter verwandeln 
fan, Wie aber, wenn biefer Einzelne das Geld immer nur vermehren, nie aus« 
eben wollte? Wie, wenn ein ganzes Volt nur Gelo, keine anderen Güter hätte? 

as Geld ift das Mittel, den Umfag der Güter zu beförbern, dieſe dahin zu 
bringen, wo fie am meiften begehrt, am beften benugt werben; es vermehrt bie 
Umfäge und damit die Arbeitstheilung und bie Probuftion, Aber vom Standppunft 
einer größeren Geſammtheit von unter einander verfehrenden Menſchen ift e8 inimer 
nur wegen ber anberen Güter, nicht feiner felbft willen da; es kann aud) an ſich 
biefelbe Menge Geldes die gleiche Menge Umfäge vermitteln, alfo venfelben Dienft 
leiften. Wenn jeder Thaler halb jo groß wäre, als er ift, fo könnte mit ber Hälfte 
bes Silbers, das wir haben, ganz berfelbe Berfehr vermittelt werben, und ber 
Wohlftand Aller wäre der gleiche. Für ven Einzelnen ift jeder Zuwachs an Gelb 
eben fo wie ein Zuwachs an anderen Gütern ein unbebingter Gewinn, bebeutet 
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*) Matina, das in Rußland zu Geld t bat, erwies iner le 
figen Das und feines —— ie — augen (ns Tai 
































Gemeinde, 739 
Selbfiverwaltung nicht auf die Gemeinde beſchränkt fein. Sie in ähnlicher 
Weiſe in den größeren Abtheilungen bes — in Kreis * vinz zur 
Durchflihrung gelangen, wenn nicht nur ber Schein der Freiheit, ſondern bie 
Freiheit ſelbſt eine dauernde Herrſchaft erringen fol. Es iſt ein ahrengelet, 
ber vor allem für Deutfhland Geltung hat, daß es dem Staate auf bie er 
nicht gelingen tann, fih auf einer ungegliederten Volksmaſſe aufzubauen. Wo 
biefer Verſuch gemacht wirb, fcheitert er an der Unmöglichkeit, mit den ſchwächſten 
Kräften den höch ſten Unforberungen Genüge zu thun. In einem folhen Gemein- 
weſen fol vom Allgemeinften bis herab zum Beſonderſten jedes iß ber 
ungegliederten Menge von einem Mittelpunfte georbnet, jedes von bier 
aus befriedigt werben. Um biefem Anfpruche, der über feine natürliche Beſtimmung 
und Kraft binausreiht, leidlich gerecht zu werben, mißte ber Staat von einer 
außerordentlich gefteigertem politifhen Thätigkeit des Voltes getragen fen, Diefes 
wird aber im Gegenteil die unterfte Stufe nicht überfchreiten, jo lange es ihm 
verfagt iſt, im nächſten, verftändlichften Kreife ben Sinn für ein größeres Gemein- 
weſen zu bilden umb zu üben, Jede Selbftverwaltung wird zu einer Schule des 
Staatsbürgerthumd, indem ber Einzelne ven egoiſtiſchen Interefien der Ge— 
felihaft gegenüber den Werth des Staatsweſens erkennen lernt, indem er jeine 
Seldftfuht dem Gefammtwefen unterorbnet, feine Thätigkeit für bas Ganze ver- 
werthet. Die Selbftverwaltung iſt aber auch eine Schule ver Staatsmänner. 


In den freien Geftaltungen bes lorporativen Lebens, in denen ſich bie — 


ber Prov und Bezirke, ber Vollsſtaͤnde und Berufsklaſſen feinen ungefaͤlſchten 


waltung bewegt, erhält ber Charafter, der wirthſchaftliche und nel 
Ausdruck. Hier lernt der Staatsmann den Stoff erft Tennen, der feiner bildenden 


eine lung finden, 

Das deutſche Gemeinderbefen ift durch ben politifhen Umſchwung, ber im 
17. und 18. Jahrhundert flattgefunden hat, zum Theil auf ganz meue Grund» 
Ingen geftellt worben, namentlid in feinen wichtigften Beziehungen: in Bezug auf 
den Wirkungsfreis der Gemeinde und ihr Berhältnig zum Staate. Die Gegen- 
wart felbft geht einer neuen eftaltung des Gemeindeweſens wiederum entgegen; 
erft In wenigen Staaten iſt biefe Umgeftaltung angebahnt worben. Die Dar- 
ſtellung und Kritik diefes gegenwärtigen Zuftandes fegt daher einen geſchichtlichen 
Rüdblid voraus, ber fid) ebenfalls auf die angegebenen Gefihtspuntte befhränten kann, 
47* 
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— oder ungebotenen Dingen zuſammentretenden —— 


heiß, — vererblich und veräußert zu werben pflegte, verbrängte meift 
den Bauerrihter und wurde gleichzeitig Vorftand der Gem 

Das Geriht wurde umter dem Seeger eines —— oder herr⸗ 
ſchaftlichen Richters gehalten, das Recht von ber ganzen Gemeinde oder von ber 
fonder® ernannten Urtelsfindem ober von flänbigen Schöffen gewiefen, und nlel» 
fach waren diefe Dorfgerihte zugleich Eent-, Landes» oder Amtsgericht mit weit 
ausgebehnter Kompetenz. Zumellen war ihnen aud bie peinliche Gerichtsbarleit 


bei 

? enn auch fn ber Zeit vom 13. bis 16. Jahrhundert bie ländlichen Ge 
meinden durch Feffegung der Weisthümer und durch Mitwirkung bei Gericht und 
Polizei einer weitgehenden Autonomie und Selbftverwaltung ſich — erfreuten, ſo 
war doch ber ganze Zuſtand ein rechtloſer. Ueberall konnte die Herrengewall ein- 
greifen und die alten Ordnungen umſtoßen, bie Laſten erhöhen und bie Selbſtändig- 
Reit verfürzen, Eine Hilfe war gegen bie U dung nirgends zu finden, Abge⸗ 
föloffen von den übrigen Ständen, des Schuges von Seiten des Kaiferd und 
Meicdhes, der Städte und ber Kirche beraubt, ſuchte ver Bauernftand im 15. und 
16. Jahrhundert in blutigen Aufftänden eine "Befferung feiner Lage. Aber den plan- 
lofen und unzufaommenhängenden Bewegungen gegenüber mußte e8 ben vereinigten 
Kräften des Adels und ber Fürſten ohne große Schwierigkeit gelingen, auch ben 
Testen großen Berfuch einer Gelbfibefreiung im Iahre 1525 nieberzufchlagen. 
Damit war es entſchleden, daß es den deutſchen Landgemeinden nicht gelingen 
ſollte, mit eigenen Kräften "eine gleihberechtigte Stellung mit ben übrigen Ständen 
Im Reiche zu erringen *). 

b) Die Städte, Trotz eifrigfter Forſchung iſt auch Heute nod über ben 


Urſprung mittelalterliche Städtefreiheit fein enbgiltiges Refultet gewonnen. Nach- 


*) Neber die Gefchichte der deutichen Landgemeinden — deö eg! find vornehm⸗ 
lich zu feben: das große Quellenwerk. bie deutfchen Meistbü von Grimm umb 
Schröder, 6 Bände 1840—1869; v, Zune: Einleitung * * er —2— Sof Dorf, 
und GtadtBerfafjung (185413 Sefichte de ; Bf der Dorfvers 
faffung, 2 Bände (1865—1866) —— "im a —* a Be Binde (1863). Eine gute über 
u a irlmern ——— bei @lete, Das beuffhe Genofinfsuftrcht Db, 1 LiBkB). 
un er a n a 
Dort finden ſich 3 ausführliche Siteraturnachweife. 



























































ber materiellen und geiftigen Wohlfahrt ausgeführt werben, In manden Gemeinde- 
geſetzen werben außerdem die einzelnen Zweige biefer 


oder weniger logiſchen und erfhöpfenben 


© N 

® kt 4. ®. 

8 59; —— Glſeb über bie 
reich G.O. vom 5. März 1862, Art. 5). Die Verwaltung der 
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An einer 
1850; Defter- 
olizei wirb 


in den meiften Staaten bezeichnet als eine der Gemeinde von der Staatsgewalt 

übertragene Funktion, und daraus für die Regierung das Recht abgeleitet, eine 

ununterbrochene, allgemeine Auffiht über die gejammte Verwaltung zu führen, fie 
D 


unter Leitung der Oberbehörven zu ftellen 


’ biefer O 


Zweige 
nad Gutduünken durch Staatsbeamte verwalten — So geben die preußiſchen 
Städteordnungen es ganz dem Ermeſſen ber Regierung anheim, ob ber Bürger: 
meifter, oder ob, wie es in ben meiften größeren Städten geſchieht, eine unmittel- 
bare königliche Behörbe zur Polizeiverwaltung berufen werden fol. In Oeſterreich 
werben zwar bie widhtigften Theile der Drtspoligei zu dem fogen. „ſelbſtändi 
Wirlungskreis“ der Gemeinde gerechnet, im weldem die Gemeinne mit Beobach⸗ 
tung der beftehenben Gefege nach freier Selbftbeftimmung anortnen und verfügen 
fann, aber aus höheren Staatsrüdfihten lönnen beflimmte Gefchäfte ber 
polizei in einzelnen Gemeinden befonderen landesfürftlihen Organen im Wege 
bes Geſetzes zugewiefen werben. (G.D. Akt. 5). 

So lange diefes allgemeine Auffihtsreht der Stantsbehörbden über ben wid- 
tigften Theil der Gemeindeverwaltung beſteht, fo lange niht an feine Stelle ge 
jegliche Beftimmungen, Einrichtungen, Kontrolen getreten find, ruht die Selbft- 
verwaltung nicht auf feftem runde. Einer büreanfratifhen Regierung, einem 
Minifterium, das im Intereffe der Partei, der es angehört, bie Gefege und feine 
Gewalt mißbrauchen will, find damit die beften Handhaben gegeben, um in das 
gefammte Gemeindeleben einzugreifen, um die Selbftändigfeit der Gemeinde 
behörben zu zerflören und mit ben Formen ber Gelbftverwaltung Spiel zu treiben 
zur Erreihung von Parteizweden. Das allgemeine Auffihts- und Einmiſchungs- 
reiht der Megieruug muß erfegt werden: durch gejegliche Feftftellung ver Pflichten, 
welche die Gemeinden zu erfüllen haben, durch geſetzliche Beftimmung ber Fälle, 
in welden ben Staatsbehörben ein Eingreifen in die Verwaltung ber „Drid- 
polizei" geftattet ift; durch Errichtung eines Berwaltungsgerichtshofes, welcher 
über die ftreitigen Fragen des öffentlichen Rechts zwiſchen Gemeinde und Staats- 


regierung zu entſcheiden hat. 
Zur Erfüllung der den Gemeinden 


obliegenden Aufgaben der Ortspolizei 


müffen ihnen Zwangsbefugniffe zu Gebote ſtehen; fie find Organe ver Staatö- 
gewalt und müffen als folche berechtigt fein, die innerhalb ihrer Zuftändigfeit 
getroffenen Berfügungen und Anordnungen mit Anwendung von Zwangsmitteln 
zur Ausführung zu bringen. Wie weit die Gemeinbebehörben berechtigt find, gegen 
Uebertretungen und Wiverfpenftigfeit Strafmittel anzuwenden und ortspolizeilidhe 
Vorſchriften mit Strafandrohung zu exrlaffen, wird meiter unten zu befprehen fein 


(vgl. auch den Art. Polizeiftrafgefete). 


IV. Redtspflege. Noch zu Anfang diefes Jahrhunderts beftand in ben 
meiften deutſchen Staaten anſchelnend die Gerichtsbarkeit der Städte und ber 
Grumdherren. Thatſächlich aber war fie faft allenthalben in ein Anftelungs- oder 
Präfentationsreht umgewandelt, mit gewiffen Pflichten und Befugniffen rückſichtlich 
ber finanziellen Seite der Iuftizverwaltung. Die Gerichtsbarkeit war als ein Aus- 
fluß der Staatsgewalt anerkannt, und vor diefer Auffafjung konnte der mittel- 


alterlihe Zuftand nidt länger beftehen. 


Es erſchien nur als die nothwendige 
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